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Dritte Auflage, 2 Bde., brosch. M. 12, — 

gebd. in Halbfranz M.- 15, — 

Was ein Mann von dem glühenden Patriotismus^ von der 

geschichtlichen Sehergabe und von der hinreissenden Darstellungskraft 
im Angesicht der Ereignisse gesagt hat, behält dauernden Werth, 
und es erquickt, sich in diese einst einer unmittelbaren lebendigen 
Gegenwart entquollenen Aeusserungen eines mit einem grossen Herzen 
begabten historischen Geistes zu versenken, (Die Post 18^7-) 

Ernst Moritz Arndt 

Ein Lebensbild in Briefen. — Nach ungedruckten und ge- 
druckten Originalen herausgegeben von 

HEINRICH MEISNER und 
ROBERT GEERDS 
Preis brosch. ]Vt. 7, — 

gebd. in Halbfranz M. 8,75 

Aber wahrlich nicht dem Historiker allein muss der Schatz 

der Briefe werthvoll sein, jeder gebildete Deutsche wird sich erquickt 
fiihlen durch den Anblick so kerniger deutscher Mannheit 

(Preuss, yahrbücher i8gg). 

Erinnerungen 

von Ludwig Baniberger 

Herausgegeben von D£: P. NATHAN 

Preis brosch. M. 7,50 

elegant gebd. in Gaiizlwd. M. 8.50, 

in Halbfrz. M. 9.50. 
^ Diese Memoiren sind ein wichtiges politisches und vor allem auch 
kulturhistorisches Dokument; sie schildern in epischem Redefluss voll 
behaglicher Anschaulichkeit das politische und das gesellschaftliche 
Leben der hinter uns liegenden deutschen Werdezeit, gesehen von 
Deutschland und vom Auslande aus; sie berichten von dem Paris 
des dritten Kaiserreiches und sie enthalten eine Fülle von feinen, 
mit leiser Hand hingezeichneten Portraits hervorragender Menschen. 
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Vorwort. 



Dieses Buch, dessen Urspning zum Teil um Jahre zurück- 
liegt, ist eigentlich gegen meinen Willen entstanden. Mit 
Untersuchungen über einzelne Fragen der bestehenden Uni- 
versitätsverfassung beschäftigt, fand ich bei der geschichtlichen 
Grundlegung immer wieder eine klaffende Lücke unserer Kennt- 
nisse für die Zeit von der Reformation bis zum Anfange des 
19. Jahrhunderts. Für den beschränkten Kreis der preussischen 
Universitäten habe ich diese Lücke auf Grund der Akten des 
Kgl. Geh. Staatsarchivs zu Berlin auszufüllen versucht. Die 
innere Entwicklung der einzelnen Universitäten darzustellen, 
lag ausserhalb meiner Aufgabe. Es handelte sich nur darum, 
das Universitätswesen eines der grössten deutschen Staaten 
vom Standpunkte der Verwaltung, also mit der Perspektive von 
oben zu schildern: Der vielleicht verlockenden Versuchung, 
über das Jahr 1810 hinauszugehen bis zur Gegenwart, stellten 
sich zur Zeit unüberwindliche Schwierigkeiten entgegen. Zunächst 
erscheint bei den engen Wechselbeziehungen der deutschen 
Universitäten im 19. Jahrhundert die Beschränkung auf einen 
einzelnen deutschen Staat nicht mehr möglich. Ausserdem ist 
aber der in den Akten selbst eines einzigen grösseren Staates 
enthaltene Stoff so umfangreich, dass eine Behandlung des 
Gegenstandes ohne besondere Vorarbeiten auf einzelnen Gebieten 
vorläufig unmöglich ist. Eine bloss essayistische Behandlung 
des 19. Jahrhunderts war aber mit dem Gesamtcharakter der 
Arbeit unvereinbar. So Hess sich eine Beschränkung auf die 
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Zeit bis 1810 nicht umgehen. Aber auch in diesem Umfange 
wäre mir die Bearbeitung nicht möglich gewesen, wenn nicht 
in der Beschaffung und Sichtung der Akten der verstorbene 
Herr Geheime Archivrat Dr. Reuter und Herr Geheimer Staats- 
archivar Dr. Erhardt wie andere Beamte des Kgl. Geheimen 
Staatsarchivs zu Berlin mich mit unermüdlicher Liebenswürdigkeit 
unterstützt hätten. Auch an dieser Stelle ihnen dafür meinen 
Dank auszusprechen, ist mir eine angenehme Pflicht. 

Berlin, den 18. Januar 1900. 

Conrad Bornhak. 
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L Die Zeit des Territorialstaates. 

(1506—1694) 



§ 1. Die Gründung der Hohenzollernschen Universitäten 
Frankfurt a. 0., Königsberg und Duisburg. 

Die Begründung der Universität Frankfurt a. 0. fällt noch 
in das Mittelalter. Diese Universität ist aber gleichzeitig die 
letzte der mittelalterlichen Stiftungen, welche sie zum Abschlüsse 
bringt. Sie teilt daher, den Charakter der mittelalterlichen 
Universitätsstiftungen in Deutschland überhaupt^). 

Im Gegensatze zu den meisten Universitäten West- und 
Südeuropas sind die deutschen und insbesondere auch die 
märkische Landesuniversität Frankfurt a. O.Stiftungen derLandes^ 
obrigkeit. Noch erschienen Privilegien der beiden universalen 
Gewalten, des Papstes und des Kaisers, unentbehrlich, nicht um 
die Stiftung ins Leben zu rufen, wohl aber im Interesse ihi-es 
Ansehens, um ihr und den von ihr erteilten Graden allgemeine 
Anerkennung zu verschaffen. Für Frankfurt wurden diese 
Stiftungsbriefe erteilt 1500 von Kaiser Maximilian L, 1506 zwei 
von Papst Julius IL, deren zweiter eine Wiederholung des ersten 
war, und 1515 noch einer von Papst Leo X. für die juristische 
und medizinische Fakultät besonders^*). Am 4. Oktober 1505 



') Vgl. darüber Paulsen, Die Gründung der deutschen Universitäten im 
Mittelalter in der Hist. Ztschr. Bd. 45 (1881) S.251 ff.; Kaufmann, Geschichte 
der deutschen Universitäten, Stuttgart 1888 ff. Bd. 2, S. Iff.; Stein, Die 
akademische Gerichtsbarkeit in Deutschland, Leipzig 1891, S. 12 ff. Kauf- 
mann und Bauch, Akten und Urkunden der Universität Frankfurt a. 0., 
2 Hefte, Breslau 1897/98. 

^) Sämtlich abgedruckt b. Beckmann, Notitia Universitatis Francofurtanae, 
Francofurti ad Viadmm 1707, Cap. II, S. 6. 

Bornhak, Preussiscbe Unlversitatsverwaltang. 1 
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wurde die Stiftung bekannt gemacht, und am 26. April 1506 
erfolgte in Gegenwart Kurfürst Joachims I. wie seines Bruders 
Albrecht die feierliche Eröffnung unter Kundmachung des landes- 
herrlichen Privilegiums*). 

In dem kaiserlichen Privileg war der Bischof von Lebus zum 
Kanzler bestellt worden. Als solcher wie als Konservator der Rechte 
der Universität bestätigte er dann die ihm von der Universität vor- 
gelegten Universitätsstatuten, die ältesten erhaltenen stammen von 
1510, spätere Revisionen von 1544 und 1588*). Neue Statuten 
wurden dann von der Universität selbst 1609 abgefasst und vom 
Kurfürsten Johann Sigismund bestätigt, da nach der Reformation 
die Kanzlergewalt auf den Landesherren übergegangen war. Diese 
Leges et statuta Academiae Viadrinae cum confirmatione Electoris 
Joh. Sigismundi vom 13. April 1610'), welche dann bei den 
späteren Regierungswechseln immer von neuem bestätigt wurden, 
enthalten aber keine Regelung der Verfassung, sondern im 
wesentlichen nur Dienstpragmatik für die Lehrer. Die Fakultäts- 
statuten beruhten auf Beschlüssen der Fakultäten unter Bestätigung 
erst des Kanzlers, später des Landesherren. Die der medizinischen 
Fakultät sind vom Oktober 1588 mit Bestätigung des Bischofs 
Georg von Lebus, die der theologischen mit Bestätigung des 
Kurfürsten Joachim Friedrich vom 4. August 1599, der juristischen 
mit Bestätigung desselben von Michaelis 1606, die der philo- 
sophischen aus unbestimmter Zeit, jedenfalls aber nach Erlöschen 
der Kanzlerwürde erlassen. Ob diese Fakultätsstatuten, die bis 
zum Untergange der Universität in Kraft blieben, die ältesten 
waren, ist zweifelhaft. Die der juristischen Fakultät werden 
jedenfalls als reformierte Statuten bezeichnet, es müssen ihnen 
also andere vorangegangen sein. 



1) Abgedruckt bei Mylius C. C. M. I, 2 Str. h 

2) Vgl. Kaufmann a. a. 0. S. 130 N. 1 . Die Angabe von Hausen, Geschichte 
der Universität und der Stadt Frankfurt a. 0., Frankfurt a. 0. 1800, 
S. 77, die ersten Statute^ seien unter Joachim IL abgefasst, ist hiemach 
irrtümlich. Abdruck der Statuten jetzt bei Kaufmann und Bauch a. a. O. 
Heft 2, 

3) Mylius C. C. M. I, 2 Nr. 8. 



Wie die Universität Frankfurt a. 0. die letzte der mittel- 
alterlichen Stiftungen ist, so bildet sie insbesondere ein Erzeugnis 
der letzten wissenschaftlichen Richtung des Mittelalters, des 
Humanismus*). Joachim I. wie sein Ratgeber Eitelwolf vom 
Stein waren durchaus vom humanistischen Geiste erfüllt. In 
kirchlicher Gebundenheit Erneuerung der Formen und des Geistes 
des Altertums, das allein konnte das wissenschaftliche Programm 
sein. Die Professur der Eloquenz und Poesie gilt daher als 
die erste. Daneben kommt der praktische Zweck in Betracht, 
durch Heranbildung geschulter Romanisten dem erwachenden 
modernen Staate die erforderlichen Beamten heranzuziehen. 

Für das Ordensland Preussen war schon 1366 von Papst 
Urban VI. ein Privilegium zur Stiftung einer Universität in 
Kulm erteilt worden. Zur Vollziehung der Gründung war es 
jedoch nicht gekommen. Unter der fortschreitenden humanistischen 
Bildung machte sich aber der Mangel gebildeter Lateiner, be- 
sonders im Verkehre mit Polen immer störender geltend. Der 
erste weltliche Herrscher, Herzog Albrecht, begründete daher zur 
Befriedigung dieses Bedürfnisses zunächst 1541 ein Partikular- 
studium, aus dem sich nach kurzer Zeit die Universität ent- 
wickelte. Die leitende Persönlichkeit war dabei Sabinus, der 
Schwiegersohn Melanchthons, und von diesem empfohlen, voll- 
ständig auf dem Boden der humanistischen Bildung stehend 
und namentlich mit den Italienern in regem wissenschaftlichen 
Verkehre. 

Im Unterschiede von Frankfurt ist aber Königsberg nach 
der 1529 gestifteten Universität Marburg eine der ersten 
evangelischen Stiftungen. Nicht das überkommene Dogma, 
sondern die reine Lehre bildet den Rahmen der humanistischen 
Wissenschaft. Das war für die Form der Stiftung nicht ohne 
Bedeutung. 

Schon 1543 hatte Herzog Albrecht mehrere Professoren berufen. 
Die förmliche Fundationsurkunde datiert vom 20. Juli 1544. 



^) Vgl. die Ausführungen bei Paulsen, Geschichte des gelehrten 
Unterrichts, 2. Aufl., Leipzig 189G/97, Bd. 1, S. 117. 

1* 



Damit war die Universität schon ins Leben getreten. Ihre und 
ihrer Mitglieder äussere Sonderrechte wurden durch Privilegium 
vom 18. April 1557 bestimmt^). Auf das päpstliche Privilegium 
für Kulm konnte man sich nicht berufen, da es für einen 
anderen Ort galt. Mit der Naivetät, die dem Reformations- 
zeitalter vielfach eigen ist, wandte sich Sabinus an den 
Kardinal Bembus wegen eines päpstlichen Privilegiums für 
Königsberg*). Die Erlangung dieses wie eines kaiserlichen 
Privilegiums misslang jedoch. Statt dessen erteilte dann schliess- 
lich der Lehnsherr, König Sigismund August von Polen, der 
Universität am 28. März 1560 ein Privilegium, in dem er ihr 
alle Vorrechte der Universität Krakau und namentlich das 
Promotionsrecht beilegte^). 

Die Grundzüge der Verfassung, wobei namentlich Wahl 
und Amt des Rektors, der Dekane, die Stellung des Senates, 
Vorlesungen und Ferien geregelt waren, wurden von dem Landes- 
herren selbst in den Constitutiones Academiae Regiomontanae 
vom 28, Juli 1546 *) gegeben. An die Stelle dieser Constitutiones 
traten, da sich nach dem Abgange von Sabinus mehrere 
Änderungen als notwendig herausgestellt hatten, die von der 
Universität selbst 1554 verfassten Statuten, welche 1557 vom 
Herzoge bestätigt wurden. Das Privilegium von 1557 behielt 
auch weiterhin für Statutenänderungen die landesherrliche Gre- 
nehmigung vor. Die älteren Statuten der philosophischen 
Fakultät sind vor 1554, die neueren vor Ende desselben 
Jahrhunderts, die der juristischen am 17. August 1617, die der 
theologischen 1623/24, die der medizinischen 1619 erlassen^). 



^) Fundationsurkunde und Privilegium bei Koch, Preuss. Universitäten, 
Berlin 1839 ff. Bd. 1, S. 563. 

^) Den Briefwechsel s. bei Arnoldt, Historie der Konigsbergischen 
Universität, Königsberg 1746, Teil I, S. 27ff. Vgl. auch Toppen, Die 
Gründung der Universität zu Königsberg und das Leben ihres ersten 
Rektors Georg Sabinus, Königsberg 1844. 

3) Abgedruckt a. a. 0. S. 33 und bei Grube , C. C. Pruten. I , S. 268. 

*) Koch a. a. 0. S. 572 ff. 

^^ Abgedruckt a. a. 0» 
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Nur die Statuten der theologischen Fakultät haben die Be- 
stätigung des Landesherren, die der anderen Fakultäten eine 
solche vom Rektor und Senat erhalten^). 

In dem Herzogtume Jülich-Kleve-Berg hatte schon Kaiser 
Maximilian II. am 26. Mai 1566 dem Herzoge Wilhelm ein 
Privilegium zur Errichtung einer T^niversität in Duisburg erteilt. 
Dazu war ein solches vom Papst Pius IV. gekommen, das den 
Kampf gegen die Ketzerei ausdrücklich zur Bedingung machte. 
Die Kriege in den Niederlanden, in welche auch die rheinischen 
Herzogtümer verwickelt wurden, hatten aber die wirkliche 
Stiftung verhindert. Erst unter dem Grossen Kurfürsten kam 
man auf dem alten Plan zurück. Am 20. November 1652 
regte die kleve-märkische Regierung beim Kurfürsten an, ob er 
nicht die Erneuerung des alten kaiserlichen Pri\dlegs nachsuchen 
wolle. Eine solche erschien jedoch nicht erforderlich. Auf das 
päpstliche Privilegium konnte man selbstverständlich nicht 
zurückgreifen. So erging am 15. Oktober 1654 ohne weiteres 
ein kurfürstliches Patent über Bestell- und Anordnung der 
Universität. Es wurden die erforderlichen Professoren berufen, 
und die Universität trat zunächst thatsächlich ins Leben. Erst 
am 6. 16. August 1655 erging eine kurfürstliche Bekanntmachung, 
dass die Universität errichtet werden solle. Die Einweihung 
war auf den 4. 14. Oktober 1655 festgesetzt. Nachträglich er- 
folgte hierzu am 30. August 1655 noch die Einladung der kleve- 
märkischen Stände*). Am festgesetzten Tage fand die feierliche 
Einweihung statt, wobei gleichzeitig die ersten Promotionen 
vorgenommen wurden. Daran schloss sich am folgenden Tage 
die Inauguration des ersten Rektors. Schon vorher waren am 
22. September 1655 die Privilegia Rectoralia erteilt, welche 
den Gerichtsstand der Universität als Korporation vor der 
kleve-märkischen Regierung und den L-mfang der akademischen 
Gerichtsbarkeit bestimmten. Zu einem weiteren Ausbau der 
Verfassung durch Statuten scheint es nie gekommen zu sein. 



*) Bericht der Universität Königsberg vom l. August 1799 im Nachlasse 
des Min. v. Massow. 

^ Scotti, Kleve-märkische Gesetzsammlung^ Bd. 1, 8. 320 Nr. 232. 
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Die Universität Duisburg war gedacht als reformierte 
Bildungsstätte für die Bewohner der rheinisch-westfälischen 
Gebiete des Hauses, um diesen bei der weiten Entfernung der 
östlichen Landesteile die Erlangung der akademischen Bildung 
im Inlande und unter Aufsicht der inländischen Staatsgewalt 
zu ermöglichen. Die Gebiete, für die einst Herzog Wilhelm 
die Errichtung der Universität beabsichtigt hatte, waren aber nur 
zur Hälfte an Brandenburg gekommen. Da im übrigen jedes 
Staatswesen schon aus konfessionellen Gründen seine Angehörigen 
am Besuch fremder Universitäten zu hindern suchte, war das 
Gebiet, für welches die Universität errichtet w^ar, viel zu klein. 
Mochte die Universität zeitweise als Vermittlerin der fort- 
geschritteneren niederländischen und französischen Bildung 
dienen'), so hat sie doch eine wirkliche Bedeutung infolge der 
hervorgehobenen Umstände nie erlangen können. Bei der not- 
wendig geringen Zahl von Studenten war nicht nur die Zahl 
der Lehrer auf das Mindestmass beschränkt, sondern es Hessen 
sich auch kaum hervorragende Kräfte gewinnen. Die Geschichte 
der Universität besteht daher nur in einem fortwährenden Dahin- 
siechen*). 



§ 2. Die Universitätsverfassung. 

Die Universitäten wurden begründet als landesherrliche 
Stiftungen, aber mit korporativer Verfassung, und zwar sind 
sie wie alle deutschen Universitäten nach dem Vorbilde von 
Paris im wesentlichen Korporationen der Lehrer. Diese allein 
führen die Verwaltung, während die Scholaren als Mitglieder 
der Universität an ihren Privilegien teil nehmen, aber die 
Angelegenheiten der Korporation nicht verwalten. 

Die Rechtsquelle der Verfassung bilden die Stiftungsbriefe 
und Privilegien der verschiedenen Gewalten. Unter diesen muss 



1) Vgl. Panlsen, Geschichte des ji'elehrten rnterrichts Bd. 1, S. 519. 

-) Vgl. darüber, Th. v. Mörner, Die Geschichte der Universität Duisburg 
Vüruehmlich zur Zeit i)ir(\s Stifters in der Ztschr. für preuss. Geschichte 
Bd. 5 (1868) S. 542 ff. 



iiameritlich das landesherrliche, das die Stiftung unmittelbar ins 
Leben ruft, bereits die Grundzüge der korporativen Verfassung 
enthalten. Den weiteren Ausbau geben landesherrliche Kon- 
stitutionen oder Statuten der ganzen Universität wie der 
einzelnen Fakultäten. Biese autonomen Satzungen bedürfen 
aber immerhin der höheren Bestätigimg. In kleinen Verhält- 
nissen wie in Duisburg konnte man besondere Statuten über- 
haupt entbehren. Aber auch sonst ergingen die Fakultätsstatuten 
oft Jahrzehnte nach Stiftung der Universität, wenn die ersten 
Promotionen zu einer festen Ordnung nötigten. Schliesslich 
kommt als wichtige Kechtsquelle das Gewohnheitsrecht in 
Betracht, das sich namentlich ausprägt in der Annahme des an 
anderen Universitäten allgemein üblichen. 

In Frankfui-t a. 0. wurde als Grundhige der Verfassung 
die Einteilung in Nationen, die man an anderen deutschen 
Universitäten schon vielfach aufgegeben liatte, zum letzten 
Male angenommen. Es gab hier die Nationen der Märker, 
Franken, Schlesier und Preussen, unter welche die Universitäts- 
angehörigen nach dem Geburtsorte verteilt wurden. Nach 
Nationen sollten die genossenschaftlichen Rechte ausgeübt und 
die Ämter besetzt werden. Da dies vielfach Schwierigkeiten 
machte, half man sich damit, dass man der für ein Amt ge- 
eigneten Person die dazu erforderliche Nationalität besonders ■ 
verlieh. Indem man aber in Frankfurt a. (). schon von Anfang 
an zu diesem Auskunftsmittel griff, entzog man der Einteilung 
in Nationen jede Bedeutung. Doch erst 16G1 entschloss man 
sich, wegen der mit den Nationen verknüpften Missstände des 
studentischen A'erbindungswesens die Nationen förmlich auf- 
zuheben. 

Die Gesamtheit der genossenschaftlichen Rechte ruht in 
der Universität selbst, welche durch das Senat vertreten wird. 
In Frankfurt a. 0. und Duisburg gehören zum Senate sämtliche 
ordentliche Lehrer der Universität vom Zeitpunkte ihrer Ein- 
führung ab. In Königsberg bilden dagegen den Senat sämt- 
liche ordentliche Professoren der oberen Fakultäten, sowie der 
Dekan und die vier ältesten Pi'ofessoren der philosophischen 
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Fakultät. Die Berufung des Senates hängt allein vom Kektor 
ab, der in den Versammlungen den Vorsitz führt. Der Senat 
hat in allen üniversitätsangelegenheiten zu beschliessen, ins- 
besondere dem Landesherren und seiner Regierung gegenüber 
die Universität zu vertreten. Nur in schleunigen Sachen konnte 
sich der Rektor darauf beschränken, den Rat der Dekane ein- 
zuholen. 

An der Spitze der Universität steht wie überall der Rektor. 
In Frankfurt a. 0. führten die ersten Rektoren Wimpina 1506 
und Blankenfelden 1507 das Rektorat ein ganzes Jahr. Seit- 
dem wurde der halbjährige Wechsel am 23. April und 23. Oktober 
üblich. In Königsberg w^ar der erste Rektor Sabinus vom 
Herzoge sogar auf Lebenszeit bestellt. Für die Folgezeit 
schrieben aber schon die Constitutiones von 1546 halbjährige 
Rektorwahl vor. Die Wahl erfolgte in Frankfurt a. 0. durch 
die Magister, Doktoren und Professoren der Nationen und zwar 
derart, dass das Rektorat unter den Nationen wechselte. Nach 
Beseitigung der Nationen wurde die Wahl eine ganz freie. 
Erst am 27. November 1666 wurde vom Grossen Kurfürsten 
bestimmt, sämtliche Professoren sollten nach Ordnung der 
Fakultäten folgen. Aber schon 1674 wurde die Rücksicht auf 
die Fakultäten fallen gelassen, und es erhielt nunmehr jeder 
ordentliche Professor der Reihe nach das Rektorat. Dasselbe 
war an den beiden anderen Universitäten üblich. Die Wahl 
des Rektors w^ar damit zu einem rein formalen Akte geworden. 
Sie beschränkte sich auf die Feststellung der Thatsache, wer 
für das nächste Halbjahr an der Reihe sei. Damit schränkt 
sich gleichzeitig die Befähigung zur Bekleidung des Rektorates 
auf die ordentlichen Professoren ein, während im Anfange 
dieser Periode noch alle Doktoren und Magister wählbar ge- 
wesen waren. Einer Bestätigung des neuen Rektors durch den 
Landesherren oder nur einer Anzeige an diesen von dem Ergeb- 
nisse der Wahl bedarf es nicht. 

Der Rektorats Wechsel vollzieht sich in einer feierlichen 
Inauguration unter Eidesleistung des neuen Rektors. 

Dass allein die Lehrer zur Bekleiduni; von Ämtern der 
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Genossenschaft berechtigt seien, war bei Begründung der Uni- 
versität Frankfurt bereits ein so scharf ausgeprägter Grundsatz 
deutscher Universitätsverfassung, dass die Wahl von Studenten 
zu Eektoren oder ihre Teilnahme an der Wahl nicht mehr 
vorgekommen ist. Nur vornehme Herren, die auf der Universität 
studierten, pflegte man zu Rektoren zu wälilen, die Amts- 
geschäfte führte aber in diesem Falle ein Professor als Prorektor. 
Die Constitutiones von 1546 für Königsberg und die Articuli 
visitationis vom Mai 1611 für Frankfurt a. 0. erkannten den 
Gebrauch, Grafen und Herren, die auf der Akademie seien^ 
honoris causa zu Rektoren zu wählen, ausdrücklich an, in 
Frankfurt a. 0. sollten aber für die Zukunft solche nicht zu- 
gelassen werden, die noch ganz kindisch seien, in Königsberg 
schadete letztere Eigenschaft nicht. Die Hauptsache, wesshalb 
die Universität einen solchen Ehren-Rektor überhaupt wählte, 
war wohl das von ihm zu veranstaltende Gastmahl. Markgraf 
Georg Wilhelm schrieb sogar am 23. Februar 1611 als Student 
aus Frankfurt a. 0. einen gar beweglichen Brief an seine Mutter '. 
mit der Bitte um Geld, die er damit begründete, dass er das j 
Rektorat empfangen und ein Convivium gehabt. 

Überaus mannigfach waren die Geschäfte des. Rektors. 
Er leitet die Versammlungen des Senates, führt die laufende 
Verwaltung, insbesondere die Veimögensvenvaltung und die 
Rechtsprechung, letztere zum Teil unter Mitwirkung des Senates. 
Die Befugnisse waren dabei nach mittelalterlicher Weise keines- 
wegs immer fest umgrenzt. So ergab sich denn für den Rektor 
die Möglichkeit mannigfacher Konflikte, zumal bei der Kürze 
der Amtsdauer sich niemand in die Geschäfte ordentlich ein- 
arbeiten konnte. Der Grosse Kurfürst nmsste daher für Frank- 
furt a. 0. am 18. April 1665 besonders anordnen, der Rektor 
solle sich gegen andere Professores aller Bescheidenheit gebrauchen, 
sie nicht übel anfahren, auch nichts unter dem Siegel der 
Akademie ohne Beratschlagung in conventione abschicken. 

Die Universität zerfällt in die vier üblichen Fakultäten 
der Theologen, Juristen, Mediziner und Artisten oder, wie sie 
schon im 16. Jahrhundert bezeichnet werden, Philosophen. 
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Vollberechtigte und au der Verwaltung beteiligte Mitglieder 
der Fakultät waren nach mittelalterlicher Auffassung alle 
lesenden Doktoren und Magister, nach späterer Rechtsüberzeugung 
nur die ordentlichen Professoren. Die Zahl der letzteren war 
in Frankfurt statutengemäss in der theologischen Fakultät auf 
vier, in der juristischen auf fünf, in der medizinischen auf zwei 
und in der philosophischen auf acht bestimmt. In der philo- 
sophischen sollten ausserdem zwei Extraordinariate bestehen. 
Später wurde jedoch aus finanziellen Gründen bei den ersten 
beiden Fakultäten je eine Professur nicht wieder besetzt. In 
Königsberg war nach den Statuten die Zahl der ordentlichen 
Professoren in den oberen Fakultäten auf je zwei vorbehaltlich 
einer Vennehrung im Falle des Bedürfnisses, in der philosophischen 
auf zehn bestimmt. Ausserdem konnte die Fakultät Adjunkten 
mit Aussicht auf Einrückung in die Ordinariate bestellen. 
Duisburg hatte immer nur zwei bis drei ordentliche Professoren 
in jeder Fakultät. Der Grundsatz, dass nur die ordentlichen 
Professoren Mitglieder der Fakultät sind, ist gerade in der Ent- 
wicklung begriffen. Charakteristisch sind in dieser Beziehung 
die Statuten der philosophischen Fakultät zu Königsberg. Die 
älteren, vor 1554 entstanden*), setzen die Zahl der Fakultäts- 
mitglieder auf zwölf fest, die Professoren und, soweit diese die 
Zahl nicht erfüllen, kooptierte Magister. Die neueren Statuten, 
noch vor Ausgang des 1 6. Jahrhunderts entstanden'), bestimmen 
dagegen schon: „Concilium facultatis artium ex solis professoribus 
publicis stipendiis ad docendum conductis couvocabitur." Nach 
den Frankfurter Fakultätsstatuten (1588 — 1606) sind noch alle 
lesenden Doktoren und Magister Fakultätsmitglieder. Doch seit 
den ersten Jahrzehnten des 17. Jahrhunderts herrscht die alleinige 
Berechtigung der ordentlichen Professoren vor, nur noch ver- 
einzelt durch Ausnahmen zu Gunsten der ausserordentlichen 
Professoren durchbrochen. 



^) Weil die Zeit der Dekauats wählen 1554 anders j^eregelt wurde. 
Vgl. Arnoldt, Historie der Königsbergischeu Universität Bd. 1, S. 139. 

*) i'ber die Gründe für diese Zeitbestimmung vgl. die Angaben bei 
Arnoldt a. a, (). S, 140. 
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Au der Spitze der Fakultät steht der Dekan. Vorsitzeuder 
des Kollegiums kann natürlich nur ein Mitglied sein. Die 
Dekanatsfahigkeit ergiebt also zugleich, inwieweit die Fakultät 
noch anderen als den ordentlichen Professoren offen steht. So 
sind nach den älteren Statuten der philosophischen Fakultät 
zu Königsberg noch alle Fakultätsmitglieder, also auch einfache 
Magister, nach den neueren nur besoldete Professoren, in der 
juristischen nur Ordinarien oder Adjunkten, in der medizinischen 
Ordinarien, Adjimkten, Extraordinarien oder ein Ordinarius 
der philosophischen Fakultät wählbar. Allmählich verengert 
sich der Kreis immer mehr auf die ordentlichen Professoren. 
Es blieb lange die einzige bemerkenswerte Ausnahme, dass in 
der theologischen Fakultät zu Königsberg auch die ausser- 
ordentlichen Professoren noch die Wahlfähigkeit besassen. Auch 
bei diesem Amte hatte sich sehr bald mit der Beschränkung 
auf den engen Kreis der halbjährliche Wechsel unter allen 
ordentlichen Professoren der Reihe nach eingebürgert, so dass 
eine eigentliche Wahl nicht mehr stattfand. Nur neu ein- 
getretene Professoren wurden observanzmässig das erste Mal 
übergangen. 

In der juristischen Fakultät bestand ausserdem von Anfang 
an das ständige Amt des Ordinarius. Seine wesentlichste 
Aufgabe war der Vorsitz in der Fakultät als Spruchkollegium. 
Ausserdem sollte er die Gerechtsame der Universität vertreten 
und nötigenfalls den Rektor mit seinem Rate unterstützen. In 
der juristischen Fakultät selbst nahm er die erste und best- 
besoldete Stelle ein, stand aber dem derzeitigen Dekane nach. 

Die Fakultät versammelt sich auf Berufung und unter 
V^orsitz des Dekans, die juristische als Spruchkollegium des 
Ordinarius. Der Vorsitzende hat gleichzeitig die Geschäfte zu 
verteilen, soweit sie von einzelnen Fakultätsmitgliedem zu 
erledigen sind. 

Die Fakultät, obgleich nur Teil einer Korporation, besitzt 
selbst wieder korporative Rechte, wenn auch nicht allzu häufig 
besonderes Vermögen, da die Unterhaltung der Universität imd 
ihrer Teile im wesentlichen auf der Universität selbst ruhte. 
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Die Geschäfte der Fakultät sind nicht lest umgrenzt. Ihre 
Aufgaben umfassen alles, was das Interesse des von ihr ver- 
tretenen Wissenszweiges auf der Universität betrifft. Dahin 
gehört namentlich die Schlichtung von Streitigkeiten unter 
ihren Mitgliedern, der Vorschlag* geeigneter Personen für 
erledigte Professuren und vor allem die Vornahme der Pro- 
motionen. Die juristische Fakultät bildet ferner überall ein be- 
sonderes Spruchkollegium und hat unter Vorsitz ihres Ordinarius 
in den ihr von den Gerichten übersandten Prozessakten das 
Urteil abzufassen. 

Die Universität besass endlich zur Handliabung ihi*er Ge- 
schäfte, namentlich für die Vermögensverwaltung und die Recht- 
sprechung über die I'niversitätsangehörigen und Hintersassen 
eine Reihe von Beamten, die vom Senate gewählt wurden und 
unter dem Rektor standen. 

In Frankfurt a. 0. sollte nach den Leges et statuta von 
1610 der Senat jährlich vier Inspektoren als Aufsichtsbeamte 
für die Lehrer wählen, die namentlich dafür zu sorgen hatten, 
dass jeder Lehrer seine Amtspflichten gewissenhaft erfüllte. 
Soweit diese Bestimmung überhaupt in Kraft getreten ist, hat 
sie aber jedenfalls sehr bald ihre Bedeutung verloren. Denn 
von einer besonderen Wirksamkeit der Inspektoren haben sich 
keine weiteren Spuren erhalten. 



§ 3. Doktoren, Magister und Privatdozenten. 

Entsprechend der genossenschaftlichen Verfassung der Uni- 
versität fand sie von Hause aus grundsätzlich den Nachwuchs 
ihres Lehrpersonals durch die Selbstergänzung in der Form der 
Verleihung der akademischen Grade. Das Eindringen der be- 
amteten Lehrer, die an den deutschen Universitäten von An- 
fang an vorhanden waren, hat diese Form in den Schatten 
gestellt, aber nicht ihrer Bedeutung beraubt. 

Die mittelalterlichen Universitäten kannten zwei akademische 
Grade, den des Baccalars und den des Doktors oder Magisters. 
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Zur Verleihung der letzteren Würde bedurfte es der Genehmigung 
des Kanzlers. Der, für den diese Genehmigung erteilt war, 
hiess bis zur feierlichen Promotion Licentiat. Diese Würde bildet 
also keinen besonderen Grad, sondern nur die Vorstufe für die 
Doktor- und Magisterwürde. Das Baccalareat verschwindet um 
die Grenzscheide des 16. und 17. Jahrhundert. In Königsberg 
kennen es z. B. nur die alten und neuen Statuten der philo- 
sophischen und die der medizinischen Fakultät. Die Licenz 
war gegenstandslos, wo, wie in Königsberg und Duisburg, kein 
Kanzleramt bei den Promotionen beteiligt war. Gleichwohl 
bezeichnen die Statuten der medizinischen Fakultät zu Königs- 
berg die Licenz als besonderen Grad, eine geschichtlich unrichtige 
Auffassung, die später namentlich bei den Theologen allgemeinere 
Bedeutung gewonnen hat. 

Im wesentlichen bleibt hiernach nur der Doktor- und Magister- 
grad übrig. Schon von Bologna und Paris her war es üblich, 
die Doktorwürde als Vorrecht der oberen Fakultäten zu be- 
trachten und die vollberechtigten Lehrer in der Fakultät der 
Artisten als Magister zu bezeichnen. Doch kommen in dieser 
Beziehung mannigfache Schwankungen vor. Wie nun im 
16. Jahrhundert die alte Artistenfakultät die Bezeichnung der 
philosophischen annimmt, so erscheint der Doktortitel als die 
der philosophischen Fakultät entsprechende neuere Bezeichnung. 
Heute tritt dies klar hervor in dem aus der Verbindung des 
älteren und des neueren erwachsenen Doppeltitel eines Doctor 
philosophiae et Magister liberalium artium. Doch hat sich der 
Doktortitel viel später durchgesetzt als die Benennung der 
philosophischen Fakultät; 1625 spricht man von den Doctores 
philosophiae," quos vulgo Magistros vocant, und später tritt der 
Doktortitel zeitweise wieder ganz in den Hintergrund. 

Die akademischen Grade werden nur verliehen nach münd- 
licher Prüfung durch die Fakultät oder besonders von ihr be- 
stellte Examinatoren, auf Grund einer Dissertation und schliesslich 
der höchste Grad in den feierlichen Formen der Promotion. 
Voraussetzungen und Formen für die Verleihung der akademischen 
Grade zu regeln, bildet einen der wichtigsten Gegenstände der 
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Fakultätsstatuten. Promotionen in absentia sind in dieser 
Periode kaum vorgekommen. 

Die Promotionen waren wegen der hohen Gebühren eine 
wichtige Einnahmequelle der Fakultät. Desshalb musste ihr 
an zahlreichen Promotionen gelegen sein. Dieses Ziel Hess 
sich freilich bei den damaligen Verkehrsmitteln nicht durch 
Errichtung einer Doktorfabrik im moderaen Sinne unter Herab- 
setzung der Anforderungen erreichen. Aber gewisse kleine 
Mittel gab es immer. So stellte die philosophische Fakultät 
zu Frankfurt a. 0. beim Kurfürsten ^r den AJitrag, dass alle 
Inßpektores, Pfarrer und Schulrektores den Gradus magisterii 
erwerben müssten. Allerdings wurde das vom Kurfürsten 
wegen Inkonvenientien abgelehnt. 

Zur Erwerbung eines Grades gehörte natürlich von je her 
ein Schmaus. Als Aufgabe der Landesobrigkeit erschien es 
hier, möglichst auf Verminderung der Kosten hinzuwirken, 
damit die Studenten nicht anderswohin gingen. So wurde 
1683 für Frankfurt a. 0. bestimmt, es dürfe nur eine Abend- 
mahlzeit ohne Frauenzimmer und ohne Konfekt von höchstens 
zehn Speisen stattfinden, Ai-me sollten für die Hälfte der 
Kosten ohne Handschuhe und Convivium doctorale promoviert, 
die Licentiaten wie bisher schon bei den Juristen auch bei 
den Medizinern privatim ohne Convivium renuntiiert werden. Noch 
besser war es natürlich, wenn die Landesobrigkeit selbst ganz 
oder teilweise zum Doktorschmause beitrug. In Frankfurt a. 0. 
wurde nur das Wildpret auf jedesmaligen Antrag beim Kur- 
fürsten geliefert. Weiter ging man in Königsberg: Hier kostete 
eine Magisterpromotion der Rentkammer 71 Thlr.56 Gr. : 52 Thlr. 
zu Wein, 10 Thlr. zu einem Ochsen, 2 Thlr. zu 20 Stück 
Karpfen, 3 Thlr. 50 Gr. zu Gewürz, 4 Thlr. 16 Gr. zu Holz. 
Zur Promotion eines Doktors der Theologie wurde gar das 
Doppelte gewährt wie für einen Magister. Gewiss, der deutsehe 
Patrimonialstaat des 17. Jahrhunderts war arm, aber für die 
Wissenschaft hatte er doch eine offene Hand, allerdings auf 
seine Art. 

Die Promotion ist zwar genossenschaftliches Recht, aber 
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geknüpft im die Erlaubnis des Kanzlers, soweit ein solcher be- 
stellt war. Für Frankfurt a. 0. war der Bischof von Lebus 
Kanzler. Die Kanzlerwüi*de wird gleich dem Bistum Lebus 
1598 mit der landesherrlichen Gewalt vereinigt. Seitdem muss 
der Landesherr zu jeder Promotion, nachdem der Kandidat die 
J^rüfung bestanden hat, eine besondere Erlaubnis erteilen und 
zwar als Rechtsnachfolger der früheren Kanzler. So heisst es 
in einem Antrage der philosophischen Fakultät vom 16. April 1606 
wie vom 9. Oktober 1619: „ut quia non modo Academiae huius 
conservator est benignissimus, sed et personam Episcopi Lebusiani 
et Cancellarii Academiae repraesentat", und in einem solchen 
der theologischen vom 3. Mai 1617: „potestas vero huius- 
modi conferendi gradus olim apud Academiae Cancellarium, 
nunc apud vestram est celsitudinem illustrissimam". Seitdem 
vollziehen sich die Promotionen sub auspiciis et autoritate des 
Landesherren. Dasselbe gilt von Königsberg und Duisburg, 
wo bei der Begründung eine besondere Kanzlerwürde über- 
haupt nicht eingerichtet wurde. 

In Ausübung des mit der landesherrlichen Gewalt ver- 
bundenen Kanzleramtes lässt sich der Landesherr auf jedes- 
maliges Ersuchen bei dem feierlichen Promotionsakte durch 
einen Legatus und Procancellarius, wie er in Königsberg trotz 
des Fehlens der Kanzlerwürde ausdrücklich genannt wird, ver- 
treten. In Frankfurt wird diese Vertretung gewöhnlich dem 
dort höchstkommandierenden Offiziere, in Königsberg und Duis- 
burg einem Mitgliede der Regierung übertragen. 

Wenn auch viele den Doktor- und Magistergrad nur als 
Auszeichnung suchten, so hat man doch daran stets festgehalten, 
dass die Promotion die volle Lehrbefähigung in der Fakultät 
verleihe, während das im Mittelalter allgemein übliche Lesen 
der Baccalare und schliesslich der Grad selbst allerdings ver- 
schwindet. Wer als Doktor oder Magister las, that dies aber 
nunmehr in der Erwartung, demnächst eine besoldete Professur 
zu erlangen. Die Privatdozenten sind hiernach die unmittel- 
baren Nachfolger der lesenden Doktoren des Mittelalters, der 
aus der genossenschaftlichen Selbstergänzung hervorgegangene 
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Teil des Lehrpersonals. Die Behauptung, dass die Privkt- 
dozenten sich aus den zuerst in der philosophischen Fakultät 
vorkommenden Privatlehrern der Studenten im 16. Jahrhundert 
entwickelt hätten*), entbehrt jeder Begründung. 

Da jeder sich bei der Promotion eidlich verpflichten musste, 
den erhaltenen Doktorgrad in keiner anderen Universität nach- 
zusuchen, und angesichts der allgemeinen Anerkennung der 
akademischen Grade konnte auch der Doktor und Magister 
einer fremden Universität Vorlesungen halten. Wenn vielfach 
für die fremden Doktoren erst eine besondere Zulassung ver- 
langt wurde, so hat dies nur eine finanzielle Bedeutung; es 
mussten der Fakultät entsprechende Gebühren gezahlt werden, 
eine neue Prüfung fand nicht statt. Aber selbst ob die be- 
sondere Zulassung notwendig sei, war keineswegs unbestritten. 
So waren im Herbst 1666 zu Frankfurt a. 0. drei juristische 
Doktoren promoviert worden. Einer von ihnen, Dr. Teller, 
hatte darauf in Leipzig ohne weiteres Collegia privata und 
publicas disputationes angekündigt, die juristische Fakultät aber 
den Anschlag abreisen lassen, indem sie sich darauf berief, 
dass nach kurfürstlichem Reskripte niemand ohne Zulassung 
seitens der Fakultät Kollegia zu halten sich anmassen dürfe. 
Auf Antrag der juristischen Fakultät zu Frankfurt a. 0. ver- 
wandte sich darauf der grosse Kurfürst am 29. Januar 1667 
bei Kursachsen unter Zusicherung der Reciprocität, die stets ge- 
wahrt sei. Es ist dies um so bemerkenswerter, als die Frank- 
furter Fakultätstatuten selbst von fremden Doktoren vor der 
Zulassung Zahlung einer Gebühr und einmalige Disputation 
forderten. 



Hörn, Kolleg und Honorar, München 1897, S. 12. Als Wider- 
legung aus den gedruckten Quellen vgl. z. B. Statuten der juristischen 
Fakultät zu Königsberg cap. XI: „Inter Docentes merito recensentur et 
illi, qui cum Professores non sint, graduin tarnen Doctoris legitime sunt 
adepti." Es folgen dann Vorschriften über die Aufnahme fremder 
Doktoren. Auch der oben im folgenden Absätze erwähnte Fall von 16GC 
ist ein schlagender Beweis gegen die Hornsche Ansicht. 
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Die genossenschaftliche Grundlage der Lehrverfassung machte 
sich endlich auch insofern geltend, als die ernannten Professoren 
den akademischen Grad ihrer Fakultät, den sie etwa noch nicht 
besassen, erwerben mussten. Nur wurde zumal bei älteren 
Professoren von den sonst bei der Promotion üblichen Zere- 
monien Abstand genommen, die Prüfung beschränkte sich 
allenfalls auf ein Kolloquium, und es fand darauf die 
Proklamation des neuen Doktors vor der ganzen Universität 
statt. 

§ 4. Die beamteten Lehrer. 

Die freiwillige Selbstergänzung durch Promotion hatte bei 
den deutschen Universitäten schon von Anfang an nicht aus- 
gereicht, um das erforderliche Lehrpersonal zu beschaffen. Und 
wenn die Fakultäten für die Vollständigkeit des Unterrichts 
sorgen sollten, so standen sie dabei vielfach vor einer unmög- 
lichen Aufgabe. Bei Begründung der Universität mussten 
zunächst die Lehrer berufen werden, und auch später war ein 
fester Stamm von besoldeten Lehrern neben den fluktuierenden 
Doktoren und Magistern unentbehrlich. Vielfach wurden 
Pfründen, zumal solche, deren Verleihung dem Landesherren 
zustand, mit dem Lehramte verbunden, oder auch die Be- 
soldung unmittelbar auf die landesherrliche Kasse übernommen. 
Wer die Pfründe verlieh oder die Besoldung gab, bestellte 
auch zu dem Amte. Wenn der Landesherr auch bisweilen die 
Fakultät um Rat fragte, so bestand doch keinerlei genossen- 
schaftliches Recht auf Mitwirkung bei Besetzung besoldeter 
Lehrämter. Ohne jeden Zusammenhang stehen das genossen- | 
schaftliche Recht der Selbstergänzung durch die Promotion und 
die obrigkeitliche Verleihung der besoldeten Lehrämter neben 
einander. 

Dies ändert sich erst durch die Reformation. Die Säkulari- 
sationen gewähren die Möglichkeit, den Universitäten eigenes 
Vermögen zu überweisen, aus denen nunmehr auch die Be- 
soldungen bestritten werden. Der mittelalterliche Rechts- 
grundsatz, dass, wer die Besoldung zu gewähren hat, auch das 

BornhAk, Preussijicbe Uoiversit&ts Verwaltung. 2 
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Lehramt besetzt, kommt jetzt den Universitäten zu Gute. In 
der Zeit tiefsten Verfalls der mittelalterlichen Genossenschaften 
gelangt hier ein neues genossenschaftliches Recht zur Ent- 
stehung und zwar ein solches der Universität als Gesamtheit, 
nicht der einzelnen Fakultäten. 

Als das regelmässige Verhältnis stellt es sich nunmehr 
heraus, dass die Fakultät Vorschläge macht, der Senat darauf 
hin frei wählt, und der Landesherr den Gewählten bestätigt 
mit der Aufforderung, ihn einzuführen. Für Frankfurt a. 0. 
wird dieses Verhältnis ausdrücklich anerkannt in den Articuli 
visitationis vom Mai 1611. Hiernach soll bei Erledigung einer 
Professur die Fakultät etliche qualifizierte Personen namhaft 
machen und die Elektion durch das Konsilium mit Stimmen- 
mehrheit durch Zettelwahl erfolgen, ohne an die Fakultäts- 
vorschläge gebunden zu sein. Daran schliesst sich dann die 
kurfürstliche Konfirmation an. 

Wie dieses Wahlrecht der Universität, das im schroffsten 
Gegensatze steht zu dem im Mittelalter herrschenden landes- 
herrlichen Ernennungsrechte, allein mit der veränderten Form 
der Besoldung zusammenhängt, zeigt am besten folgender Fall. 
Kurfürst Johann Sigismund hatte am 7. August 1615 den Land- 
schaffcssyndikus Dr. Coldebacius zum ausserordentlichen Pro- 
fessor mit Besoldung und Anwartschaft auf das erste frei 
werdende Ordinariat ernannt. Die Universität Frankfurt a. 0. 
erhob hiergegen Einspruch mit der Behauptung, das Jus vocandi 
et eligendi stehe ihr zu: „So wolte den auch dem gemeinen 
Nutzen nicht sonderlich zutreglich sein, wenn das Judicium de 
novis professoribus eligendis der Akademien entzogen und den- 
jenigen, so umb solche Sachen wenig Wissenschaft haben, solte 
gelassen und übergeben werden." An diese Vertretung des 
gemeinen Nutzens schloss sich aber die naive Bemerkung: 
„Welten aber E. Gh. Gn. aus der Churf. Cammer dem Dr. 
Coldebacio vor sein exercitium in legende, etwas järlicben, 
jedoch ohne die anderen obgedachten conditiones und Umb- 
stände verreichen lassen, solches könte Uns und unsern habenden 
Privilegiis nicht zugegen oder hinderlich sein.'' Die Universität 
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beanspruchte also auf Grund ihrer Privilegien das Wahlrecht 
dann nicht, wenn sie aus dem Universitätsvermögen kein Gehalt 
zu gewähren brauchte. In der That hatte in dieser Form schon 
1559 Kurfürst Joachim II. den Dr. Rudolf Schrader zum Pro- 
fessor und Legenten bestellt, indem er die Besoldung vorläufig 
aus seiner Kammer gewährte, und ihn seinerseits der Universität 
präsentiert mit dem Verlangen, ihn aufzunehmen. 

Eine Einwirkung anderer Kreise der Universität auf die 
Stellenbesetzung oder ein Versuch dazu ist selten, wie z. B. 
1614 Studiosi juris in Königsberg bitten, Dr. Wegner vor 
Dr. Crebsen zum Professor zu bestellen. 

Allein sehr bald nimmt doch der Landesherr wieder einen 
materiellen Einfluss auf die Bestellung der Professoren in An- 
spruch. Zunächst geschieht dies unter Aufrechterhaltung des 
bestehenden Rechtszustandes in der Form, dass der Landesherr 
eine bestimmte Person zur Wahl rekommandiert, eine Empfehlung, 
der sich die Universität wohl meist nicht entziehen konnte. 
So schrieb Kurfürst Georg Wilhelm am 4. September 1622 
der Universität Frankfurt a. 0.: „Ob wir nun woU zwaar 
genugsam wissen, dass Euch das Jus nominandi et praesentandi, 
deren so den abgestorbenen Professores succediren sollen zu- 
stehe: daran wir Euch denn auch gantz keinen eintragen thun 
begehren: So haben wir Euch iedoch, ohne dessen Abbruch 
den pp. (Dr. med.) bey dieser gegenwärtigen nomination und 
praesentation zufodderst acht zu haben, in gnaden hiermit 
recommandiren wollen." Die tlniversität beschloss jedoch hier, 
die Stelle unbesetzt zu lassen, da statutenmässig nur zwei 
Professoren der Medizin vorhanden sein sollten. In einem 
anderen Falle wies Kurfürst Georg Wilhelm, nachdem er einen 
ordentlichen Professor ernannt, und die Universität Frankfurt a.O. 
dagegen Einspruch erhoben hatte, Schwarzenberg 1640 an, zu 
sehen, die Streitigkeit durch vorhergehendes Jus praesentandi 
zu komponieren und beizulegen. 

Daneben werden aber doch schon Ernennungen üblich, die 
sich nicht in die schonende Form der Empfehlung kleiden. Der 
bekannte Liederdichter Simon Dach, Konrektor der Kneiphöfschen 

2* 
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Schule zu Königsberg, hatte cim 29. April 1639 in Anbetracht 
seiner Carmina gratulatoria vom Kurfürsten eine Vertröstung 
auf die frei werdende Professur der Poesie in Königsberg er- 
halten. Am 1. August 1639 wurden die Oberräte angewiesen, 
bei der Akademie Vorsehung für die Reception zu thun. Er 
wurde also Professor, ohne dass die Universität über die Be- 
setzung der Stelle gehört worden wäre. 

Unter dem grossen Kurfürsten kommen diese einseitigen 
Ernennungen häufiger vor und werden bereits als landesherrliches 
Recht betrachtet. So hatte der Kurfürst 1661 den Dr. Gräbenitz 
zum Professor der Theologie in Frankfurt a. 0. ernannt, während 
die Universität schon einen anderen präsentiert hatte. Auf die 
Vorstellung der Universität erging am 12. August 1661 die 
kurfürstliche Antwort: „Wir aber nicht gewärtig sein wollen, 
dass Ihr Unsere aus rechtschaffenen Uhrsachen an euch ab- 
gelassene wohlbedächtliche Kescripta nach denen der Academiae 
von Unss gegebenen Statuta examiniren oder aber sonsten in 
einem oder dem andern nach ewren eigenen gefallen interpretiret, 
Unss auch iedesmahls alss dem Landesfürsten frey steht, zu 
der Academiae Besten Unserem gnädigsten gefallen nach die 
Statuta einzurichten, zu verändern, gäntzlich aufzuheben und 
andere zu machen." liier kommt schon der durchaus moderne 
Rechtsgedanke zur Geltung, dass dem ein statutarisches Recht 
nicht entgegenstehen kann, der Herr der Statuten ist. Soweit 
man Präsentationen überhaupt noch zuliess, verlangte man 
wenigstens eine solche von mehreren Personen für eine Stelle, 
damit der Landesherr eine Auswahl habe. In dem preussischen 
Landtagsabschiede von 1662 wurde dies gesetzlich festgelegt: 
„Es lassen Ihre Churfürstl. Durchlaucht der Academie bey dem 
jure commendandi nochmals, und werden, wenn sie damit, wie 
schuldig verfähret (nemlich dass sie bey eräugter Vacantz in 
der Theologischen, wie auch in der Juristischen Fakultät drey 
unterschiedene qualificirte Subjecte, in der Medizinischen zwo, 
in der Philosophischen gleichfalls zwo, zu der Mathematischen 
vacirenden Profession aber jedesmal nur einen tüchtigen Mann 
zu commendiren), dabei gnädigst schützen." Aber auch diese 
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»Schranke des Eruennungsrechtes wird uicht beachtet. Auf 
eine Beschwerde der theologischen Fakultät zu Königsberg er- 
ging am 10. April 1685 ein Erlass dahin, dem Kurffeten stehe ^ 
zwar frei, Professores nach Gefallen und Gutfinden zu er- 
nennen, zu besserer Einigkeit und Erhaltung guten Vernehmens 
solle aber mit der Fakultät konferiert und deren unmassgeb- 
liches Gutachten vernommen werden, zumal dieses Verfahi'en 
den Statuten entspreche. Die einseitigen Ernennungen durch 
den Landesherren werden trotz solcher Zusicherungen immer , 
mehr üblich und schliesslich zur Regel. Das genossenschaftliche 
Recht kommt nur noch insofern zur Geltung, als die Erneimung 
der Universität mitgeteilt wird mit der Aufforderung, den 
Ernannten einzuführen. Die Introduktion ist der letzte Rest . 
der früheren Kooptation unter landesherrlicher Bestätigung. 

Ausserordentliche Professoren wurden dagegen durchweg 
vom Landesherren, teilweise auf Empfehlung der Universität 
ernannt. Es kam hierbei in Betracht, dass sie entweder gar 
kein Gehalt oder ein solches aus landesherrlichen Kassen be- 
zogen. So heisst es in einem Abschiede der preussischen 
Regimentsräte vom 13. August 1622: „Dass aber die Universität 
sich die Praesentationes tertii Professoris in denen dreyen 
Fakultäten zuzueignen gemeynet ist, solches können die Herren 
Regiments Räthe nicht gut sein lassen; alldieweil der Tertius 
Professor in den angedeuten Fakultäten, als ein Extraordinarius 
aus Ihre Churfürstl. Durchl. Preussische Rent-Cammer jedes- 
mal besoldet wird, dannenhero höchstgedachte Ihre Churfürstl. 
Durchl. sich auch die Praesentationen in demselben passu 
resendret und vorbehalten. Derowegen die Universität Ihre 
Churfürstl. Durchl. billig zu verschonen." ') Der preussische 
Landtagsabschied von 1662 hielt, obgleich er ein Vorschlags- 
recht für die ordentlichen Professuren anerkannte, hieran fest: 
„Die extraordinairen Professores setzen und bestellen Ihre 
Churfüi'stl. Durchl. jedesmal nach Dero gnädigsten Willen und 
Wohlgefallen.« 



1) Äruoldt a. a. 0. Bd. 1, Anl. Nr. 61. 
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Honorarprofessoren kommen nur vereinzelt vor. Ihre 
Stellung ist in Frankfurt a. 0. und Königsberg verschieden. 
Unter dem grossen Kurfürsten wurde 1666 Martinus Schookius 
aus Groningen ausser zum Rate und Historiographen auch zum 
Honorarprofessor in Frankfurt a. 0. bestellt. Als solcher konnte 
er lesen, in welcher Fakultät er wollte. Die Besoldung bezog 
er nicht aus Universitätsmitteln. Nach dem Vorbilde anderer 
Universitäten sollte er den Vorrang vor allen anderen Professoren 
haben. In Königsberg sind dagegen die Honorarprofessoren 
die nicht vollberechtigten Fakultätsmitglieder und als solche mit 
den Extraordinarien identisch. So wird am 6. Juli/26. Juni 1674 
J)^ Witscher zum Prof. jur. Extraordinarius oder Honorarius 
bestellt. 

Füi' altersschwache Professoren bestellte man Substituten 
mit dem Rechte der Nachfolge. Der Professor musste dann 
dem Substituten einen Teil des Gehalts abgeben. Die Formen 
der Bestellung sind verschieden. In Frankfurt a. 0. ging nach 
den Visitationsartikeln von 1611 die Bestellung von dem dienst- 
unfähigen Professor selbst mit Genehmigung von Landesherren 
und Universität aus. So zeigte am 21. Augu&t 1616 die 
juristische Fakultät dem Kurfürsten an, der Ordinarius Kühne 
könne nicht mehr lesen, er habe sich einen Substituten an- 
genommen, der Kurfürst möge dies bestätigen. Dagegen er- 
nennt am. 28. Oktober 1622 Kurfürst Georg Wilhelm einen 
Substituten aus landesfürstlicher Obrigkeit und als Nutritor 
Academiae füi' Frankfurt a. 0. 

Eine Witw'enversorgung bestand überhaupt nicht. Ein 
Gesuch des schwer kranken Simon Dach zu Königsberg, seiner 
Ehefrau das Gehalt von 400 Gulden und ein Deputat nach 
seinem Tode weiter zu gewähren, wurde am 7. August 1654 
wegen der Konsequenzen abgelehnt. Nach dem Tode ihres 
Mannes erhielt sie jedoch am 27. September 1669 ein Gnaden- 
gehalt von 50 Gulden jährlich aus den Erträgen des Amtes 
Fischhausen oder anderweitig. 

Die Anweisung der Besoldungen auf das eigene Vermögen 
der Universität, das für Frankfurt a. 0. meist in Grundbesitz 
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bestand, machte nun den Gehaltsbezug von allen- möglichen 
Schwankungen abhängig. Die Preisrevolution des 16. Jahr- 
hunderts, Krieg und Misswachs schmälerten die Besoldungen 
oder entzogen sie ganz. Schon 1575 berichtete die Universität, 
sie habe zur Wiederbesetzung der erledigten theologischen 
Professur mit dem Pfarrer Dr. Stummel in Stettin verhandelt, 
dieser wolle aber für 200 Thlr. nicht kommen, wesshalb der 
Kurfürst aus seiner Kammer etwas zulegen möge. Nach dem 
dr^issigjährigen Kriege war die Universität fortgesetzt bemüht, 
Professuren eingehen zu lassen, damit für die anderen mehr 
Mittel flüssig blieben. Persönliche Interessen und verwandschaft- 
liche Koterien kamen mit diesem Bestreben allerdings bisweilen 
in Widerspruch. So wollte man 1651 in der theologischen 
Fakultät die zweite und dritte Stelle oder wenigstens die letztere 
unbesetzt lassen, „da die Lebensmittel einem jeden genaw, der 
theologischen Fakultät aber, die keine Sportein hat, am aller- 
genawesten fallen." Andererseits entschloss sich doch die Mehr- 
heit, Pelargius und Becmann zu ordentlichen Professoren zu 
machen, da sie als Theologensöhne ihrer Väter Manuskripta 
und andere Subsidia in Händen hätten, in loco und an die 
kümmerliche Sustentation gewöhnt seien. Die Möglichkeit, das 
väterliche Heft weiter lesen zu können, war allerdings ein 
durchschlagender Grund. In Königsberg, wo die Einkünfte der 
Universität hauptsächlich auf das Amt Fischhausen angewiesen 
waren, stand es nicht viel besser. Auch hier zog die notleidende 
Landwirtschaft, zumal in Kriegszeiten, die LTniversität in Mit- 
leidenschaft. Dass die Professoren ihre Einnahmen nicht er- 
halten konnten, war Anlass beständiger, aber wenig erfolgreicher 
Klagen beim Kurfürsten. 

Zum Teil mit den beschränkten Mitteln der Universität, 
zum Teil mit mittelalterlichen Überlieferungen hängt es zu- 
sammen, dass die Professoren aus der philosophischen Fakultät, 
der Vorschule zum Erwerbe der allgemeinen Bildung, allmählich 
in die oberen Fakultäten zu gelangen suchten. So verboten 
die Frankfurter Visitationsartikel von 1611 die Änderung der 
einmal übernommenen Professur sine gravi causa et consensu 
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acadeiniae,* fügten aber hinzu: „Jedoch den Philosophis sich 
küniftig in die superiores facultates zu begeben, unbenommen." 
Auch wurde wohl ein Ordinariat in der philosophischen mit 
einem Extraordinariat in einer oberen Fakultät verbunden, wie 
der Grosse Kurfürst 1641 für Frankfurt a. 0. unter Berufung 
auf Wittenberger Vorbild zwei Doktoren zu Extraordinarien 
der Theologie und Ordinarien der Philosophie ernannte. Die 
geringe Spezialisierung der einzelnen Wissenszweige liess auch 
solche Übergänge noch leicht thunlich erscheinen. Die beste 
Erläuterung bietet der Lebensgang des Frankfurter Professors 
Strimesius, der erst 1730, im Alter von 84 Jahren und seit 
17 Jahren erblindet, starb. Er war zu Königsberg geboren, 
hatte zu Frankfurt a. 0., Cambridge, Oxford, Utrecht und 
Leiden studiert, in der theologischen und philosophischen Fakultät 
zu Frankfurt a. 0. promoviert. Hier wurde er 1674 mit 
28 Jahren ausserordentlicher Professor der Philosophie, 1676 
ordentlicher Professor philosophiae naturalis seu physices, 1679 
ausserordentlicher Professor der Theologie und endlich 1687 
ordentlicher Professor der Theologie: Ebenso wurde 1676 zu 
Frankfurt a. 0. der Professor physices Buch zum ordentlichen 
Professor der Theologie bestellt, aber mit der Besoldung des 
Physikprofessors, bis ein Theologe abgehe. Dafür wurde ein 
ausserordentlicher Professer der philosophischen Fakultät 
ordentlicher Professor für Physik, aber ohne Besoldung bis zu 
dem gleichen Zeitpunkte. 

Die Entlassung der Professoren nahm der Landesherr allein 
für sich in Anspruch. Als 1622 ein Frankfurter Professor 
M. Buderus in den Niederlanden zum Kirchenbau gesammeltes 
Geld unterschlagen hatte, ordnete der Kurfürst am 25. Dezember 
1662/4. Januar 1663 ausdrücklich an, es könne zwar von der 
Universität eine Untersuchung veranstaltet werden. „Es muss 
aber die privation und entsezzung seines Professorat-Dienstes 
L^nss vorbehalten, als welche von niemanden, als von Unss 
geschehen kan." Im übrigen war nach den Grundsätzen des 
älteren Beanitenrechtes eine Entlassung nur nach Massgabe des 
Dienstvertrages zulässig. Die unter dem Grossen Kurfürsten 
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auftauchende Frage der freien Entlassbarkeit der Beamten scheint 
in dieser Periode in Bezug auf die Professoren noch nicht 
praktisch geworden zu sein. 

Die Exercitienmeister werden anfangs von der Universität, 
dann vom Landesherren angenommen. Bemerkenswert ist die 
Stellung des Frankfurter Stallmeisters. Als solcher wird 1671 
ein gewisser Frobenius gegen 2000 Thlr. Gehalt bestellt. Dafür 
sollte er auf kurfürstlichen Pferden unentgeltlich reiten lehren, 
Fecht-, Tanz- und Sprachmeister nach Frankfurt ziehen und 
beaufsichtigen. Sein Nachfolger Nida erhielt dagegen 1681 nur 
1000 Thlr., während den Töchtern und Enkeln von Frobenius 
GOO Thlr. vorbehalten blieben. Letzterer scheint sich also be- 
sonderer Gunst erfreut zu haben. Die angenommenen Exercitien- 
meister hatten, der Gewerbeverfassung der Zeit entsprechend, 
ein ausschliessliches Recht, die Studenten in den betreffenden 
Künsten zu unterrichten. 



§ 5. Die Studenten. 

Ärmlichkeit ist der charakteristische Zug des Studententums 
an den deutschen Universitäten schon im Mittelalter. Die 
grosse Masse hoffte durch wohlthätige Stiftungen oder auf 
andere Weise den Lebensunterhalt zu finden. In klosterähnlichen 
Anstalten, den Bursen, lebten sie zusammen unter strenger 
Zucht. Die enge Vereinigung in den Bursen war allerdings 
seit Ende des Mittelalters an den deutschen Universitäten in 
Verfall geraten. Wähi*end früher nur Standespersonen, die mit 
einem Hofmeister oder eigenem Dienstpersonale kamen, erlaubt 
war, allein zu wohnen, wird die Einzelwirtschaft der Studenten 
jetzt zur Regel. Immerhin kam die grosse Masse doch nach 
wie vor in der Hoffnung auf Unterstützungen nach der Uni- 
versität. 

In Frankfurt a. 0. war die wichtigste von diesen Stiftungen 
die Kommunität. Kurfürst Johann Georg schenkte 1576 der 
Universität 20 000 Thlr. derart, dass von den 1200 Thlr. Zinsen, 
die der Kammermeister zu Küstrin aus den neumärkischen 
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Steuern zu zahlen hatte, hundert arme Studenten, deren jeder 
die Woche vier Groschen erlegte, den Tisch haben sollten. 
Diese Stiftung wurde 1596 bestätigt und auf die Hofren tei zu 
Köln angewiesen. Ebenso hatte der fürstliche Abschied vom 
26. Oktober 1550 für die Universität Königsberg die Anlegung 
einer Kommunität bestimmt. Es wurden dafür 1000 M. aus- 
geworfen, bestimmt für vierundzwanzig Personen, deren jede 
wöchentlich dem Kammermeister einen Verding zahlte. 

Daneben gab es eine Reihe von Stipendien. Das wichtigste 
bildete für Frankfurt a. 0. das kurmärkische. Es war am 
4. Januar 1684 vom Grossen Kurfürsten gestiftet worden, indem 
fünf Prozent Zinsen von 15 (XK) Thlrn. aus der altmärkischen 
und priegnitzischen Städtekasse von den Kontributionen und die 
Zinsen von 5000 Thlrn. aus der Landschaftskasse vom Neuen 
Biergelde erhoben werden sollten^). Von dem Ertrage erhielten 
fünf adliche und vier bürgerliche Studenten drei Jahre hindurch 
jährlich hundert Thaler, ferner genossen sie Honorarfreiheit füi* 
alle Privatvorlesungen. Ausserdem bestanden namentlich noch 
besondere Stipendien für reformierte Studierende der Theologie 
aus Lithauen, Gross-Polen und Siebenbürgen. In Königsberg 
gab es herkömmlich zwölf Stipendien, sechs adliche zu hundert 
und sechs bürgerliche zu achtzig Gulden jährlich, erstere augen- 
scheinlich höher bemessen mit Rücksicht auf die nobeln Passionen 
der ädlichen Studenten. 

In Duisburg hatten die beschränkten Mittel des Staates zur 
Zeit der Gründung weder für eine Kommunität noch für 
Stipendien ausgereicht. Es war das ein Hauptgrund für die 
dauernde Bedeutungslosigkeit der Universität. Denn bei der 
Armut deutschen Lebens zumal nach dem grossen Kriege kamen 
eben ohne Unterstützung keine Studenten. 

^) Die ständische Steuer- und Schuldenverwaltung des Kreditwerks 
sollte damit aufhören. Vgl. Urkunden und Aktenstücke zur Geschichte 
des Kurfürsten Friedrich Wilhelm von Brandenburg, herausgeg. v.Erdmanns- 
dorfer u. a., Berlin 1864 ff., Bd. 10 (Verhandlungen mit den märkischen 
Ständen), S.458. 
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Durch Bittgesuche bei dem Landesherren und seinen Räten 
wie durch Fürsprachen galt es nun womöglich schon vor Begimi 
des Studiums eine Stelle der Kommunität oder ein Stipendium 
und damit wirtschaftliche Sicherheit zu erlangen. So fand sich 
unter den Königsberger Stipendiengesuchen eine poetische 
Bitte des bekannten Liederdichters Simon Dach, damals Professors 
an der Universität zu Königsberg, für seinen Sohn vom 15. Brach- 
naonat 1653. Es lautet: 

„Wie die jungen Vögelein, 
Wenn sie noch ohn federn seyn 
Und die alten sehen fliegen 
Ihnen lüst zu folgen kriegen, 

Also hebt mein Sohn, der Thor, 
Auch sich noch nicht flüg, empor 
Sieht er mich die Sonnen- Flüge 11 
Schwingen über Berg und Hügell. 

Kecker, sprach ich: Bleib zurück 
Biss Dir fugen Zeit und Glück, 
Denk an Icars niederlage 
Sez mich nicht in gleiche klage. 

Ihr des grossen Fürsten Raht 
Die diess Land zu Vätern hat, 
Lasst mein armes Kind nicht liegen, 
Helfft dass es mag federn kriegen. 

Lasst auch ihm seyn zugewandt 
Unsers Fürsten reiche Hand 
Die er gnädigst beut der Jugend 
Welche strebt nach Kunst und Tugend. 

Mancher flöge wolcken ein 

Möcht es ohn die armut seyn 

Die uns schwer hanget an den Füssen 

Dass wier stracks herunter müssen. 

Solches wisst ihr j?nug ohn mich 
Macht dass auch mein Sohn wie ich, 
Gönnt ihm anders Gott das Leben 
Dankbariich euch mög erheben. 
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Gott, der Ghurfurst nachmals liir 
Diess bleibt seiner selten Zier 
Er wird bessers nicht gewehren, 
Ihr auch bessers nicht begehren". 

Solche poetische Bittgesuche bilden freilich die Ausnahmen 
und, selbst wo sich jemand zur Poesie verstieg, waren meist 
die Verse schlechter. 

Dagegen genossen die Mitglieder des hohen oder auch nur 
hochtitulierten Adels besondere Vorrechte. Namentlich wurde 
ihnen bei üniversitätsfeierlichkeiten der Vortritt eingeräumt, in 
den feierlichen Einladungen dazu wurden sie persönlich genannt, 
auch war ihre Wahl zu Ehrenrektoren üblich, die selbst- 
verständlich für die betreffende Wahlzeit nur einen treffen 
konnte und deshalb auch nur einmal während ihrer einen Schmaus 
abwarf. 

Nicht nur die Mitglieder des hohen Adels, sondern alle 
Standespersonen hatten gewöhnlich Privatpräceptores zur Leitung 
und Beaufsichtigung ihres Studiums. Sie werden in den 
Königsberger Constitutiones von 1546 wie in den Frankfurter 
Leges et statuta von 1610 besonders erwähnt und sollten unter 
Aufsicht der Universität stehen. Sie sind die Vorläufer der 
späteren Hofmeister, mit den Privatdozenten stehen sie in 
keinerlei Zusammenhang. 

Während die Studenten des Mittelalters und der Reformations- 
zeit einen halb geistlichen Charakter gehabt hatten, werden mit 
dem grossen Kriege militärische Sitten üblich. Das Waffen- 
tragen kommt auf, immer erneute Duellmandate bezeugen die 
Ausbreitung des Duellwesens wie die Fruchtlosigkeit des An- 
kämpfens dagegen. Im 17. Jahrhundert ist der deutsche Student 
der Gegenwart entstanden, während mit der früheren Zeit die 
geschichtliche Verbindung abgebrochen ist. 

Die natüi'liche genossenschaftliche Einteilung der Studierenden 
war die in Nationen, die gleichzeitig Lehrer und Lernende um- 
fasste. In Frankfurt a. 0. war zuletzt die Einteilung in Nationen 
zur Grundlage der Univei-sitätsverfassung gemacht worden, aber 
auch bei anderen Universitäten wie in Königsberg hatten sich 
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unter den Studenten Nationen gebildet. Mit den Nationen 
schienen jedoch die Missbräuche der Deposition und des 
Pennalismus') zumal unter dem verrohenden Einflüsse des 
grossen Krieges untrennbar verbunden. Der Kampf gegen diese 
wird daher gleichzeitig zu einem solchen gegen die Nationen. 

Im Jahre 1661 wurden bei einer Visitation in Frank- 
furt a. 0. durch die kurfürstlichen Räte und 1664 in Königs- 
berg die Nationen einfach beseitigt. Seitdem gab es in Frank- 
furt an die Universitätsverfassung sich anschliessende genossen- 
schaftliche Verbindungen unter den Studierenden überhaupt 
nicht mehr. 

Dagegen erfolgte in Königsberg nach mehr als einem Jahr- 
zehnte die Wiederherstellung. Ein kurfürstliches Reskript vom 
29. April 1677 genehmigte ausdmcklich die Societäten der 
Nationen Preussen, Schlesier, Westfäler, Pommern und Hoch- 
deutscher und die von der Universität für sie erlassenen Leges. 
Zweck der Verbindungen sollte sein, „die freye Jugend in ge- 
wisser Umbschwenckung zum Brauch zulässiger ehrbahrer Frey- 
heiten, guter Sitten und Forderung der Studien anweisen zu 
lassen". Die Studenten mussten den Nationen beitreten. Sie 
waren bei Verlust des Juris academici vorzufordern und zu 
befragen, ob sie sich den Leges unterwürfen, und, soweit dies 
nicht der Fall war, zu streichen. Nach Beseitigung des alten 
Pennalismus scheinen sich die Nationen gut bewährt zu haben. 
Denn am 26. Mai 1679 baten Rektor und Senat auf Antrag 
der vier Nationalsocietäten — die fünfte der „Hochdeutscher" 
war nicht eingerichtet worden — um deren endgiltige Be- 
stätigung, da viel gutes daraus entstanden und von dem früheren 
Unwesen nichts mehr zu verspüren. Jeder Student wurde 
je nach seinem Heimatslande zwangsweise in eine Nation ein- 
gereiht. Zu den Preussen gehörten die Polen, Lithauer, Kur- 
und Liefländer, zu den Pommern die Märker, Mecklenburger 

Eine Schilderung der Deposition, bei der der Beanus „cornua deponit" 
vgl. bei Tholuck, Das akademische Leben im 17. Jhd., Halle 1853 ff. Bd. 1, 
S. 200, über den Pennalismus, gegen den sogar ein Conclusum Evangeli- 
corum erforderlich schien, a. a. 0. S. 281. 
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und Holsteiner, zu den Westfalen die Braunschweiger, Lüne- 
burger und Friesen, zu den Schlesiern die Österreicher, Mähren, 
Ungarn und Siebenbürger. Denen aus anderen entfernteren 
Ländern blieb es in freie Wahl gestellt, in welche Nation sie 
sich begeben wollten. Jede Nation hatte einen Senior und 
hielt monatlich einmal an einem gewissen Orte Konvent. 

Das studentische Leben war besonders durch den dreissig- 
jährigen Krieg verroht. Die Annahme von Spldatensitten, 
die Ausschreitungen des Pennalismus bildeten dafür den 
äusseren Ausdruck. Der seit 1639 aufkommende Pennalismus, 
durch den neu ankommende Studenten gemisshandelt, zum 
Trünke verleitet und um möglichst hohe Geldsummen gepi-esst 
wurden, hatte sich besonders an die Nationen angeknüpft. Aber 
die Beseitigung der Nationen allein half auch nicht viel. 
Durch Verständigung unter deuv benachbarten Universitäten, 
die von einer Relegierten auch bei der anderen nicht auf- 
zunehmen, suchte man gegen das Unwesen einzuschreiten. Den 
Höhepunkt erreichte es aber 1646 zu Frankfurt a. 0., als der 
Inspektor Heinsius die Studenten, die sich bei den Aus- 
schreitungen beteiligten, in den Kirchenbann that. Die Studenten 
setzten nun den Unfug öffentlich fort, verliessen während 
einer von Heinsius gehaltenen Predigt mit tobendem Geräusche 
die Kirche, gingen nicht mehr in die Vorlesungen und begingen 
andere Ausschreitungen. Nur allmählich und mit Mühe gelang 
es, dem Treiben Einhalt zu thun. Es war wohl weniger die 
Aufhebung der Nationen, die vorher wie nachher bestanden 
haben, als das Nachlassen der verrohenden Wirkungen des 
grossen Krieges und das entschiedene Auftreten der Obrigkeit, 
wodurch der Pennalismus unterdrückt wurde. Jedenfalls ist er 
seit 1667 im wesentlichen verschwunden. 

Gleichwohl kamen noch immer andere schwere Aus- 
schreitungen gegen Bürger vor, die das Eingreifen der Staats- 
gewalt mit Umgehung der akademischen Gerichtsbarkeit not- 
wendig machten. Eine schwer zu beseitigende Unsitte war es 
namentlich, dass die Studenten bei Hochzeiten eindrangen, die 
Hochzeitsgäste verjagten ujid über die Speisen und Getränke 
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herfielen. Nach einem kurfürstlichen Reskripte vom 3. Januar 
1687 sollten drei Königsberger Studenten, die sich dieses Un- 
fugs schuldig gemacht hatten, auf ein Jahr zum Festungsbau nach 
Pillau geschafft werden, aber „aus besonderer consideration vor 
den ordinem academicum" nur acht Tage wirklich karren, was 
jedoch vorher zu sekretieren sei, und nach acht Tagen mit 
einer Verwarnung entlassen, aber von der Universität relegiert 
werden. 

Die Studenten gehörten durchweg den beiden protestanti- 
schen Konfessionen an, bei der theologischen Fakultät zu Frank- 
furt überwogen im 17. Jahrhundert die Reformierten, Königsberg 
blieb rein lutherisch. Katholiken kamen bei der konfessionellen 
Geschlossenheit der deutschen Territorien kaum vor. Juden 
wurde nur vereinzelt auf Grund besonderer kurfürstlicher Er- 
laubnis zum Studium der Medizin Zutritt gewährt. Doch war 
man sich dabei immerhin bewusst, dass es sich um eine nicht 
unbedenkliche Durchbrechung der Regel handle. Als z. B. 
durch kurfürstliches Reskript vom 10. Juni 1678 den polnischen 
Juden Gabriel und Tobias Machowitz Aufnahme als Studenten 
zu Frankfurt a. 0. gewährt wurde, erhielt die Universität be- 
sondere Anweisung, auf ihre Konversation Acht zu geben, damit 
sie niemanden zum Judentum persuadierten. 



§ 6. Der äussere Lehrbetrieb. 

Die anfangs an den deutschen Universitäten bestehenden 
Jahreskurse sind schon im 15. Jahrhundert durch die Semester- 
einteilung verdrängt worden. Immerhin kommt es noch vor, 
dass ein Lehrer, der mit einer Vorlesung in einem Semester 
nicht fertig geworden ist, sie im folgenden beendet. Auch 
werden immer noch einzelne Vorlesungen über das ganze Jahr 
erstreckt. 

Die Lehre wird in drei verschiedenen Fonnen zugänglich 
gemacht, als Vorlesung, als Übung und Repetition und als 
Disputation. Daneben wird in Königsberg unter humanistischen 
Einflüssen ein grosses Gewicht auf Deklamationen gelegt. Unter 
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den Vorlesungen sind von besonderer Wichtigkeit die über die 
ordentlichen Bücher, die man zum Erwerbe der akademischen 
Grade gehört haben muss, und die daher auch in bevorzugten 
Stunden gelesen werden. 

Die verschiedene Art der Bestallung der Lehrer durch die 
genossenschaftliche Selbstergänzung der Promotion und durch 
die Bestallung als Beamter macht sich vor allem in der zwie- 
fachen Gestaltung der Vorlesungen geltend. Der Gedanke hatte 
dem ganzen Mittelalter fern gelegen, dass ein Lehrer für die- 
selbe Lehrthätigkeit zwiefach, durch Gehalt von der Obrigkeit 
und dm*ch Honorar von den Schülern, bezahlt werden könne 
oder müsse. Der öffentlich bestallte Lehrer hat für sein Ge- 
halt die öffentlichen Vorlesungen unentgeltlich zu halten, öffent- 
lich und unentgeltlich sind geradezu gleichbedeutende Begriffe 
geworden. Der Doktor oder Magister dagegen, der ohne obrig- 
keitliche Bestallung auf Grund seines akademischen Grades 
Vorlesungen hält, kann wie jeder Privatmann von dem, der 
seine Thätigkeit benutzt, Entgelt verlangen, er hält Privatvor- 
lesungen. Der Gegensatz der öffentlichen und Privatvorlesungen 
fällt also zusammen mit dem persönlichen der Vorlesungen 
der beamteten und der nicht beamteten Lehrer. So bittet 
am 14. September 1573 die Universität Frankfurt um Kon- 
firmation des Dr. Seb. Gerstmann zum ordentlichen Professor 
der Institutionen, da er sich allhier legende institutiones 
privatim um die Jugend sieben Jahre wohl verdient ge- 
macht habe; die Universität bezweifelt nicht, er werde 
wie zuvor privatim, so nun publice sich der Jugend dienstlich 
erweisen. Die Frankfurter Leges et statuta von 1610 erklären 
es für notwendig, dass das Gehalt eines Professors ihm bequemen 
Lebensunterhalt und damit Freiheit für seine Vorlesungen ge- 
währe. In den oberen Fakultäten sollten die Vorlesungen so 
verteilt werden, dass in jeder täglich wenigstens zwei ordent- 
liche Professoren läsen, so dass auf jeden wöchentlich zwei bis 
drei Stunden kamen. Nur der fünfte juristische Professor 
und die Philosophen mussten wöchentlich viermal lesen. 
Die Versäumung der Vorlesungen war mit Geldstrafen be- 
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droht ^). Nach den Königsberger üniversitätsstatuten von 1554 
blieben Mittwoch und Sonnabend frei, an den übrigen Tagen hatte 
jeder Professer zur Vermeidung von Kollisionen zu der für 
seine Vorlesung bestimmten Stunden zu lesen. Somit kamen 
auf jeden Professer wöchentlich vier Stunden. 

Für die öffentlichen Vorlesungen der Professoren stellt die 
Landesobrigkeit auch den Hörsaal, dio Doktoren und Magister, 
die von den Zuhörern bezahlt werden, müssen sich auch den 
Raum selbst beschaffen. Als im Frühjahre 1599 der Kurfürst 
den Dr. Roggenbach zum ausserordentlichen Professor in Frank- 
furt a. 0. ernannt hatte, erhob die Universität dagegen Einspruch, 
da bisher Extraordinarien nur angenommen seien, dass die 
vacierende ordinariae lectiones dadurch möchten ersetzt werden. 
Sonst habe kein doctor in publice Collegio zu profitieren sich 
unterstanden, sondern sich privatim mit Lesen und Disputieren 
geübt. Desshalb könne auch dem Dr. Roggenbach das Auditorium 
nicht geöffnet werden, zumal er privatim wenig Erfolg gehabt, 
sich wegen seines auswäiiigen Doktorgi*ades mit der Fakultät 
noch nicht verglichen habe, und keine Besoldung frei sei. 

Erst im Laufe des 17. Jahrhunderts verschwindet der scharfe 
Gegensatz zwischen den öffentlichen Vorlesungen der besoldeten 
und den Privatvorlesungen der unbesoldeten Lehrer, indem auch die 
besoldeten Lehrer Privatvorlesungen halten und die öffentlichen 
Vorlesungen in den Hintergrund treten lassen. Das meiste 
mochte zu dieser Entwicklung der dreissigjährige Kiieg bei- 
tragen, der die landesherrliche Aufsicht abschwächte und in 
der Not der Zeit bei den gesunkenen Universitätseinkünften 
die Professoren zwang, anderen Erwerb zu suchen, wo sie ihn 
fanden. So klagt schon ein Bericht der Geheimen Räte über 
die Universität Frankfurt a. 0. vom 17. Mai 1661, sie hätten 
vernommen, „welchergestalt, da dennoch einem jeden von den 
Professores an Besoldung jährlich etwass gereichet wirdt, fast 
wenig oder gar keine lectiones publicae gehalten werden, auss- 
genommen, dass die meisten von den Professoribus juris ihr 



' ^) Vgl. Hörn, Kolleg und Honorar S. 100. 

Born hak, Preussische Universitätsverwaltung. 3 
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Ampt fleissig verwalten." Mit dem Etwas an Besoldung konnte 
man eben die alte Verpflichtung nicht durchführen, bei den 
Juristen erhielt sich die alte Überlieferung vielleicht deshalb 
etwas länger, weil sie anderweit von je her erhebliche Neben- 
einnahmen hatten. Immerhin blieb die Überzeugung bestehen, 
dass die Professoren, die Privatvorlesungen hielten, damit etwas 
Besonderes, ausserhalb ihrer eigentlichen Amts thätigkeit Liegendes 
thaten, wenn auch die Privatvorlesungen im Anschlüsse an die 
öfifentlichen sehr bald im Lektionskataloge Aufnahme fanden. 
So kündigt z. B. 1679 der Jurist Rhetius zu Frankfurt a. 0. 
seine Privatvorlesungen mit dem Zusätze an: „Intra domesticas 
parietes privatim", der Philosoph Schookius verheisst: „Collegia 
privata Historica, Experimentalia, Philologica, Botanica et 
Philosophica pro petentium desiderio aperiet". Es war grund- 
sätzlich kaum ein anderes Verhältnis, als wenn jetzt ein 
Gymnasiallehrer seinen Schülern auf Verlangen Privatunterricht 
erteilt. 

Neben den Vorlesungen wird nach Vorgang des Mittel- 
alters auf die Disputationen erhebliches Gewicht gelegt. Die 
Disputationen gestalten sich zu grossen Akten, denen alle Lehrer 
und Studenten beiwohnen. Zuerst Disputieren die Studenten, 
dann die Baccalare und schliesslich die Magister und Doktoren. 

Die Zeit der Disputationen wird in den Statuten genau 
vorgeschrieben, sie sind häufiger bei den Artisten, wo die 
Jugend sich erst an das Reden gewöhnen soll, als in den 
oberen Fakultäten. Alle Streitsucht und alle Schimpfworte 
gegenüber dem Gegner zu verbieten, erschien dabei keineswegs 
überflüssig. 

Deklamationen sollten in Königsberg bei Disputationen 
regelmässig eingeschoben werden, damit die Studenten die 
Universität nicht bloss als Disputatoren, sondern auch als Redner 
verliessen. Magister, Baccalare und vorgeschi'ittenere Studenten 
hatten die Deklamationen «abzuhalten. 

Die Übungen und Repetitionen endlich waren der Haupt- 
sache nach Aufgabe der Privatlehrer, die teils einem einzelnen 
Studenten als dessen Begleiter zugeteilt, teils für jeden sich 
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Meldenden zwar unter der Aufsicht der T^niversität, aber nicht 
als deren Lehrer den Studenten ihre Dienste darboten. 

Hinsichtlich der Ferien fehlte es an einer einheitlichen 
Übung. Von einer übermässigen Ausdehnung kann nicht die 
Rede sein. Nach den Königsberger Statuten von 1554 z. B. 
waren Weihnachten vierzehn, Ostern, Pfingsten und zur Messe 
je acht Tage, ausserdem konnte der Senat die Hundstagsferien 
nach Ermessen festsetzen. 

§ 7. Die wissenschaftliche Lehre. 

Für die sachliche Behandlung der Lehrgegenstände sind 
zwei aus dem Mittelalter überkommene oberste Grundsätze 
massgebend: Einmal ist Aufgabe der Universitäten nicht die 
freie Forschung, sondern die getreue Überlieferung des von den 
Vorgängern erhaltenen Wissensstoffes. Die gesamte Lehre steht 
aber femer unter strengster Aufsicht der Obrigkeit. 

Das gilt zunächst von der theologischen Fakultät. 

Das moderne Problem von Lehrfreiheit und Bekenntnis- 
gebundenheit musste dem 16. und 17. Jahrhundert noch voll- 
ständig fremd bleiben, weil jede Lehre durch das überlieferte 
Bekenntnis gebunden war. Diese Thatsache macht sich gerade 
zu Frankfurt a. 0. in der schroffsten Weise geltend durch den 
häufigen Wechsel des Bekenntnisses. Als katholische begründet, 
wurde die theologische Fakultät unter Joachim U. protestantisch; 
unter Johann Georg fand das strengste Luthertum Eingang, um 
unter Johann Sigismund durch das refonnierte Bekenntnis 
abgelöst zu werden. Johann Sigismund nahm sogar keinen 
Anstand, in dem rein lutherischen Lande zunächst 1616 der 
Fakultät den Vortrag der lutherischen Abendmahlslehre zu ver- 
bieten und sie 1617 ausschliesslich mit reformierten Professoren 
zu besetzen, bei denen allein die lutherischen Theologen des 
Landes ihre Berufsbildung erlangen konnten. Da jedoch 1638 
die theologische Fakultät bis auf ein Mitglied ausgestorben war, 
und kein auswärtiger Reformierter den Ruf annehmen wollte, 
sah man sich genötigt, 1639 wieder einen Lutheraner, Dr. Ursinus, 
zum Mitgliede der Fakultät zu ernennen, nachdem er einen 

3* 
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Kevei-s unterschrieben, er werde sich in cathedra publice 
moderieren. Ursinus fasste nun den Plan, eine paritätische 
Besetzung der theologischen Fakultät zu erreichen. In der 
That kam innerhalb der Fakultät 1641 ein Religionsvergleich 
zu Stande, nach dem beide Bekenntnisse gleichberechtigt sein, 
und das Dekanat zwischen ihnen wechseln solle. Aber nach 
dem Tode von Ursinus wurde seine Stelle 1644 wieder mit 
einem Reformierten besetzt, nachdem schon ein Jahr zuvor der 
grosse Kurfürst die Lehre nach der verbesserten Augsburgischen 
Konfession, also im reformierten Geiste, angeordnet hatte*). Die 
Fakultät blieb seitdem eine reformierte. Die den Landständen 
1653 erteilte Zusicherung, dass ein Lutheraner in die Fakultät 
berufen w^erden solle, wurde nicht erfüllt. 

Andrerseits hielt die Hohenzollernsche LTnionspolitik alle 
Ausschreitungen und Übertreibungen der reformierten Lehre 
fern. So hatte 1664 ein Lic. Simon mit Bewilligung der 
theologischen Fakultät eine Disputation gehalten de reprobatione, 
dass Gott von Ewigkeit etliche Menschen ohne Ansehung der 
Sünden zur Verdammnis verordnet, dass nicht aus der Sünde 
die Verwerfung, sondern aus der Verwerfung die Sünde folge, 
dass Gott nicht allein zur Verdammnis, sondern auch zur Sünde 
die Menschen verordne. Gegen diese Übertreibung der Lehre 
von der Gnadenwahl wandte sich ein kurfüi'stliches Reskript 
vom 14. März 1664 als im Widerspruche stehend mit der 
reformierten Religion, wie sie auf der Synode von Dortrecht 
festgestellt und in anderen Confessiones enthalten sei. Der 
theologischen Fakultät wurde daher anbefohlen, eine Druck- 



*) Tholuck, Das akademische Leben des 17. Jhd. Bd. 2, S. 259 erzählt, 
Ursinus sei 1644 ohne Grund vom Kurfürsten seines Amtes entsetzt, und 
sogar die Tilgung seines Ernennungsdekrets -in dem Statutenbuche an- 
geordnet. Seine Quelle ist Spieker, Geschichte der Marienkirche zu 
Frankfurt a. 0. 1835, S. 276. Tholuck selbst findet es auffallend, dass die 
Gewaltmassregel anderweit unerwähnt bleibt. Auch in den Akten ist kein 
Anhaltspunkt dafür. Bei ihrer L'nvollständigkeit ist das allerdings kein 
ausreichender Gegenbeweis. Die Thatsache bleibt aber vorläufig unbeglaubigt 
und unwahrscheinlich. 
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Schrift herauszugeben des Inhalts, ,,(iass sie den Druck jener 
Disputation nicht gestattet habe, als ob darin unsere Kirchen- 
lehre enthalten wäre, sondern dass man sähe, dass Super- 
lapsariorum doctrina mit ziemlichem Scheine könne defendiret 
werden, dass man sich deshalb nicht ganz und gar zu ver- 
wundern habe, dass Luther und Calvin in crepusculo reformationis 
solche etwa gelehrt, und man selbige Autores deshalb nicht 
als Gotteslästerer verdammen solle." 

Das reformierte Bekenntnis machte sich aber nicht nur in 
der theologischen Fakultät geltend. Auch die Professuren der 
anderen Fakultäten wurden durchweg nach konfessionellen 
Gesichtspunkten besetzt, wenn auch Lutheraner keineswegs 
ausgeschlossen waren. Die Professoren mussten dann natur- 
gemäss diesen konfessionellen Standpunkt wahren. Als 1690 
in der philosophischen Fakultät der Kurfürst einen Witten- 
bergischen Magister zum ausseroi-dentlichen Professor berufen 
hatte, legte die philosophische Fakultät hiergegen Einspruch ein 
beim Kürfürsten „als einem trewen unss von Gott geschenkten 
Pfleger und Säugammen der Rechtgläubigen ReformiertenKirche", 
da jener Magister die Konkordienformel beschworen habe und 
die Studenten nach sich ziehen werde. 

In Preussen fasste die brandenburgische Dynastie ei*st 
unter Johann Sigismund Iniss. Die landesherrliche Gewalt war 
aber gleichzeitig durch die Macht der Landstände wie durch 
die polnische Lehnsherrschaft geschwächt. LTnter diesen Lni- 
ständen gelang es nicht, auch die Königsberger theologische 
F'akultät zu einer reformierten zu machen. Man musste sich 
hier darauf beschränken, die gemässigte Richtung möglichst zu 
heben und durch ihre Anhänger die Eiferer gegen den Calvinismus 
zu ersetzen. So fand es der Kurfürst 1653 ratsam zur Be- 
seitigung theologischen Zankwesens, „dass ein beiühmter 
Theologus und exemplarischer Mann, von gutem, friedfertigen 
Leben und stillem sanftmütigen Wandel vociret werden möchte". 
Bei ihrem Vorschlage erklärten darauf die Oberräte, sie hätten 
„auf ein tüchtiges subjectum gedacht, Vnd ob zwar solches 
mit obgesetzten qualitaeten vnd requisitis fast schwer zu finden". 
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glaubten sie doch ein solches vorschlagen zu können. Tu den 
anderen Fakultäten Hess man Reformierte ohne weiteres zu, so 
am 29. November 1644 den Dr. Möller in der medizinischen, 
da Reformierte Augsburgische Konfessionsverwandte seien, auch 
die Statuten der medizinischen Fakultät nichts dagegen ent- 
hielten. 

Duisburg war von Anfang an als reformierte Universität 
begründet worden. Alle Lehrer wurden auf die rechtgläubige 
refonnierte Lehre verpflichtet, über deren Erhaltung die General- 
synode wachte. Zu einem feindlichen Zusammenstosse mit 
anderen Bekenntnissen bot sich hier kein Anlass. 

Als kirchenpolitische Richtung, der auf den Universitäten 
Rechnung getragen werden musste, ergab sich hiermit eine 
protestantische Lehre, die, mochte sie reformiert oder lutherisch 
sein, jedenfalls die extremen Richtungen bekämpfte und auf 
die Vereinigung der beiden Bekenntnisse hinwirkte. Der Gegen- 
satz zu Wittenberg, wo stets das strenge Luthertum vertreten 
wurde, stellte sich damit von selbst heraus. Die Versöhnungs- 
politik durfte auch nicht dadurch gestört werden, dass luthe- 
rische Eiferer aus Wittenberg in Kirche und Schule des In- 
landes eindrangen. Das Edikt vom 21. August 1662*) verbot 
daher den Landeskindern, in Wittenberg Theologie und Philo- 
sophie zu studieren. 

Im engsten Zusammenhange mit der Theologie stand die 
Philosophie. Wie jene an das obrigkeitlich vorgeschriebene 
Dogma, so war sie an die überkommenen Lehrformen des 
Aristoteles gebunden. Insbesondere erschien die Cartesianische 
Philosophie mit ihrer Lehre, dass man an allem zweifeln müsse, 
als unvereinbar mit den Grundlagen des christlichen Glaubens. 
In Marburg war sie daher 1653 sogar statutenmässig verboten 
worden. Die philosophische Fakultät zu Frankfurt a. 0. be- 
schwerte sich am 24. März 1656 über eines ihrer Mitglieder, 
den Magister Placentinus, weil er Cartesianische Philosophie 
vortrage, obgleich die Statuten Abweichungen a recepto modo 

^) Mylius C. C. M. I, 2 No. 20. 
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philosophaüdi ausdrücklich verboten. Dass Placentinus bald 
darauf in Geisteskrankheit verfiel, konnte nur als Strafe des 
Himmels für sein kühnes Tnterfangen erscheinen. In der That 
wurde auf die Beschwerde dem Placentinus der Vortrag der 
Philosophie überhaupt untersagt, und er auf die unschädliche 
Mathematik beschränkt '). 

In dem unter niederländischem Einflüsse stehenden Duis- 
burg war man gegen die Cartesianische Philosophie nicht so 
ablehnend, sie w-urde hier von anfang an durch Clauberg und 
Wittich vertreten '). Erst gegen Ende des Jahrhunderts wurde 
man auch in Berlin gegen die neue Richtung etwas zugäng- 
licher. Auf eine neue Frankfurter Beschwerde erging am 
5./15. August 1697 ein von Fuchs, früher selbst Professor in Duis- 
burg, erlassenes kurfüi-stliches Reskript, Professor Ostrow^sky 
habe zwar Unrecht gethan, eine Dissertation ohne C'ensur der 
Fakultät drucken zu lassen; darüber, was er über die veteres 
philosophi und deren methoduni philosophandi und zum Ruhme 
der Cartesianlschen Philosophie anführe, könne sich aber die 
F'akultät nicht beklagen, wie denn auf den holländischen 
Universitäten die Cartesianische Philosophie fast mehr traktiert 
werde als die Aristotelische. Es ist charakteristisch, dass im 
Gegensatze zu dieserNachgiebigkeit der reformierten Universitäts- 
verwaltung in Jena nocli 1696 die (^artesianische Philosophie 
verboten blieb ^). 

An die Stelle der Cartesianischen Philosophie tritt dann 
aber gegen Ende des Jahrhunderts das eigentliche Naturrecht. 



^) Die von Yarrentrapp, Der grosse Kurfürst und die Universitäten 
(Kaiser-Geburtstags-Rede), Strassburg 1894, S. 14 aufgenommene Angabe, 
der Kurfürst habe erklärt, ein Philosoph könne pro und contra lehren und 
disputieren, ungeachtet es des ^Vristotelis placitis zuwiderlaufe, war nur 
eine bei Erörterung des Falles ausgesprochene Erwägung. Praktische 
Folge ist ihr aber damals, wie die Erledigung der Angelegenheit zeigt, 
noch nicht gegeben w^orden. 

^ Vgl. Yarrentrapp, a. a. 0. S. 16. 

2) Ygl. Kaufmann, Die Lehrfreiheit an den deutsclien Universitäten 
im 19. Jahrh., Leipzig 1898, S. 9 ff. 
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Seit 1673 hielt es durch Fichlau, Pauli und Stein in Königs- 
berg, seit 1690 mit dem älteren Cocceji in Frankfurt a. 0. 
seinen Einzug '). Nur diese Männer von anerkanntem Ansehen 
konnten dem Naturrechte Eingang verschaffen. Yon anderen 
erschien es — wiederum aus religiösen Gründen — nicht un- 
; bedenklich. Schon im Jahre 1671 hatte ein ehemaliger. Ober- 
I sekretarius Christoph Sandt zu Königsberg im Anschlüsse an 
I die Unisersität privatim das Buch des Hugo Grotius, De jure 
\ belli ac pacis behandeln wollen. Die preussische Regierung 
' hielt dies für bedenklich, da er dem Arianismus zugethan sei 
und diesen bei Erklärung des Traktats, worin viel Theologica 
enthalten, leicht disseminieren könne. Der Geheime Rat in 
Berlin ging nicht ganz so weit. Ein Reskript des Oberpräsidenten 
V. Schwerin verlangte am 15./25. Dezember 1671 nur, dass 
Sandt zunächst einmal seine annotationes einsende. Damit 
scheint aber die Sache im Sande verlaufen zu sein. 

Im übrigen griff die Regierung nur auf Beschwerden oder, 
wo politische Interessen in Frage kamen, ein. Beide Gesichts- 
punkte trafen zusammen bei einer Beschwerde der philosophi- 
schen Fakultät zu Frankfurt im Jahre 1665 darüber, dass die 
Juristen eine Disputation de absoluta principis potestate gehalten 
hätten. Sie verlangte, es sollten disputationes mere philosophicae 
den philosophicis überlassen werden. Das von Jena verfasste 
kurfürstliche Reskript erkannte diesen Grundsatz auch als 
richtig an, fuhr aber dann fort: „So viel aber die gegenwärtige 
materia de absoluta principis potestate betrift, können Wir 
nicht befinden, wie dieselbe denen Juristen zu entziehen sei, 
vielmehr kommet solche ihnen in alle Wege zu tractiren zu." 
Für die Räte des Kurfiirsten war also die absolute Gewalt des 
Landesherren nicht mehr ein Gegenstand philosophischer Speku- 
lation, sondern geltendes Recht. In Königsberg wurde zunächst 
am 11. Dezember 1685 dem Dr. jur. Jeschke auf seine Beschwerde 
ganz folgerichtig gestattet, in philosophicis zu lehren und zu 

^) Vgl. Landsberg, Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft, 
München und Leipzig 1898, Bd. 1, 8. 36. 
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disputieren, da gy Magister sei, am 16. Januar 1086 aber auf 
Beschwerde der philosophischen Fakultät dies verboten aus dem 
Zweckmässigkeitsgründe, „da er mit seiner habenden professione 
juris und dabey treibenden praxi genug zu thun hat, auch sich 
schon ehrlich damit nähren kan, an der andern aber die 
Magistri Philosophiae eine gar sterile profession und keine Neben- 
Zugänge dabey haben, über dem auch die facultäten billig nicht 
mit einander zu confundiren." Bei Heranziehung zeitgenössi- 
scher Beispiele zur Erläuterung einer Lehre war grosse Vorsicht 
geboten. Eine Schrift von Ebertus in Frankfurt a. 0. de 
immunitate legatorum wurde auf kurfürstlichen Befehl am 
28. September 1686 nur um desswillen eingezogen, weil darin 
behauptet war, Kalckstein sei auf Befehl des Kürfürsten fest- 
genommen worden. Auch die Lage des Verfassers war in 
solchem Falle keineswegs eine ungefährliche. Ebertus bat daher 
in einem demütigen Schreiben den Kurfürsten um Verzeihung 
seines Irrtums „gleichwie Sie auch der Bossheit zu Zeiten 
nachzusehen pflegen item der Unwissenheit zu vergeben." 

Die Lehraufgaben der Universität selbst bewegen sich 
innerhalb des überkommenen Rahmens. Als eine Erweiterung 
kann es kaum gelten, wenn in der zweiten Hälfte des 17. Jahr- 
hunderts hier und da ein Franzose zum Prof. extr. ling. Gall. 
bestellt wird. Denn wie selbst die Universität Berlin bei ihrer 
Begi'ündung noch keine neusprachlichen Professuren, sondern 
nur Lektorämter besass, so konnte damals von einem wissen- 
schaftlichen Studium der neueren Sprachen erst recht nicht die 
Rede sein. Jene vereinzelten Professuren sind nichts anderes 
als ein höherer Titel für die Wahrnehmung des Lektoramtes. 

Die Beschränkung der Lehraufgabe auf die überkommenen 
Gegenstände ergiebt sich zunächst daraus, dass die Mittel zum 
L^nterhalte der Universität von gelegentlichen Erweiterungen 
der Dotation abgesehen, ein- für allemal feststehen. Die 
mangelnde Beweglichkeit des Budgets setzt die Universitäten 
ausser Stande, der wissenschaftlichen Entwicklung folgend neue 
Gegenstände neben den überkommenen, für welche Professuren 
vorhanden sind, in den Kreis ihrer Lehre zu ziehen. Dazu 
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kommt, dass die Reformation den wissenschaftlichen Aufschwung 
überhaupt unterbricht. Menschenalter hindurch nehmen nur 
noch kleinliche Religionszänkereien der verschiedenen protestan- 
tischen Richtungen die besten Kräfte in Anspruch. Der dreissig- 
jährige Krieg wirft dann die deutsche Kultur um mehr als ein 
Jahrhundert zurück und mindert gleichzeitig die Einnahmen 
der Universitäten, so dass sie nicht einmal annähernd mehr 
im Stande sind, die überkommene Lehraufgabe zu erfüllen. 

Das Gebiet des WissensstofiFes, den die Universitäten zu 
überliefern hatten, war hiernach sehr beschränkt. So konnte 
noch ein Lehrer viele Zweige beherrschen und von einer 
Fakultät in die andere übergehen. Insbesondere gilt die philo- 
sophische Fakultät vielfach nur als Stätte zur Aneignung 
höherer allgemeiner Bildung und ersetzt zum Teil die Stelle 
der Gymnasien, so dass auch die Studenten erst aus der philo- 
sophischen Fakultät zum Studium in den höheren Fakultäten 
übergehen. Andererseits haben manche Gymnasien mit höheren 
Lehrzielen einen halb akademischen Charakter. Der Unterschied 
zwischen Gymnasien und Universitäten ist daher geringer wie 
heute. Selbst der alte Name der Universität tritt zurück hinter 
dem der Akademie, der Lehranstalt, die hauptsächlich durch 
das viel missbrauchte Recht der Verleihung der akademischen 
Grade sich von dem akademischen Gymnasium unterscheidet. 

Bei dem Festhalten der Universitäten an dem überlieferten 
Lehrstoffe und überlieferter Lehr weise musste jeder Fortschritt 
der Wissenschaft sich ausserhalb der Universitätskreise voll- 
ziehen. Es bildete fast eine Ausnahme, wenn ein bedeutender 
Gelehrter Universitätslehrer war. Die Träger des neuen wissen- 
schaftlichen Lebens, das in der zweiten Hälfte des 17. Jahr- 
hunderts besonders in der l^hilosophie und den Naturwissen- 
schaften erwachte, standen jedenfalls ausserhalb der Universitäten 
und dachten nicht daran, ihre geistige Arbeit an die über- 
lieferten Formeln der Gelehi-tenzünfte zu binden. Die volle 
Entfremdung eines Leibniz, des grössten wissenschaftlichen 
Geistes des Jahrhunderts, von den Universitäten ist das äussere 
Zeichen ihres Niederganges, 
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§ 8. Die Selbstverwaltung der Universität. 

Die Universität geniesst in mittelalterlicher Weise eine 
ausgedehnte Autonomie, die sogar, durch besondere Umstände 
veranlasst, nach der Reformation noch wesentlich erweitert 
wird. Doch lässt sich schwerlich behaupten, dass diese Be- 1 
schäftigung der Professoren mit an sich ihrem Gesichtskreise 
fern liegenden Gegenständen die Universität oder das wissen- 
schaftliche Leben gefordert hätte. Es bot sich hier nur Gelegen- 
heit zu fortgesetzten Zänkereien innerhalb des Lehrkörpers und 
zum Verbrauche von Kräften, die auf anderem Gebiete besser 
hätten verwertet werden können. Die Zeit von der Reformation 
biß zum Erstarken der absoluten Monarchie nach dem grossen 
Kriege bezeichnet den tiefsten Niedergang des wissenschaftlichen 
Lebens und die höchste Entwicklung der Selbstverwaltung auf 
den deutschen Universitäten. 

Die mittelalterlichen Universitäten Deutschlands waren 
meist in der Weise ausgestattet gewesen, dass mit Genehmigung 
des Papstes einzelne geistliche Pfründen, besonders solche, deren 
Verleihung dem Landesherrn zustand, zur Besoldung der Pro- 
fessoren verwendet wurden. Ein eigentliches Universitäts- 
vermögen war also hier nur in ganz geringem Umfange vor- 
handen. Dies ändert sich erst mit der Reformation. Die 
geistlichen Stifter selbst werden zum grössten Teile aufgehoben. 
An Stelle der für die Besoldung nicht mehr nutzbar zu machen- 
den Pfründen erhält die Universität Frankfurt a. 0. geistliche 
Güter geschenkt, um damit die Besoldungen und anderweiten 
Verwaltungskosten zu decken *). Schon Joachim IL schenkte 
der Landesuniversität die Güter der Carthäuser und des Stifts 
Stendal, so dass sich ihre Besitzungen über das ganze Gebiet 

') Eine volle Verkehruiig des wahren Sachverhaltes, der bei allen 
protestantisch werdenden Tniversitäten der gleiche ist, bildet es, wenn 
Stein, Akademische Gerichtsbarkeit, S. 87 behauptet, die Säkularisation in 
den protestanischen Ländern habe den Universitäten ihre Einkünfte ent- 
zogen und Lehrer und Hörer beraubt. Genau das Gegenteil d.avon ist 
richtig. 
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der Mark von Ost nach West erstreckten. Hiervon musste sie 
allerdings 1575 die Carthäuser Heide wegen fortgesetzter Streitig- 
keiten mit dem benachbarten Adel aufgeben, wofür ihr eine 
angemessene Entschädigung teils sofort zugebilligt, teils ver- 
sprochen wurde. Auch sonst hatten die Universitäten ^-ie die 
einzelnen Fakultäten eigenen Grundbesitz. So war z. B. das 
alte CoUegium Bernhardinum nach der Reformation Eigentum 
der theologischen Fakultät geworden und diente als Domus 
Theologorum. 

Gleichwohl geriet die Universität durch den dreissigjährigen 
Krieg in den tiefsten Vermögensverfall und brachte damit 
gleichzeitig die von ihren Einkünften abhängigen Professoren 
in die grösste Notlage. Das einzige Mittel, Geld flüssig zu 
machen, war eine Bitte bei den Ständen. Doch die Verord- 
neten zum Neuen Biergelde lehnten am 26. Juli 1636 zu Spandau 
jede Unterstützung ab, da die Schweden das Biergeld überall 
für sich behielten. Man kam daher auf die verzweifeltsten 
Mittel. Am 11. August 1636 bat die Universität für die Com- 
munität, den Freitisch der Studenten, den Kurfürsten um den 
Nachlass einer in Peiz verstorbenen böhmischen Frau jure 
retorsionis. Mit der Dauer des Krieges wurde die Notlage der 
einst reichen Universität immer grösser, am 27. Juli 1642 er- 
suchte sie den Kurfürsten, der selbst kaum über das Not- 
wendigste verfügen konnte, nochmals dringend um Geld, da alle 
Zahlungen rückständig blieben, die Not aufs höchste gestiegen 
sei. Erst nach dem westfälischen Frieden brach eine bessere 
Zeit an. 

Von den durch den Frieden erworbenen neuen Einkünften 
überwies der Kurfürst der Universität den vierten Teil der 
Kanonikate in den niederen Stiftern zu Halberstadt und Magde- 
burg zu gleichen Teilen mit dem Joachimsthalschen Gymnasium 
und die gleiche Einnahme zu Minden allein, sowie die Prä- 
positur des Stifts Kammin. 

Die Universität war hierdurch in den Besitz einer umfang- 
reichen Vermögensverwaltung gelangt, die nach der Weise 
mittelalterlicher Naturalwirtschaft die mannigfachsten , Ver- 
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waltungsgescKäfte in sich scKIoss. Es handelte sich nicht niir 
um eine einfache Geld- und Kassenverwaltung, sondern die 
Tniversität hatte auf ihren Dörfern den Anspruch auf die 
verschiedensten Dienstleistungen, Geld- und Naturalabgaben, 
sie musste als patrimoniale Obrigkeit den hintersässigen Bauern 
Gericht und Polizei gewähi-en. 

Diese ganze Verwaltung leitete der halbjährlich wechselnde 
Rektor, der kaum Zeit besass, sich annähernd in die Geschäfte 
einzuarbeiten, als er schon wieder einem Nachfolger Platz 
machen musste. Das Concilium aller ordentlichen Professoren, 
dem als Vertretung der Universität die Beschlussfassung zu- 
stand, konnte natürlich die Geschäfte noch weniger übersehen. 
Ein Wunder war es daher nicht, wenn auch ohne Ereignisse 
wie den dreissigjährigen Krieg die einst reichen Einnahmen der 
Universität zurückgingen. Für die Professoren bildete die eigene 
Vermögensverwaltung ein beliebtes Mittel, neuen Ankömmlingen 
ihre Einnahmen zu beschneiden oder ganz vorzuenthalten und 
zum eigenen Nutzen zu verwenden. 

Ihre Stellung als Grundherr gewährt der Universität die 
Mitgliedschaft in den Landständen, so lange diese berufen 
wurden, und in den Kreisständen, wo sie den Prälatenrang 
bekleidete. Es ist nicht etwa die Universität als Vertreterin 
geistigen Lebens und gelehrter Berufsstände, der diese Stand- 
schaft eingeräumt wird, sondern die Universität als Grundherr- 
schaft, aus der sie die Mittel ihres Bestehens zog. 

Der Universität Königsberg hatte Herzog Albrecht 1544 
die Summe von 1000 Mai*k und durch das Privileg vom 
18. April 1557 weitere 3000 Mark aus den Einkünften des 
Amtes Fischhausen ausgesetzt. Anfangs war bestimmt worden, 
class die elf Professoren sich nach eigener Vereinbarung in die 
bewilligte Summe teilen sollten. Da dies aber zu Streitigkeiten 
Anlass gab, setzte der Herzog selbst 1547 die Besoldungen auf 
60 — 200 Florins fest. Ausserdem überliess er 1547 der Uni- 
versität das Gut Thalheim. Tnter seinen Nachfolgern wurden 
die Einkünfte der Universität mehrfach vergrössert, Insbesondere 
überwies ihr der grosse Kurfürst durch Edikt vom 23. März 1657 
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(lie Geldstrafen aus Duellen. Selbst bei Begnadigungen sollte 
ihr nach der Verordnung vom 7. März 1669 ein Zehntel ver- 
bleiben. Alle diese Einnahmon mussten an die Universität 
abgeliefert werden, die daraus die Kosten ihrer Verwaltung, 
insbesondere die Besoldungen der Professoren, bestritt. 

Es ist schon ein Zug moderner Geldwirtschaffc, dass die 
Universität der Hauptsache nach auf eine feste Summe aus 
einer landesherrlichen Kasse angewiesen wird. Aber die Ein- 
künfte dieser Kasse selbst beruhten auf der Naturalwirtschaft 
eines landesherrlichen Domänenamtes. Auch hier wird daher 
die notleidende Landwirtschaft das Schmerzenskind der Uni- 
versität. Krieg und andere wirtschaftliche Krisen setzten das 
Domänenamt Fischhausen vielfach ausser Stande, die Verpflich- 
tungen gegen die Universität zu erfüllen. Fort und fort er- 
tönen unter dem grossen Kurfürsten die Schmeraensschreie der 
Universität, dass die Gelder aus dem Amte Fischhausen nicht 
eingingen, und die Versicherung des Rentmeisters, dass er 
selbst nichts habe. 

Für die Universität Duisburg war dagegen bei ihrer Be- 
gründung weder Grundbesitz noch Einnahme aus solchem 
verfügbar. Der Hauptsache nach wurde sie auf den Zoll und 
Licent zu Ruhrort angewiesen. Daneben erhielt sie am 5. März 
1652 die Brüchte aus dem Amte Dinslaken übereignet. Der 
ganze Universitätsetat betrug nur etwa 3160 Thlr. jährlich. 
Die landesherrlichen Kassen hatten die auf sie angewiesenen 
Beträge an die Univereität abzuliefern, die ihrerseits die Aus- 
gaben bestritt. Von einer eigentlichen Vermögensverwaltung 
war also hier nicht die Rede, es handelte sich nur um eine 
einfache Kassenverwaltung. Trotz ihrer Unabhängigkeit von 
der Landwirtschaft war aber Duisburg kaum in einer besseren 
Lage als Königsberg. Denn auf der Zoll- und Licentkasse zu 
Ruhrort ruhten noch andere Lasten, die der Forderung der 
Universität vorgingen. Sie konnte nur erhalten, was übrig 
blieb, und das war oft nichts. Am 14. Juli 1674 wurde der 
Zollinspektor Rickers angewiesen, nach Abtragung dessen, was 
zu Hofstaat und Wein und für die Kurfürstin gewidmet, regel- 
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massig vieiieljährlich an die Universität zu zahlen und den 
Rückstand abzutragen, da die Professoren über zwei Jahre kein 
Gehalt bekommen hätten. Seitdem scheinen allmählich bessere 
Zustände eingetreten zu sein, zumal die Universität am 
14. April 1685 noch ein Viertel der Kanonikate des Herzogtums 
beigelegt erhielt. 

Die Universitäten mit ihren Angehörigen bilden besondere 
fiemeinschaften, welche der städtischen Obrigkeit nicht unter-, 
sondern nebengeordnet sind. Zu der Universität gehören sämt- 
liche Lehrer und Universitätsbeamte mit ihren Frauen, in väter- 
licher Gewalt befindlichen Kindern und Dienstboten, die Studenten 
and die am Universitätsorte befindlichen Graduierten, bis sie 
zu einer anderen Berufsart übergegangen waren. Die Universität 
konnte ausserdem in den verschiedenen Gewerbszweigen für 
ihre Bedüi'fnisse ausserhalb der Zunft Verfassung und des 
städtischen Gemeinwesens Frei m eis ter ansetzen, die von aller 
städtischen Obrigkeit befreit, nur der Univei-sität angehörten. 
Über den Umfang der Berechtigung ergaben sich dabei freilich 
beständige Streitigkeiten zwischen der l^niversität und der 
Stadtgemeinde. Alle Angehörigen der Universität werden in 
deren Matrikel eingetragen und dadurch der obrigkeitlichen 
Gewalt der Universität unterworfen. 

Die Stadt des 16. und 17. Jahrhunderts war nun aller- ^ 
dings nicht mehr wie die mittelalterliche Stadtgemeinde ein 
Staat im Staate, aber doch die Lokalobrigkeit schlechthin mit 
voller Gerichts- und l^olizeigewalt über ihre Angehörigen. Die 
Univereität, welche iiir ihre Genossen Befreiung von der 
städtischen Gewalt beanspruchte, musste also für diese städtische 
Obrigkeit einen Ersatz bieten. Das ist die Grundlage ins- 
besondere der akademischen Gerichtsbarkeit. Die Universität 
ei-setzt für alle ihre Angehörigen die Gerichtsbarkeit der Stadt- 
l^emeinde, bleibt aber der obersten Gerichtsbarkeit des Landes- 
herren und seiner Gerichte unterworfen. 

In Frankfurt a. 0. entwickeln sich tui* diese Gerichtsbarkeit 
der Universität ?wei Instanzen. Die erste bildet der Rektor 
mit dem Syndikus und Sekretär, die zweite das Concilium. 
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Die oberste Instanz, bei der auch die Universität als solche 
belangt werden konnte, ist endlich der Kurfürst persönlich, der 
seine Räte beauftragt, und aus dieser persönlichen Gerichtsbar- 
keit des Kurfüi'Sten hat sich schliesslich der Geheime Justizrat 
herausgebildet. 

In Königsberg war nach den Universitätsstatiiten, in Duis- 
burg nach den Privilegia Rectoralia vom 22. September 1655 
die akademische Gerichtsbarkeit Rektor und Senat übertragen. 
Die zweite Instanz bildete eigentlich der Landesherr persönlich, 
an seine Stelle traten aber seine Räte, in diesem Falle die 
preussische und die kleve-märkische Regierung, denen auch die 
Rechtsprechung über die Universität selbst zustand. 

Die Universität übt ferner, da ihre Angehörigen von der 
städtischen Obrigkeit überhaupt befreit sind, über ihre Mitglieder 
eine Polizeigewalt aus und bedient sich dazu der Pedelle als 
exekutiver Organe. 

Dass die Angehörigen der Universität von allen städtischen 
Abgaben und Lasten befreit sind, versteht sich hiernach von 
selbst. Auch in kirchlicher Beziehung bilden sie eine besondere 
Universitätsgemeinde mit der Universitätskii-che. Diese Be- 
freiungen werden auch auf die staatlichen Abgaben, insbesondere 
die Accise erstreckt. 

Zu der Vermögensverwaltung und der obrigkeitlichen Ge- 
walt über ihre Angehörigen hat die Universität noch die Sorge 
für die Ergänzung des Lehrkörpers. Die Universität hat als 
Inhaberin des LTniversitätsvermögens unter' landesherrliche!* 
Bestätigung die besoldeten Lehrstellen zu vergeben, ein Recht, 
das in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts im Absterben 
begriffen ist. Die Fakultäten dagegen machen füi- diese Stellen- 
besetzung unverbindliche Vorschläge und bewirken die genossen- 
schaftliche Selbstergänzung durch die Promotionen. 

Die Universität wie die Fakultäten üben endlich auch noch 
eine Aufsicht über die Amtsthätigkeit der einzelnen Lehrer 
aus, jedoch in einer sehr wenig wirksamen Weise. Nach den 
Frankfurter Leges et statuta von 1610 sollte jjer Senat jährlich 
vier Inspektoren als Aufsichtsbeamte für die Lehrer wählen. 
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Diese Bestimmiing scheint aber gar nicht in Wirksamkeit ge^ 
treten zu sein. Denn ein Jahr später wurde in den Visitations- 
artikeln vom Mai 1611 angeordnet, in der theologischen und 
juristischen Fakultät sollten der Superintendens und der 
Ordinarius die Inspektion haben, in den anderen Fakultäten 
die Dekane. Diese sollten namentlich auf das Halten der Vor- 
lesungen sehen und darüber berichten. Zu irgend welcher Be- 
deutung konnte diese Aufsichtsthätigkeit schon deshalb nicht 
gelangen, weil es den genossenschaftlichen Organen an jeglichen 
Machtbefugnissen fehlte. Sollten übelstände ernstlich abgestellt 
werden, so blieb der Universität wie den Fakultäten nur das 
Mittel, an den Kurfüi*sten zu berichten. 

§ 9. Die staatliche Aufsicht. 

Schon für die mittelalterlichen Universitäten Deutschlands 
hatte sich aus der Thatsache, dass sie Stiftungen der Landes- 
obrigkeit waren, für letztere ein weites Mass von Aufsichts- 
befugnissen ergeben. Diese landesobrigkeitlichen Befugnisse 
mussten noch eine erhebliche Verstärkung erfahren, seit infolge 
der Reformation das Kanzleramt zu einem Bestandteile der 
Landeshoheit wurde. Mochte immerhin das Kanzleramt ein von 
der Landesobrigkeit übertragenes sein, der Umstand, dass es 
sich regelmässig im Besitze eines hohen Geistlichen befand, der 
sich gleichzeitig auf päpstliche und kaiserliche Privilegien als 
Rechtsgrund seiner Stellung berufen konnte, hinderte jedenfalls 
eine fortdauernde Einwirkung auf die Wahrnehmung der amt- 
lichen Befugnisse des Kanzlers. Wie die Reformation über- 
haupt die Rechte der Landeshoheit konsolidiert hat, so sind 
auch die bisher weniger vom Kanzler als Organe des Landes- 
herren wahrgenommenen als zwischen ihnen geteilten Befugnisse 
nunmehr in einer Hand vereinigt. 

Ein zweites Element geistlicher Aufsicht hatten an den 
mittelalterlichen Universitäten die Konservatoren der Privilegien 
gebildet, hohe Geistliche, die sich die Universität mit Zu- 
stimmung der Landesobrigkeit annahm, um jeden, der die 
Privilegien verletzte, vor deren geistlichem Gerichte belangen 

Bornbak, Preassische Uuiversit&ts Verwaltung. 4 
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zu können. Dieses Amt taucht noch einmal in Königsberg auf. 
Nach den Constitutiones vom 1546 sollte der Bischof von 
Samland als Konservator der Universität über deren Verwaltung 
und die Beobachtung der Privilegien die Aufsicht führen. In 
den Statuten von 1554 war aber des Amtes nicht mehr gedacht. 
Deshalb entstand 1573, als Heshusius das Samländische Bistum 
angetreten hatte, ein Streit zwischen ihm und der Universität, 
indem er die seine Rechte schmälernden neuen Statuten der 
Universität nicht anerkennen wollte. Da jedoch 1577 das 
Bistum einging, erledigte sich der Streit von selbst. Das Amt 
eines geistlichen Konservators verschwand^). 

Obgleich nun der Wettbewerb der geistlichen Aufsicht fort- 
fiel und nach dieser Richtung die Landesobrigkeit unbehindert 
dastand, so ist doch die Geltendmachung der Aufsicht eine sehr 
schwache. Niemals vorher und nachher haben die Universitäten 
eine so grosse Unabhängigkeit genossen als von der Reformation 
bis in die zweite Hälfte des 17. Jahrhunderts. Besonders die 
wirtschaftliche Selbständigkeit der Universitäten giebt ihnen 
eine Unabhängigkeit nach oben, die die Einwirkung der Staats- 
gewalt auf ein geringes Mass beschränkt. 

Nach Ausscheidung der geistlichen Gewalt hat nur noch 
der Landesherr eine Mitwirkung bei Ergänzung des Lehrkörpers, 
mag diese eine genossenschaftliche durch die Promotion oder 
eine herrschaftliche durch Besetzung der besoldeten Lehrämter 
sein. Als Nachfolger des Kanzlers erteilt er die Ermächtigung 
zu jeder einzelnen Promotion, als Landesobrigkeit bestätigt er 
und ernennt später für die besoldeten Lehrämter. Allein das 
Schwergewicht der Ergänzung des Lehrkörpers ruht doch immer- 
hin bei der Universität, die die Personen auswählt, während 
der Landesherr auf die Genehmigung beschränkt ist. Erst 
allmählich greift wieder ein freies landesherrliches Ernennungs- 
recht für die besoldeten Lehrämter Platz. 

In der Landeshoheit liegt ferner die Befugnis, die Erfüllung 



^) Vgl. Amoldt, Historie der Königsbergischen ümversität Bd. 1, 
8. 131 ff. 
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der Aufgaben der T^niversität durch Lehrer und Studenten zu 
überwachen. Nun liess freilich diese Aufsicht selbst wie die 
freiwillige Pflichterfüllung seitens der Lehrer oft viel zu wünschen 
übrig. Gewöhnlich konnten die Professoren so lange thun und 
lassen, was sie wollten, als sie nicht unter einander sich in 
die Haare gerieten und die Entscheidung des Landesherren an- 
riefen. Dann und wann wurde allerdings einmal eine besondere 
A^isitationskommission zur Untersuchung des Zustandes der 
Universität eingesetzt. Das war aber immerhin eine besondere 
Massregel, die schon der Kosten wegen nicht häufig ergriffen 
werden konnte und besonders in den Zeiten des dreissigjährigen 
Krieges ganz ins Stocken geriet. 

Wenn dann nach langer Zeit einmal eine Visitations- 
kommission erschien, so stellten sich die schwersten Missbräuche 
heraus. So berichtete am 15. Mai 1611 die Frankfurter Kommission, 
bestehend aus v. Schlieben, Ch. Distelmeier, Th. v. d. Knesebeck 
und Pistoris, etliche Professoren hätten zwei bis drei Jahre 
nicht gelesen, ausserdem wurde über Eifersüchteleien unter den 
Professoren und Mängel der Disciplin geklagt. Als nach dem 
grossen Kriege 1661 Somnitz und Brandt mit der Revision 
beauftragt waren, hatte sich natürlich der Zustand nicht ge- 
bessert. Die Professoren mussten ermahnt werden, friedlich 
unter einander zu sein, sich nicht mit Worten oder Thätlich- 
keiten anzugreifen und die lectiones ordentlich zu halten. 

Auch die sonst zum Gedeihen einer Universität nicht gerade 
beitragenden Zwistigkeiten der Professoren hatten wenigstens 
den Vorteil, dass bisweilen die Landesobrigkeit durch Beschwerden 
zum Einschreiten gegen die ärgsten Missbräuche veranlasst 
wurde. So beklagte sich die philosophische Fakultät zu Frank- 
furt a. 0. 1661, der bisherige Dekan Grebenitz habe das Dekanat 
an M. Becmann abgegeben, obgleich dieser als nicht recipiert 
gelten müsse, weil er nach längerer Abwesenheit neue Beception 
nicht nachgesucht; er sei abwesend gewesen vom 4. Februar 
1656 bis zum 6. August 1657 (anderthalb Jahre), vom 30. No- 
vember 1657 bis zum 4. Juni 1659 (anderthalb Jahre), vom 
10. August 1659 bis zum 28. August 1660 und vom 3. Oktober 

4* 
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1660 bis zum 6. April 1661. Das war in der That eine laug- 
jährige, nur wenig und auch dann jedenfalls nicht durch 
Thätigkeit an der Universität unterhrochene Abwesenheit. 
Einige Zeit später beschwerte sich M. Placentinus, als er am 
21. April 1664 dem Doktoranden Risselmann zu Ehren in der 
reformierten Kirche erschienen sei, habe ihn Becmann von der 
Stelle des Dekans und der Bank weggestossen. Nunmehr war 
das Gefäss zum Überlaufen voll. Da Becmann sein Domizil 
ausser Landes gehabt, der studierenden Jugend nie einen Nutzen 
gethan, wurde durch kurfüi'stliches Reskript vom 9. Mai 1664 
die längst vorgehabte Resolution verwirklicht, und Becmann in 
Gnaden entlassen. Daran schlössen sich dann neue Ermahnungen 
zur Verträglichkeit. 

Solche Massregeln waren aber immerhin nur vereinzelt. 
Im allgemeinen hatte die aufstrebende absolute Staatsgewalt 
zunächst wichtigere Aufgaben zu erfüllen, als die bessernde 
Hand an die verfallenden Universitäten zu legen. Der absolute 
Staat nahm die Fülle der Gewalt füi" sich in Anspruch, und 
er besass auch bereits theoretisch den Universitäten gegenüber 
alle Machtbefugnisse, die zu einem wirksamen Einschreiten er- 
forderlich waren. Sie wurden zunächst nur nicht besonders 
wirksam und kamen den Universitäten noch nicht zu Statten. 
Ein ständiges staatliches Verwaltungsorgan für die Universitäts- 
angelegenheiten bestand zunächst noch nicht. Der Landesherr 
erledigt die Geschäfte mit Hilfe seiner Räte. Sobald diese 
Räte zu festen Behörden organisiert sind, bilden sie die Central- 
behörde auch für die Universitäis Verwaltung, so für Frank- 
furt a. 0. seit 1604 der Geheime Rat, für Königsberg die 
Oberräte. Mit der Verschmelzung der einzelnen Gebiete zu 
einem Gesamtstaate unter dem Grossen Kurfürsten vollzieht 
sich aberzwischen den beiden Behörden insofern eine Verschiebung, 
als der Geheime Rat aus einer bloss brandenburgischen Behörde 
eine solche des Gesamtstaates wird. Schon die Geheime Rats- 
Ordnung vom 4. Dezember 1651 überweist dem Geheimen Rate 
als Centralbehörde die Angelegenheiten aus den anderen 
Provinzen, insbesondere aus Preussen. Seitdem ergab sich der 
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T'nterschied, dass die Universität Frankfurt a. 0. unmittelbar 
unter der Centralbehörde , dem Geheimen Rate, stand, die 
Universität Königsberg zunächst unter einer Provinzialbehörde, 
wozu die Oberräte herabgedrückt wai-en, und dann ei-st unter 
dem Geheimen Rate. Dabei war aber weder das Verhältnis 
der Behörden unter einander noch zum Landesherren fest be- 
stimmt. 

Eine geordnete Verwaltung des Universitätswesens trat erst \ 
ein mit Errichtung des Oberkuratoriums, wodurch dieT'niversitäts- 
angelegenheiten dem Geheimen Rate im allgemeinen entzogen 
und einzelnen bestimmten Personen an Stelle des Landesherren 
übertragen wurden. Zuerst erhielt 1654 die neu begründete 
Universität Duisburg auf ihren Antrag vier Kuratoren. Unter 
diesen wurden die Universitätsangelegenheiten von der kleve- 
märkischen Regierung bearbeitet, so dass Duisburg ebenso wie 
Königsberg zunächst unter einer Provinzialbehörde und dann 
erst unter den Kuratoren stand. Li gleicher Weise wurden 
1692 auf Antrag der Universität Frankfurt a. 0. der Minister 
V. Fuchs und der J^räsident v. Danckelmann zu deren Kuratoren 
ernannt. Für Königsberg war dagegen die Bestellung besonderer 
Kuratoren zunächst durch die hohe Stellung der ObeiTäte aus- 
geschlossen. Da im übrigen auch die Kuratoren von Duisburg 
und Frankfuii a. 0. verschieden waren, so fehlt es immer noch 
an einer einheitlichen Ministerialverwaltung. Diese Einheit 
w^ii'd nur vertreten durch den Geheimen Rat, in dem einzelne 
Mitglieder, namentlich die Kuratoren besonders mit Universitäts- 
sachen befasst sind. 



IL Der absolute Beamtenstaat des 18, Jalir- 

hunderts- 

(1694—1810) 



§ 1. Die Gründung der Universität Halle.') 

Die Begi*ündiing der Universität Halle bildet die hervor- 
ragendste Leistung des absoluten Beamtenstaates, die Menschen- 
alter vorher und nachher ihres Gleichen sucht. Bisher hatte 
man sich begnügt, das aus dem Mittelalter Überkommene 
dürftig zu erhalten und den neuen Verhältnissen anzupassen. 
Nunmehr entsteht eine neue Schöpfung aus dem eigenen Geiste 
des emporstrebenden Staatswesens, ein Vorbild für die älteren, 
vielfach verfallenen Universitäten wie für neue Stiftungen, 
Jahrzehnte hindurch die erste Universität Deutschlands. Das 
Erzeugnis einer vorzeitigen geistigen Blüte, die unter den 
folgenden Regierungen nicht zu voller Entfaltung gelangen 
konnte, bildet sie doch einen dauernden Gewinn an geistigen 
Gütern für den sonst nicht allzu reich damit gesegneten 
Militärstaat. 

Schon der Mitbegründer der Universität Frankfurt a. 0., 
Kurfürst und Kardinal Albrecht von Mainz, hatte die Stiftung 
einer Universität in der Hauptstadt seines Magdeburgischen 
Erzbistums, zu Halle, beabsichtigt. Der päpstliche Legat in 
Deutschland, Kardinal Campeggi, bestätigte unter päpstlicher 

^) Vgl. Schrader, Geschichte der Friedrichs - Universität zu Halle, 
2 Bände, Berlin 1894; Paulsen a. a. 0. Bd. 1, S. 521 ff. 
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Autorität die Universität Halle durch eine Urkunde vom 27. Mai 
1531, wonach sie Statuten gleich Bologna haben und die 
Hechte aller andern Universitäten geniessen sollte, insbesondere 
das, akademische Grade zu verleihen. Kardinal Albrecht er- 
baute darauf zur Wohnung der Domgeistlichkeit und der Pro- 
fessoren der zu errichtenden Universität das Kesidenzgebäude 
und hob mit päpstlicher und kaiserlicher Genehmigung zwecks 
Dotation der neuen Universität mehrere Klöster in Halle auf. 
Infolge der schnellen Ausbreitung der Refoi-mation stand 
Kardinal Albrecht von dem Plane ab und zog sich nach Mainz 
zurück. Die Einkünfte der aufgehobenen Klöster wurden der 
erzbischöflichen Kammer überwiesen und in einem besonderen 
Amte, der Stiftsschreiberei, verrechnet. Die Stiftung der Uni- 
versität war damit aufgegeben, aber nicht vergessen. 

Von dem grossen Kurfürsten hatte ein Refugie, Milie la 
Fleur, der frühere Kammerdiener des letzten Administrators 
von Magdeburg, Herzogs August von Sachsen, die Erlaubnis 
erhalten, in Halle eine Exercitienakademie zum Unterrichte in 
neuen Sprachen, Tanzen und Fechten zu errichten. Diese 
Exercitienakademie des ehemaligen Kammerdieners fand sehr 
bald unter den jungen Edelleuten grossen Anklang, und 
Friedrich lU. verwandelte sie 1689 in eine Ritterakademie. 

Inzwischen war Thomasius aus Leipzig vertrieben und be- 
absichtigte, in Halle seine Vorlesungen fortzusetzen. Er wurde 
am 4./14. April 1090 zum Professor iuris universi und zum 
magdeburgischen Regierungsrate ernannt mit einem Gehalte von 
500 Thlrn. für die vor einem Jahre errichtete Akademie. Da- 
mit hatte die Ritterakademie eine Erweiterung nach der wissen- 
schaftlichen Seite erfahren, und war der Grund zur Universität 
gelegt. 

Schon kurz vorher war die Stiftung der Universität selbst 
am 8. Februar 1690 von dem Bürgermeister Wesche in An- 
regung gebracht worden. Er schlug nämlich A'erlegung von 
Regierung und Amtskammer nach Magdeburg und als Ersatz 
für Halle die Begründung einer Univei^sität vor. Als empfehlende 
Gründe machte er dabei besonders geltend, Halle sei ein wohl 
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gelegener gesunder Ort, allwo jedermann Lust zu leben habe, 
ein Ort von reinlichster und perfektester hochteutscher Sprache, 
so ihn merklich mit rekommandiere, ein Ort von civilen und 
freundlichen Leuten, welches ihn sonderlich beliebet mache. 
Örtliche Verhältnisse, Sprache und Bewohner müssen sich also 
inzwischen sehr verändert haben, oder man stellte damals 
überaus bescheidene Anforderungen. 

Dieser Anregung wurde zunächst keine weitere Folge ge- 
geben. Aber Thomasius begann am ersten Sonntag nach 
Trinitatis seine Lectiones publicae. Von einem ungeheueren 
Zulaufe, der vielfach erwähnt wird, kann nicht die Rede sein. 
Nach seinem eigenen Berichte an den Kurfürsten hatte Thoma- 
sius nur zwanzig bis dreissig Zuhörer gehabt, immerhin ganz 
ansehnlich für den Professor an einer noch nicht vorhandenen 
Universität. Viel mehr mochte es zum Ruhme des Thomasius 
beitragen, dass er im Geiste der beginnenden Aufklärung einem 
Prediger Nott, der bei seiner Predigt vor dem Besuche der 
reformierten Kirche gewarnt und das Seelenheil des Kurfürsten 
bezweifelt hatte, den Fehdehandschuh hinwarf und durch 
deutschen Anschlag an den Kirchenthüren zu einer Disputation 
aufforderte. 

Jedenfalls], kamen im Laufe des Jahres die Vorlesungen in 
Gang, so dass der Kurfürst im folgenden Sommer bei der 
Rückkehr von Karlsbad schon manche Studenten in Halle vor- 
fand und von jungen Edelleuten ersucht wurde, eine wirkliche 
Universität zu errichten. Am 27. August 1691 erging ein Er- 
lass an die magdeburgische Regierung, worin die Absicht der 
Begründung einer Universität zu Halle ausgesprochen und für 
Besoldungen die Summe von 2400 Thlrn. angewiesen wurde. 
Ausserdem erfolgte die Berufung mehrerer Professoren, so der 
Theologen Breithaupt und A. H. Francke, des früheren Frankfurter 
Professors Stryk aus Wittenberg. Am 30. August 1692 wurde 
der berühmte Publicist Veit Ludwig von Seckendorff mit weit 
gehenden Aufsichtsbefugnissen als Kanzler berufen. Da er jedoch 
schon am 18. Dezember desselben Jahres starb, wurde Stryk als 
Direktor mit der Leitung der Anstalt beauftragt. Vor der Be- 
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gründung der Universität wurden noch verschiedene Gutachten 
eingeholt, so namentlich von Stryk, Breithaupt und Francke. 
Im allgemeinen war man darüber einverstanden, dass eine 
Universität nach dem Vorbilde der älteren Stiftungen begründet 
werden solle, Bloss Francke empfahl, nicht einfach alles nach- 
zuahmen, sondern nur, was zu Gottes Ehi*e und zum gemeinen 
Besten diene. 

Der erste umfassende Plan wurde unter dem 23. Mai 1692 
von Fuchs ausgearbeitet. Er berief sich dabei ausdrücklich auf 
das päpstliche Privileg von 1531, wonach die Universität die 
Rechte der anderen Universitäten, besonders derjenigen zu 
Bononien haben solle. Das bot den Vorteil, dass der neuen 
Stiftung sofort eine unanfechtbare Rechtsgrundlage verschafift 
wurde. Am 19. Oktober 1693 erteilte auch Kaiser Leopold I. 
auf Antrag des Kurfürsten das für erforderlich gehaltene kaiser- 
liche Privilegium.^) Insbesondere erhielt hiernach der Prorektor 
die Befugnisse der kaiserlichen Hofpfalzgrafen, Notare zu be- 
stellen, das Recht, zum Poeta laureatus zu ernennen, sowie 
gewisse Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, z. B. Bestellung 
von Vormündern, Adoptionen, Legitimationen und Erteilung 
der venia aetatis, vorzunehmen. Am 28. April 1694 erging 
eine Aufforderung an Direktor und Professoren, die von Stryk 
verfassten Statuten der Universität und der Fakultäten zur 
Revision einzusenden, damit sie rechtzeitig publiciert werden 
könnten. Endlich wurde durch kurfürstliches Programm vom 
5. Juni 1694*) die Stiftung der Universität bekannt gemacht, 
und die feierliche Eröffnung auf den 1. Juli, den Geburtstag 
des Kurfürsten, festgesetzt. 

Die Universität Halle bestand also, wenn auch als Gründung 
des Staates, schon einige Jahre vor ihrer Stiftung und feier- 
lichen Eröffnung. Als der Kurfürst letztere am 1. Juli 1694 
vornahm, konnten, weil Professoren und Studenten schon seit 
Jahren am Orte waren, zur Feier gleich die ersten Promotionen 
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durch die neue Universität erfolgen. An demselben Tage er- 
hielten die von Stryk ausgearbeiteten Statuten der Universität 
wie der einzebien Fakultäten die kurfürstliche Bestätigung 
und wurden publiziert. Endlich brachte ein kurfürstliches 
Privilegium vom 4. September 1697 ') die Regelung der Rechts- 
verhältnisse der Universität und ihrer Glieder nach aussen, 
insbesondere ihrer eigenen Gerichtsbarkeit. Das kurfürstliche 
Reskript vom 1(). September 1697 wies die Stadt an, die Wage 
für Auditorien und den oberen Teil des Schulhauses für Exer- 
citien der I'niversität gegen jährlich 150 Thlr., die aus der 
Staatskasse zu zahlen waren, zu verpachten. 

Die Begründung der Universität Halle selbst bezeichnet 
einen Wendepunkt in der Geschichte der deutschen Univeraitäten, 
den Beginn eines neuen Aufblühens nach einer Zeit tiefsten 
Niederganges. Die friüieren Universitäten Deutschlands waren 
allerdings auch schon Stiftungen der Landesobrigkeit, Halle die 
erste Gründung des modernen Staates und daher von Anfang 
an Staatsanstalt. Der kräftig aufstrebende norddeutsche Gross- 
staat übernimmt hier zuerst auch die geistige Führung. 

Die älteren Universitäten hatten dem Wesen des Territorial- 
staates nach der Reformation entsprechend einen bestimmten 
konfessionellen Charakter, selbst die Landesuniversität der 
lutherischen Mark Brandenburg hatte sich nach dem Übertritte 
des Landesherrn zum reformierten Bekenntnisse die Aufdrückung 
eines anderen konfessionellen Typus gefallen lassen müssen. 
Auch die neue Gründung war eine konfessionelle Anstalt. 
Aber dass der reformierte Landesherr dem Bedürfnisse seines 
Landes entsprechend eine lutherische Universität begründete, 
auf der die überlieferte Versöhnungspolitik des Herrscherhauses 
auch von lutherischer Seite eine Stütze gewann, war etwas 
neues. Im Gegensatze zu der in Brandenburg- Preussen stets 
bekämpften sächsischen Orthodoxie fand hier die neue Richtung 
des Pietismus, die nicht auf die dogmatischen Formeln, sondern 
auf das innere Verhältnis des Menschen zu Gott das Haupt- 
gewicht legte, besonders durch A. H. Francke Eingang. 

1) A. a. 0. S. 45y. 
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Füi' die überlieferte Lehre des römischen Rechtes war eiuer 
der bedeutendsten Vertreter in dem berühmten Romanisten 
Stryk *), dem Schwiegersohne Brunnemanns, früher gleich seinem 
Schwiegervater in Frankfurt a. 0., dann in Wittenberg Professor, 
gewonnen. Aber daneben vertritt Thomasius die Aufklärungs- 
phüosophie des Naturrechtes, welche die Schranken des histo- 
rischen Rechtes durchbricht und der absoluten Monarchie die 
theoretische Rechtfertigung für ihren Prozess der Umbildung 
von Staat und Gesellschaft darbietet. 

Mit Fr. Hoffmann und 6. E. Stahl waren endlich zwei 
hervoragende Mediziner und Naturforscher gewonnen. 

Die beiden hervorragendsten Lehrer der neuen Universität, 
Francke und Thomasius, wie verschieden ihre Grundrichtung 
sein mochte, sind einig in dem einen, der Verdammung der 
überkommenen Schulweisheit, die sie durch etwas Neues er- 
setzen wollen. Beide hatten sie deshalb in Leipzig keine Stätte 
für ihre Wii'ksamkeit mehr finden können, den neuen Richtungen 
bot nur Preussen Raum. Mochten Pietismus und Naturrecht 
sehr bald sich in schwere Kämpfe mit einander verstricken, 
auch diese Kämpfe waren Leben und eine Quelle des Fort- 
schritts. 

Noch ist die neue l'uiversität entfernt von dem modernen 
Gedanken, dass es Aufgabe der Universität sei, freie wissen- 
schaftliche Forschung und Lehre mit einander zu verbinden. 
Aber auch die mittelalterliche Auffassung, dass die Universität 
nur den überkommenen Wissensstoff zu überliefern habe, war 
nicht mehr aufrecht zu erhalten für die neue Gründung, an 
der die bedeutendsten Gelehrten der Wissenschaft neue Bahnen 
wiesen, zum Teil in bewussten Gegensatz zu dem Überlieferten 
traten. Wähi-end bis dahin die hervorragendsten Gelehrten, 
vor allem Leibniz, den verfallenden Lehranstalten der Univer- 
sitäten fremd gegenüber gestanden hatten, verbinden sich in 
den hervorragenden Gelehrten und Lehrern der neuen l ni- 
versität wieder Wissenschaft und Lehre. 



^) Vgl. über ihn Landsberg a. a. 0. S. 64 ff. 
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Auch der moderne Gedanke, dass die Wissenschaft und 
ihre Lehre frei sei von staatlicher Einwirkung und obrigkeit- 
lichem Zwange, ist noch nicht vorhanden. Aber die lutherische 
Stiftung des reformierten Herrscherhauses, das Nebeneinander- 
bestehen verschiedener Richtungen zogen doch von Anfang an 
einer Einwirkung der Staatsgewalt ziemlich enge Grenzen und 
beschränkten sie auf die Beseitigung von Auswüchsen und die 
Pflege und Förderung einzelner Richtungen. 

Während endlich die auf eigenes Vermögen angewiesenen 
älteren Universitäten mit diesen die ein- für allemal fest- 
stehenden Aufgaben zu erfüllen hatten und selbst hierzu bei 
wirtschaftlichen Krisen nicht im Stande waren, bequemt sich 
die reine Staatsdotation allen wechselnden Bedürfnissen der 
wissenschaftlichen Lehre an. Wie die Universität selbst, so ist 
auch ihre finanzielle Grundlage nicht auf den Stillstand be- 
rechnet, sondern giebt der Entwicklung freien Raum. 

Gewiss ist Halle noch nicht eine moderne Universität. 
Aber die ganze Entwicklung der wissenschaftlichen Lehre 
während der beiden folgenden Jahrhunderte ist in Halle bereits 
in den Ansätzen vorhanden. W^enn die deutschen Universitäten 
wieder im geistigen Leben des Volkes Wurzel schlugen und 
nicht — wozu nach der Reformation alle Aussicht zu sein 
schien — gleich den englischen verknöcherten, so ist dies in 
erster Linie der neuen Stiftung zu verdanken. So beginnt mit 
der Begründung der I^niversität Halle eine neue Periode in der 
Geschichte der deutschen Universitäten. 

Da Halle bald nach der Stiftung die bedeutendste preussi- 
sche Universität überhaupt war, so wirkten die neuen Ideen 
auch auf die preussische Universitätsverwaltung und auf die 
älteren preussischen Universitäten zurück. Nach einer Zeit 
tiefsten Verfalles glaubte man ihnen nur durch Nachahmung 
des Halleschen Vorbildes wieder aufhelfen zu können. Besonders 
Friedrich Wilhelm L wollte immer die Hallesche Verfassung 
auf Frankfurt a. 0. und Königsberg übertragen haben. Es 
waren aber weniger die äusseren Foimen der Verfassung als 
der in Halle waltende Geist, auf den es ankam. Erst seit 
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Schüler von Halle auch die Lehrstühle der anderen Universitäten 
einnahmen, wurden diese allmählich immer mehr gehoben. 

Allerdings hat Halle nur wenige Jahrzehnte die Stelle als 
erste Universität Deutschlands behaupten können. Aber sie 
wurde als solche abgelöst durch Göttingen, die Schöpfung 
Münchhausens, des einstigen Halleschen Studenten, der in 
Hannover reichlichere Mittel für sein aus Halle entnommenes 
Ideal flüssig machen konnte als der vor gi^össeren Aufgaben 
stehende Militärstaat. 

§ 2. Die Verfassung der Universitäten. 

Dass die Universitäten Staatsanstalten sind, ist ein seit 
Begründung der Universität Halle zu unbedingter Anerkennung 
gelangter Grundsatz. Wie alle anderen öffentlichen Genossen- 
schaften nimmt die allbeherrschende Staatsgewalt auch die 
Universitäten als Bestandteile des Staatswesens in sich auf, 
um so mehr als alle Universitäten von der Landesobrigkeit ge- 
gründet waren, und man in der Universität Halle das Beispiel 
einer neuen staatlichen Gründung vor Augen hatte. Wenn 
das A. L.-R. II, 10 § 1 unter anderen auch die Universitäten für 
Veranstaltungen des Staates erklärt, so sprach es damit nm* 
aus, was seit einem Jahrhundert geltendes Recht war. Trotz 
ihrer Eingliederung in den Staat sind aber die Universitäten 
Korporationen geblieben. Auch hier spricht das A. L.-R. nur 
längst geltende Rechtsgrundsätze aus, wenn es a. a. 0. § 67 
ihnen alle Rechte privilegierter Korporationen beilegt und in 
§ 68 wegen der inneren Verfassung, der Rechte des akademischen 
Senats und seines jedesmaligen Vorstehers in Besorgung und 
Verwaltung der gemeinschaftlichen Angelegenheiten auf die 
Privilegien und die vom Staate genehmigten Statuten jeder 
Universität verweist. 

Von diesen beiden Rechtsquellen regelt das Privilegium 
vorzugsweise die Rechtsstellung der Universität und ihrer 
Glieder nach aussen, die Befreiung von der ordentlichen 
Obrigkeit und den gewöhnlichen Verpflichtungen und den Um- 
fang der an die Stelle tretenden akademisehen Gerichtsbarkeit, 
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die Statuten haben dagegen die innere Verfassung der Universität 
und ihrer Teile zum Gegenstande. Noch gelten die Statuten 
als Ausfluss der genossenschaftlichen Autonomie. Sie werden 
daher auch bei Begründung der Universität Halle von der 
Universität und den einzelnen Fakultäten angenommen. Da 
jedoch die Genossenschaft als Veranstaltung des Staates in den 
staatlichen Organismus eingefügt ist, bedürfen die Statuten der 
landesherrlichen Bestätigung und erhalten nur durch diese ver- 
bindliche Kraft. 

Die Wahrnehmung der genossenschaftlichen Rechte der 
Universität ruht in dem Concilium academicum oder dem 
Senate. Zu ihm gehören von Rechtswegen alle ordentlichen 
Professoren, die zu den Sitzungen berufen werden müssen, in 
Königsberg ein eigener Ausschuss von ihnen *). Eine Beteiligung 
der übrigen Universitätslehrer am Senate kommt nicht mehr in 
Frage. Der Senat versammelt sich auf Berufung des Rektors, 
so oft es nötig erscheint, und hat über alle Angelegenheiten 
der Universität, besonders in Sachen der Rechtsprechung und 
Vermögensverwaltung, zu beschliessen. 

Für die ihr gestellten Aufgaben war eine solche Körperschaft 
nun vielfach recht ungeeignet. Wenn auch die Teilnahme an 
den Senatssitzungen Verpflichtung der ordentlichen Professoren 
war, so betrachteten doch die meisten ihre Thätigkeit im Senate 
nur als eine lästige Nebenbeschäftigung, andere Hessen ihren 
Leidenschaften die Zügel schiessen und pflegten persönliche 
Eifersüchteleien. So beklagte sich J. J. Moser in Frankfurt a. 0. 
1737, dass die Concilien von 11 — 12 gehalten würden, und 
daher wichtige Gegenstände wegen des Mittagessens nicht er- 
ledigt werden könnten. Das Mittagessen machte also notwendig 
jeder Beratung ein Ende. Und am 24. Januar 1744 mnsste 
der Rektor zu Frankfurt a. 0. berichten: „Was massen der 
Zwiespalt unter einigen professores, aller dagegen ergangenen 
Königl. rescripten ungeachtet, täglich dergestalt zunimmet, 
dass nichts anders als der totale Untergang der Universität zu 

•) S. S. 7. 
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befürchten ist, Wie dann absonderlich ich, als der Zeitige 
Rector dergestalt gemisshandelt worden, dass es mir länger 
auszustehen nicht möglich ist." An alle dem sollte freilich 
nur ein Professer, der Hofrat Trier, schuld sein, der seinerseits 
die Verantwortung der Gegenpartei zuschob. Es bedeutete 
daher einen erheblichen Fortschritt im Interesse der sachlichen 
Erledigung der Geschäfte, dass in Frankfurt auf den Vorschlag 
von Professor Gurts 1775 mit Genehmigung des Oberkuratoriums 
bestimmte Departements gebildet wurden. Danach erhielten 
Rektor, Direktor und jeder Professor ein bestimmtes Dezernat, 
für dessen Erledigung sie persönlich verantwortlich waren. 
Nur wichtigere Angelegenheiten, wie Vermögensverwaltung, 
Wahl der Beamten und Privilegiensachen, blieben dem Senate 
vorbehalten, der dazu in fünf Departements für Justiz, Polizei, 
Ökonomie, Bauangelegenheiten, Kassen- und Rechnungssachen, 
geteilt wurde. Doch bewährte sich diese Geschäftsverteilung 
nicht und kam bald wieder ab. 

Eine besondere Stellung nahm an einzelnen Universitäten 
unter den Senatsmitgliedern der Senior ein. In Frankfurt a. 0. 
bestand das Seniorat nur in einzelnen vermögensrechtlichen 
Vorteilen, wobei es, da zufällig lange Zeit hindurch gerade ein 
theologischer Professor der älteste gewesen war, zeitweise streitig 
wurde, ob das Seniorat nicht ein Vorrecht der theologischen 
Professoren sei. Halle besass ein Seniorat statutenmässig nicht. 
Die Kabinettsordre vom 2. Oktober 1735 hatte jedoch bestimmt, 
dass der Prorektor in allen Sachen, darin er den Kanzler und 
Direktor zu Rate ziehe, auch den Professor der Medizin, Geh. 
Rat Hoffmann, als Senior Academiae consulieren, und dieser 
Votum nach Geh. Rat Böhmer haben solle. Nach dem Tode 
Hoffmanns verlangte 1754 der Mediziner Alberti die Seniorats- 
rechte. Das Reskript vom 18. November 1754 bestimmte 
jedoch nach Anhörung der Universität, die das Seniorat als in 
Statutis und Privilegiis nicht fundiert erklärte, es solle bei 
der eingeführten Verfassung bleiben, bei Hoffmann habe es sich 
nach dem klaren Wortlaute der Kabinettsordre nur um eine 
personelle Gnade gehandelt. 
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An der Spitze der rniversität steht der Rektor, der sie 
nach innen und aussen vertritt, den Vorsitz im akademischen 
Senate führt und die laufenden Verwaltungsgeschäfte versieht. 

Rektor konnte regelmässig nur ein ordentlicher Professor 
der Universität werden, andere Lehrer sind unbedingt aus- 
geschlossen. 

Die aus dem Mittelalter überkommene Sitte, vornehme 
Studierende zum Rektor zu wählen, erhielt sich auch weiter 
fort. Doch genoss ein solcher Rektornurdie Ehren des Amtes gegen 
die Verpflichtung zum Rektoratsschmause, während die Geschäfte 
durch einen Professor als Prorektor wahrgenommen wurden. 
Nunmehr wird es aber vorzugsweise das landesherrliche Haus, 
das die Rektorwürde an sich zieht. In Halle hatte der Kurfürst 
gleich bei der Stiftung in den Universitätsstatuten gemäss dem 
kaiserlichen Privilegium sich und seinen Nachfolgern das Rektorat 
vorbehalten, um dessen Weiterfühiaing er jedoch alljährlich be- 
sonders eraucht werden sollte. Zuerst bis 1705 war der Kur- 
und Kronprinz Rektor, 1705 bis 1712 Markgraf Philipp Wilhelm, 
1714Markgraf Karl, seitl718 wird kein Rektor magnificentissimus 
mehr bestellt, das aus den Professoren bestellte Haupt behält 
jedoch die Bezeichnung Prorektor. In Frankfurt a. 0. wurde 
wenigstens für das Jubiläumsjahr 1706 der damalige Kronprinz 
zum Rektor gewählt. Neben dem Rektor magnificentissimus 
konnte dann noch eine studierende Standesperson zum Prorektor 
gewählt werden, so dass der die Rektoratsgeschäfte führende 
Professor zum Viceprorektor herabsank, und es für seinen Ver- 
treter der Sprache an Ausdrücken fehlte, um das nochmalige 
Vertretungs Verhältnis auszudrücken . 

Die Rektoratsperiode war meist eine jährliche. In Halle 
war schon einmal 1728 auf Antrag des Mediziners Hoffmann 
ein halbjährliches Rektorat genehmigt worden, um ihn von 
Arbeit zu entlasten. Durch die Kabinettsordre vom 18. Juni 1735 
wurde augenscheinlich aus demselben Grunde der halbjährige 
Rektoratswechsel zu Johannis und Michaelis eingeführt. Ein 
Einarbeiten in die Rektoratsgeschäfte war dadurch na,türlich 
erheblich erschwert. Auf Antrag von Chr. Wolff kehrte man 
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daher schon am 28. Dezember 1741 zu dem jährlichen Rektorate 
zurück. Auch in Frankfurt a. 0. wurde 1751 an Stelle des 
halbjährlichen der jährliche Wechsel von Ostern zu Ostern ein- 
geführt. Königsberg und später Erlangen behielten jedoch halb- 
jährliche Rektorate. Besonders wurde darauf gehalten, dass 
bei dem Rektoratswechsel die kostspieligen Kollationen und 
Aufzüge fortfielen. Der feierliche Rektoratswechsel in der Aula 
blieb jedoch bestehen. 

An Stelle der ursprünglich ganz freien Rektorwahl war 
allmählich im 17. Jahrhundert eine bestimmte Reihenfolge ge- 
treten, wie solche die Halleschen Statuten von Anfang an vor- 
schreiben. Der Wechsel war entweder wie in Halle zunächst 
an die Reihenfolge der Fakultäten und innerhalb dieser an die 
der Professoren gebunden, oder wie in Frankfurt a. 0. seit 1674 
nur an die Reihenfolge der Professoren ohne Rücksicht auf die 
Fakultät. Die Wahl des Senates beschränkt sich daher darauf, 
festzustellen, wer von den ordentlichen Professoren zum Rektorate 
an der Reihe ist, oder aus besonderen Gründen, wie Alter, 
Krankheit u.s.w., eine Abweichung von der Regel zu beschliessen. 
Solche Abweichungen bedürfen aber der Genehmigung des Ober- 
kuratoriums, das andererseits dem einzelnen gegen ungerechte 
Übergehung Schutz bot. Als 1744 in Halle der tief verschuldete 
Professor Strähler zum Rektorate an der Reihe war, hatten 
J. H. Böhmer und Chr. Wolff zwar vorgeschlagen, das Rektorat 
nicht mehr jedem zu übertragen, sondern eine selectio statt- 
finden zu lassen. Im Oberkuratorium fand Brand den Gedanken 
zwar gut, meinte aber, die Exkludierten würden entsetzlich 
lamentieren, da das Rektorat ziemlich einträglich sein solle. 
Es blieb daher beim alten, und selbst Strähler wurde bestätigt. 
Durch das Reglement vom 29. März 1751 wurde überhaupt 
die Bestätigung des Rektors durch das Oberkuratorium vor- 
geschrieben. Zu diesem Zwecke war dem Könige drei Monate 
vor dem Rektoratswechsel Anzeige zu erstatten. 

Besonders die Kürze des Rektorates machte sich vielfach 
störend geltend. Im Interesse besserer Disciplin unter den 
Studierenden wurde daher 1721 für Halle die Ständigkeit des 

Boriihak, Prenssische UniversitätsverwaltuDg. O 
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Rektorates angerep;t, und J. II. Böhmer die Stellung eines Pro- 
rector perpetuus angetragen. Da jedoch sowohl er wie Thomasius 
mit Rücksicht auf ihre Amtsgenossen ablehnten, liess man den 
Gedanken wieder fallen. Dagegen nahm das Oberkuratorium 
keinen Anstoss, unter Umständen eine längere Fortführung des 
Rektorates durch den bisherigen Rektor anzuordnen. Dies ge- 
schah z. B. 1719 und 1720 in Frankfurt a. 0. bis zur Revision 
der Univei*sität durch eine besondere Kommission. Am 
11. April 1776 wurde Professor Pauli in Halle, weil er neue 
Polizeieinrichtungen getroffen, die ein besseres Verhältnis zur 
Garnison anbahnen und das Laufen der Studenten ins Sächsische 
verhindern sollten, beauftragt, das Rektorat ohne Präjudiz noch 
ein Jahr länger zu führen. Ebenso erging am 19. Febniar 1784 
die Anordnung, dass der Rektor Oberkonsistorialrat Steinbart 
zu Frankfurt a. 0., der neue Disciplinannassregeln getroffen, 
das Rektorat zu deren Erprobung noch ein Jahr fortführen 
solle. Hiergegen verwahrte sich sowohl Steinbart selbst als 
auch die Universität. Die Beschwerde Steinbarts hatte keinen 
Erfolg. Der Minister v. Zedlitz erwiderte ihm am 29. Februar 
1784, entweder habe jeder Professor ein Recht auf das Rektorat, 
dann sei die Anfrage beim Oberkuratorium überflüssig, oder er 
habe keins, dann könne das Oberkuratorium, da die Bestätigung 
implicite Ernennung sei, einen anderen bestellen. Erst als 
die Univei*sität selbst um Schutz ihrer Privilegien bat, wurde 
Steinbart von der weiteren Führung des Rektorats entbunden, 
und der gewöhnliche Rektoratswechsel gestattet. Als jedoch 
zwei Jahre später der Rektor Schneider gegen die Nachfolge 
des Professors Uhl wegen dessen Unfähigkeit Einspruch erhob, 
wurde Uhl trotzdem bestätigt, und dem bisherigen Rektor von 
dem Minister v. Zedlitz bemerkt, die Universität habe ja selbst 
angegeben, dass Statuta und Verfassung in Ansehung der 
Rektorwahl ganz unabänderlich seißn. Seitdem kommen Ein- 
griffe der Aufsichtsbehörde in den regelmässigen Rektorats- 
wechsel nicht mehr vor. Immerhin wurde 1784 dem bisherigen 
Prorektor Schulz in Halle sein Amt um ein Jahr verlängert, 
da der Nächste, Hofrat Karsten, sich die Würde verbat. 
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Aber auch aus anderen als sachlichen Gründen wurden 
Versuche zur Verlängerung des Rektorats gemacht. So ver- 
langte am 22. April 1758 Stiebritz in Halle die Ausdehnung 
seines Rektorats auf das nächste Jahr oder ein Douceur, da er 
nicht den dritten Teil des Douceurs anderer Professoren recipiert 
habe. Das Oberkuratorium lehnte jedoch am 6. Mai 1758 
dieses etwas naive Gesuch als befremdlich ab. Es berief sich 
darauf, dass das Prorektorat nicht dazu eingeführt sei, jemandem 
eine Summe Geldes zufliessen zu lassen, und noch viel weniger 
dem, der weniger geniesse, Eviktion geleistet werden könne. 

Ein letzter Verauch zur Verlängerung des Rektorats taucht 
dann unter dem Minister v. Massow auf. Das Orgänisations- 
reskript an die Universität Halle vom 4. Februar 1803 hob als 
einen der Punkte, über die sich die Universität äussern sollte, 
hervor, es sei eine längere Dauer des Rektorats notwendig, 
deshalb solle das Oberkuratorium alljährlich nach Anhörung 
des Conciliums zu bestimmen haben, ob der Prorektor sein 
Amt das künftige Jahr fortsetzen solle. Zu einer Ausführung 
dieser Pläne ist es jedoch nicht mehr gekommen. 

Die Rektoratseinnahmen aus Gebühren der verschiedensten 
Art waren nicht unbedeutend. Sie beliefen sich 1803 jährlich 
in Halle und Erlangen auf etwa 500, in Frankfurt a. 0. auf 
500—600 und in Königsberg auf 600 Thlr. 

Die Universität zerfällt in die herkömmlichen Fakultäten, 
deren an der Verwaltung beteiligte Mitglieder nur noch die 
ordentlichen Professoren sind. Als Ausnahme hat sich nur eine 
Ruine des älteren Rechtes bei der theologischen Fakultät zu 
Königsberg erhalten, wo auch die Extraordinarien zum Dekanate 
gelangen konnten und demgemäss vollberechtigte Mitglieder der 
Fakultät waren. Das Reskript vom 3. April 1705 bestätigte 
diesen Zustand mit der Begründung, dass „wir je länger je mehr 
befinden, dass es bey dortiger Universität in vielen Dingen be- 
sondere Verfassungen und gewohnheiten hat, vermöge welcher 
von der bey Unseren übrigen und fast allen Reichs-Universitäten 
hergebrachten Observantz abgegangen wird." Schon am 
27. Januar 1716 wurde aber dieses Teilnahmerecht auf 
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den ältesten Extraordinarius der theologischen Fakultät ein- 
geschränkt. 

An der Spitze der Fakultät steht der Dekan, der gleich 
dem Rektor in der bestimmten Reihenfolge gewählt wird. Die 
Amtsdauer entspricht der des Rektors. Sie war daher in Frank- 
furt a. 0. bis 1751 , in Königsberg und Erlangen überhaupt 
halbjährlich, im übrigen jährlich. 

Bei einer späteren Vermehrung der Zahl der Professoren 
über die ursprüngliche statu tenmässige Anzahl wurde, um nicht 
in wohl erworbene Rechte einzugreifen, den neu ernannten 
Ordinarien regelmässig der Zugang zum Dekanate versagt, bis 
sie durch Fortfall eines Vorgängers in eine statutenmässige 
Stelle einrückten. Dies geschah z. B. 1737 in Frankfurt a. 0. 
bei Bestellung eines dritten medizinischen Professore. Als dann 
1744 der dritte Professor, Cartheuser, das Dekanat trotzdem in 
Besitz genommen hatte, wurde ihm vom Ministerium anbefohlen, 
es sofort herauszugeben, wenn er nicht nachweisen könne, dass 
seit neunzig Jahren auch der dritte Professor das Dekanat be- 
kleidet habe. Das war natürlich nicht möglich, da ein solcher 
erst einige Jahre zuvor bestellt worden war. Dasselbe Verhältnis 
bestand in Halle, doch leugnete hier 1769 das Ministerium 
den Bestand eines wohlerworbenen Rechtes und behielt sich 
vor, auch andere participieren zu lassen. 

Ein neuer Professor wurde regelmässig das erste Mal, 
wenn er an der Reihe war, übersprungen. Dies wurde in 
Frankfurt a. 0. und Königsberg als Observanz anerkannt, da- 
gegen in Halle vom Ministerium für einen Missbrauch erklärt. 

Einer besonderen Bestätigung des Dekans bedarf es nicht. 
Nm* ausnahmsweise mischte sich hier die Aufsichtsbehörde ein. 
So wird am 8. Dezember 1757 der Professor Hoffmann in Halle, 
da er in zwölf Jahren kein Kollegium gelesen, niemals ohne 
Präses disputiert, kurz gar nichts gethan, aufgefordert, auf das 
Dekanat zu verzichten, und ihm angedroht, dass, wenn er nicht 
seine Pflicht wie die anderen erfülle, eine ihm nicht angenehme 
Veränderung erfolgen müsse. 

Die juristische Fakultät als Spruchkollegium hatte in den 
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ihr zugesandten Akten die Erkenntnisse abzufassen. In dieser 
Eigenschaft ist ihr ständiger A'orsitzender der Ordinarius, der 
die erste und bestbesoldete Stelle der juristischen Fakultät 
inne hat und auch bei der Verwaltung der gesamten Universität 
als Berater des Kektors in Wahrung der Privilegien dient. 

Die Leistungen der einzelnen Fakultätsmitglieder im Spruch- 
kollegium waren ziemlich ungleichmässig. In Frankfurt a. 0. 
trug es 1739 wesentlich zum Sturze von J. J. Moser bei, dass 
er vom Civilrechte überhaupt niclits vei*stand, obgleich er 
Ordinarius der Juristenfakultät war. Später ruhte dort die 
Hauptarbeit auf Böhmer, dem Sohne des grossen Halleschen 
Kirchenrechtslehrers. Am 4. März 1753 wurde ihm eine be- 
sondere königliche Anerkennung dafür zu Teil, dass er allein 
Akten ausgearbeitet habe. Gleichzeitig erging die Anordnung, 
dass künftig auch Uhl und v. Hackemann Akten, die ihre Kräfte 
nicht überstiegen, zugeteilt erhalten sollten. Trotzdem blieb 
es beim Alten. Noch der Visitationsbericht des Geh. Tribunals- 
rats Steck vom 30. November 1770 hob hervor, dass alles auf 
Böhmer beruhe, obgleich er weder Philosoph noch eleganter 
Hermeneutiker sei. In Halle war um diese Zeit Nettelbladt 
die hervorragendste Kraft und leistete die ganze Arbeit. Aus 
Frankfurt a. 0. schrieb am 10. April 1802 Professor Madihn 
an den Minister: „Ich gel)e das Collegienlesen immer mehr und 
mehr auf, weil ich der Actenarbeit so viel habe, dass ich dadurch 
doch ziemlich entschädigt werde und die anderen acta nicht viel 
arbeiten mögen." Bei dieser ungleichmässigen Beteiligung an 
der Arbeit war es denn natürlich, dass bei dem Ministerium 
fortgesetzt Klagen von auswärtigen Central behörden über mehr- 
jährige Verzögerungen in Berlin einliefen, so dass diese Be- 
schwerden beinahe eine ständige Bubrik der Ministerialakten 
bildeten. 

Die Universität besitzt endlich eine Keihe ständig von ihr 
angestellter Beamten, den Syndikus für die Kechtssachen, ins- 
besondere als Berater des Rektors bei Ausübung der akademischen 
Gerichtsbarkeit; den Quästor für die Kassenvei-waltung, den 
Sekretär für die Expeditionen und die Pedellen für die Exekutive. 
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wer für diese Stellen das Ernennungsrecht hatte, ist schwer 
zu sagen. Von Hause aus gewiss die Universität. Allein die 
Ausdehnung der staatlichen Aufsicht hatte verschiedentlich die 
Autonomie aufgesaugt. Am sichersten war es immerhin, wenn 
man das Amt vom Staate erlangte. Aber eine Bestellung durch 
die Universität war nicht ausgeschlossen. So konnte es denn 
vorkonunen, dass jemand Jahre lang eine Stelle inne hatte und 
Gehalt bezog, ohne überhaupt ernannt zu sein. 

§ 3. Die Studenten. 

Die Studentenschaft setzt sich im wesentlichen aus zwei 
an Zahl sehr ungleichen Massen zusammen. 

Die eine bildet der Adel, unter dem Grafen und Prinzen 
eine besonders hervorragende Stelle einnehmen. Adliche 
Studenten dienen zur Zierde und zum Ruhme der Universität 
und sind den Professoren besonders angenehm, da sie nicht 
nur regelmässig Honorar bezahlen, sondern meist das Doppelte 
und Dreifache; so war in Frankfurt a. 0. für Grafen das 
Zweifache, für Prinzen das Fünffache des gewöhnlichen Honorars 
sogar observanzmässig vorgeschrieben. Sie kamen regelmässig 
mit einem Hofmeister zur Beaufsichtigung ihres Studienganges. 
Diese Privat-Präceptores bilden daher ein regelmässiges Hilfs- 
organ der Universität, so dass die Statuten ihrer besonders 
gedenken. Die adlichen Studenten allein gemessen das Recht 
einen Degen zu tragen, das den anderen vereagt wird. Grafen 
und Prinzen gelangen sogar regelmässig zu der Würde eines 
Ehren-Rektors. Füi* die vornehmeren Studenten gewährten noch 
vielfach die Professoren Wohnung und Mittagstisch zu keines- 
wegs billigen Preisen. Allerdings behauptete Ludewig in Halle 
schon 1730, Studententische der Professoren fänden kaum 
Anklang. Doch erhielten sie sich das ganze Jahrhundert 
hindurch. 

Im Gegensatze dazu befindet sich die grosse Masse der 
nicht adlichen Studenten, der Ai*mut der damaligen Mittel- 
klassen entsprechend, in äusserster Dürftigkeit. Sie kamen 
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meist ohne jede rnterhaltungsmittel nach der Universität und 
waren auf Freitische und Stipendien angewiesen. 

Besonders die Freitische spielten daher bei Begründung 
und Unterhalt einer Universität eine grosse Rolle. Das Kapital 
der Frankfurter Kommunität, das 1723 auf die Zollrevenüen 
angewiesen wurde, wurde freilich auf 12000 Thir. beschränkt, 
so dass statt 12(X) nur noch 720 Thlr. jährlich verfügbar w^aren. 
Den Grund bildete aber hier die stetig abnehmende Zahl der 
Studenten. Trotzdem wurde immer auf gutes Essen gehalten. 
So hatte für Frankfurt noch Printz am 19. Februar 1712 an- 
geordnet, der Inspektor solle immer selbst mit den Studenten 
niitessen, damit die Speise gut sei. Für Halle bestanden ver- 
schiedene Freitisch-Stiftungen, so solche der magdeburger und 
halberstädter Stände, die von diesen vergeben wurden, daneben 
der königliche Freitisch unter der Verwaltung der Professoren. 
Die Kabinettsordre vom 18. Juni 1735 ordnete hier an, dass 
Freitische nicht mehr von einzelnen l^rofessoren, sondern nur 
von der ganzen Fakultät vergeben werden dürften. In Duis- 
burg galt der Mangel an Freitischen immer als Hauptgrund 
des schwachen Besuchs. Am 31. Oktober 1710 wurde daher 
in Aussicht genommen, zur Unterhaltung der aufzurichtenden 
Freitische die weltlichen Fraternitäten mich Kaiser Maximilians II. 
und des Grossen Kurfürsten Intention zu untersuchen und ihre 
Einkünfte einzuziehen. Dieser IMan wurde jedoch nicht aus- 
geführt, und Duisburg blieb ohne Freitische. 

Daneben galt es, Stipendien zu erlangen, die von der ver- 
schiedensten Art vorhanden waren. Dass Duisburg deren gar 
keine besass, war ein weiterer Grund seiner Schwäche. 

Möglichst suchte man sich schon vor dem Abgange zur 
Universität beim Ministerium Freitisch und Stipendium zu 
sichern, weil sonst gar keine Mittel zum Studieren vorhanden 
waren. In Frankfurt a. 0. befanden sich 1781, als die 
wirtschaftlichen Verhältnisse sich schon etwas gehoben hatten, 
unter 229 Studenten 97 Stipendiaten und Freitischler. 

Von Honorarzahlung war daher bei der grossen Masse der 
Studenten keine Rede, das Honorar musste ihnen gestundet 
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oder erlasseil werden, weil sie keine Mittel besassen. Aber es 
galt auch nicht als besonders ehrenrührig, einen Dozenten um 
das Honorar zu prellen. Von der Universität Königsberg be- 
richteten Rektor und Senat am 17. Dezember 1725,* „dass 
zwar der Studiosorum numerus auf 331 Pereohnen sich belauffe, 
darunter aber fast gar keine aus frembden Ohrten und Städten, 
sondern zu Königsberg und in Preussen gebohren, sich auch 
fast keine von Adel und von gi*ossen Mitteln finden, die den 
Professoribus und Docentibus zu Sublevation ihrer und der 
Ihrigen Subsistence einen Zuschub thun, privata Collegia und 
Lectiones bezahlen, und sich bei Professoren an Tisch oder 
dero Behausung aufhalten können, sondern es leben und unter- 
halten sich die meisten der Studiosorum von schi-eiben, 
conditionii'en und praeceptoriren, gemessen des Communis 
Convictorii und Alumnatus beneficia und halten sich bev 
geringen Leuten zu Tisch und in derselben Behausung auf, um 
desto mehr in ihrem bedruckten Zustand nienagiren zu können." 
Auch der Professor Bertram in Halle klagte 1764 über die 
geringe Zahl vornehmer Studenten und über die zunehmende 
Betrügerei derjenigen mittleren Standes, es seien ihm seit 
anderthalb Jahren, aller genommenen A^orsichtsmassregeln un- 
geachtet, wenigstens 50 mit dem Honorar durchgegangen. 

Bei dieser wirtschaftlichen Lage der meisten Studenten 
trug es nicht wenig zur Hebung der L'niversität Halle bei, 
dass hier das von A. H. Franke gestiftete Waisenhaus mit seinen 
Nebenanstalten noch ausser den staatlichen Veranstaltungen 
einer grösseren Anzahl von Studenten und Kandidaten Ge- 
legenheit zum Unterhalte bot. 

Über den Fleiss der Studenten waren die Ansichten genau 
so geteilt wie heutzutage. Im allgemeinen wird man behaupten 
dürfen, dass es damit nicht besser und nicht schlechter bestellt 
war. Der Staat nahm hier eine genaue Kontrolle in Anspruch, 
seit 1770mussten dem Oberkuratorium ausser dem Verzeichnisse 
der Nachlässigen und Faulen, deren Eltern und Vomiündern 
das Ministerium Kenntnis gab, auch Verzeichnisse derjenigen 
eingereicht werden, die sich durch öffentliche freiwillige Proben 
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ihres Fleisses ausgezeichnet hatten. In Frankfurt a. 0. waren 
solche nach den Berichten meist nicht vorhanden, während 
Halle regelmässig lange Listen von Musterknaben einsandte. 
Und doch wird sich nachher zeigen, dass es auch in Frank- 
furt a. 0. nicht allzu schlimm gewiesen sein kann. Einzelne 
verbummelte Genies kamen freilich überall vor. So starb 1766 
in Halle ein cand. med. Würtzbach aus Münden, der sich dort 
seit dreissig Jahren Studierens halber aufgehalten hatte, und 
über dessen Nachlass noch Streitigkeiten wegen des Abschosses 
entstanden. 

Dagegen scheint die Sittlichkeit der Studenten auf einem 
sehr tiefen Standpunkt sich befunden zu haben. Besonders in 
Halle wurde über das liederliche Betragen der Studenten und 
die Unzucht auf den benachbarten sächsischen Bierdörfern ge- 
klagt. Daneben macht sich eine ausserordentliche Rohheit 
geltend. Das unausrottbare Eindringen der Studenten bei Hoch- 
zeiten, das Verdrängen der Philister vom breiten Steine in der 
Strassenmitte waren noch unschuldigere Formen des Unfugs. 
Schlimmer w^aren die Ausschreitungen bei Begräbnissen. Als 
1698 in Königsberg die Tochter des Stallmeisters v. Froben 
beerdigt wurde, warfen einige Studenten gefrorene Erde auf 
das Grab, andere erschienen in Schlafröcken. Die Haupt- 
teilnehmer wurden schliesslich statt der von der Universität 
vorgeschlagenen Gefängnisstrafe vom Geheimen Rate nur mit 
Delegation belegt, um die I Universität nicht noch mehr zu 
schwächen. Noch beinahe ein Jahrhundert später, 1794, soll es 
in Königsberg vorgekommen sein, dass ein Student der Theologie 
mit brennender Tabakspfeife in die Kirche kam und sie nach- 
her an den Altarkerzen wieder anzündete, ein anderer während 
des Gesanges pfiff, ein dritter vom Chor die unten sitzenden 
Leute bespie. Jede vermeintliche Verletzung eines Studenten 
gab andrerseits Anlass zu gefährlichen Zusammenrottungen. 

Die studentischeDisciplinsolltenun nicht nur Ausschreitungen 
der Studenten verhindern, sondern auch, dem Wesen des für- 
öorgenden Polizeistaates entsprechend, sie zu einem ordentlichen 
Leben anhalten und die elterliche Aufsicht ersetzen. 
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Die Polizeistunde wird daher sehr früh festgesetzt, meist 
auf 9 Uhr im Winter, 10 Uhi* im Sommer. Die königliche 
Resolution vom 30. Dezember 1730 schritt auch noch besonder;? 
gegen das leichtsinnige Kreditnehmen und gegen Verlobungen 
der Studenten ein, sie sollten ohne Bande in das Elternhaus 
zurückkehren. Aber auch in der Handhabung der Disciplin 
macht sich ein l^nterschied zwischen adlichen und nicht adlichen 
Studenten geltend. Erstere dürfen einen Degen tragen, was 
den anderen wegen der Gefahr von Raufereien verboten war. 
Die adlichen Studenten brauchten auch nicht zur Polizeistunde 
zu Hause zu sein, sondern konnten sich in anständiger Gesell- 
schaft länger aufhalten, indem angenommen wurde, es seien 
ihren Hofmeistern bereits von Hause entsprechende Instruktionen 
erteilt. Bisweilen kam allerdings der Adel auch schlechter 
weg. So wurden durch königliche Kabinettsordre vom 30. Januar 
1765 di'ei adliche Studenten zu Halle, die zu Königs Geburts- 
tag eine Ausschreitung bei dem Italiener Bianchi begangen — 
die Italiener waren damals die Inhaber der besseren Wein- 
stuben — , zu ihrer Erziehung dem dortigen Regimente über- 
geben. 

Unter dem Ministerien der letzten zwanzig Jahre dieser 
Periode ist endlich der fürsorgende Polizeistaat auf seinem 
Höhepunkt angelangt. 

Durch Verordnung 18. Februar 1787^) wurde die Ein- 
richtung von Administrationskollegien zur Vei*waltung der Ein- 
nahmen der Studenten genehmigt und sofort in Halle durch- 
geführt. Dass Eltern oder Vormünder sich an einzelne Pro- 
fessoren gewandt und ihnfen die Fürsorge für die Geldsachen 
ihrer Pflegebefohlenen übertragen hatten, war schon von je her 
vorgekommen. Das war aber immer eine reine Privatangelegenheit 
gewesen. Jetzt wird ein förmliches Administrationskollegiuni 
eingerichtet, an das sich die Eltern leichtsinniger Söhne wenden 
konnten. Es erhielt das Geld und zahlte seinerseits dem Haus- 
wirt, Speisewirt etc. aus. Professor Menken wurde hier vom 

1) N. C. C. VIll, S. 305 Nr. 21. 
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Minister v. Zedlitz mit der nicht gerade angenehmen Aufgabe 
des Korrespondenten betraut, der die Briefe an die Eltern zu 
schreiben hatte. Das Reglement vom 10. September 1803 
ordnete auch für Frankfurt a. 0. eine akademische Zahlungs- 
kommission an, bestehend aus dem Rektor, dem Syndikus und 
dem Sekretär. Die Einrichtung scheint sich hierach doch in 
Halle bewährt zu haben. 

Das schien aber noch nicht genug der Fürsorge. Weiteres 
schwebte gleichsam in der Luft. Eine Kabinettsordre vom 
7. Apiil 1804 regte an, die Studierenden unter die Professores 
ordinarios zui* Aufsicht zu verteilen. Ein wernigeröder Beamter 
Schmidt wollte in umfangreichen Gutachten sogar die Not- 
wendigkeit einer besonderen Kuratel über die Studenten nach- 
weisen. Nach Einholung gutachtlicher Äusserungen von Zöller 
wie von den Halleschen Professoren Niemeyer, Schmalz, Hoff bauer, 
Nösselt und Eberhard lehnte der Minister v. Massow in dem 
Berichte vom 20. Oktober 1804 jene Anregungen ab. An sich 
schienen sie ilmi nicht unsympatisch zu sein, aber sein durch- 
schlagender Gegengrund war, dass man für eine Kuratel doch 
nur die Professoren verwenden könne, und manche Professoren 
selbst der Kuratel bedürften. 

Als disciplinare Zwangsmittel dienten Verweis, Geldstrafe, 
Kai-zer und Relegation. Mit den Geldstrafen, die der Universitäts- 
kasse zufielen, musste man schon aus diesem Grunde sehr vorsichtig 
sein. Sie sollten ausserdem gegen unbemittelte Studenten 
nicht verhängt werden. Als am 4. Mai 1750 der Minister 
v. Danckelmann wegen Beibehaltung der Geldstrafen beim 
Könige anfragte, verfügte letzterer eigenhändig: „ist nicht, die 
l nivei"sitet ist kein Amt dahr Man einen anschlach wegen des 
pluses Macht. Die fornehmen leute ihre Sotissen werden mit 
Geldt. bestrafet, und der Geringen ihre mit dem Kartzer. 
Sonsten müssen die Vähter beuteis vohr die Kinder ihre Thor- 
heiten büssen, und dar fragt die Jugendt nichts nach. F." 
Das Patent und Reglement vom 9. Mai 1750 übernahm diese 
Bestimmung fast wörtlich. 

Die gi-osse Zahl benachbarter Universitäten erschwerte aber 
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die Handhabung der Disciplin aufs äusserste. Das letzte Büttel 
war doch immerhin die Relegation, und der relegierte Student 
fand anderswo nur zu leicht Aufnahme. Schon ein königliches 
Reskript vom 20. Mai 1731 an die Universitp Halle ordnete 
daher an, aus Jena relegierte Studenten seien in Halle nicht 
zu dulden, und es solle der Versuch gemacht werden, 
mit Jena Gegenseitigkeit zu verabreden. Noch weiter ging 
Friedrich der Grosse. Der preussische Gesandte Pollmann beim 
Reichstage zu Regensburg wurde am 14. März 1750 angewiesen, 
zunächst einmal bei den protestantischen imd im Falle des 
Erfolges auch bei den katholischen Reichsständen zu sondieren, 
ob sich die Disciplin über die Studenten nicht dm-ch einen 
allgemeinen Reichsschluss regeln lasse. Wie gegenüber den 
Handwerkermissbräuchen fühlte sich auch gegenüber den 
Studenten der Staat wegen seiner territorialen Zerrissenheit 
und des Hin- und Herwogens der betreifenden Elemente unter 
den verschiedenen Staaten ohnmächtig und suchte noch ein- 
mal die verfallende Reichsgewalt in Bewegung zu setzen. 
Irgend welchen Erfolg scheint dieser Versuch damals nicht ge- 
habt zu haben. Jedenfalls ordnete Preussen durch das Reglement 
vom 9. Mai 1750 die studentische Disciplin vorläufig selbständig. 

Einer der gewöhnlichen Halleschen Studententumulte ohne 
weitere Bedeutung gab nun aber gegen Schluss des Jahrhunderts 
den Anlass zu einer schon formell ungewöhnlichen Verschärfung 
der Disciplin. 

Der Minister v. Massow schlug in einem von ihm eigen- 
händig verfassten und von dem Minister v. Goldbeck mit- 
gezeichneten Berichte an den König ausser verschärfter Freiheits- 
strafe auch die Einführung der Prügel- und der Todesstrafe 
vor. Die Prügelstrafe sollte jedoch nur als elterliches Zucht- 
und Besserungsmittel gelten, die Ehre des Bestraften ebenso 
wenig berühren, als wenn er sich noch auf einer niederen 
Schule befinde, und an einem stillen Oiie in Gegenwart des 
Rektors, der die Sache mit den notwendigen väterlichen Er- 
mahnungen zu begleiten habe, vollstreckt werden. Gleichzeitig 
war eine später zu erörtende Beschränkung der akademischen 
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Gerichtsbarkeit vorgesehen. Diese Massowschen Vorschläge 
fanden die Billigung des Königs und bilden den Inhalt der 
Verordnung vom 23. Juli 1798 wegen Verhütung und Bestrafung 
der die öffentliche Ruhe störenden Excesse der Studierenden. 

Dieses Werk des polizeistaatlichen Ministers erregte einen 
Sturm der Entrüstung. Alle preussischen Universitäten erhoben 
Einspruch. Der bekannte Strafrechtslehrer Meister zu Frank- 
furt a. 0. sandte ein umfangreiches Gutachten gegen die Ver- 
ordnung ein. Die Königsberger Studenten verlangten unter 
Berufung darauf, dass sie keinerlei Ausschreitungen begangen 
hätten, es solle, wenn jemand zur Prügelstrafe verurteilt werde, 
dieser schon vorher aus der Universität ausgestossen werden. 
Indem der Minister dies zusicherte, verletzte er schon die Ver- 
oi-dnung. Denn wenn jemand der Universität nicht mehr an- 
gehörte, was sollte dann noch der Rektor mit den väterlichen 
Ermahnungen? Man hob die Verordnung nicht auf, gleichwohl 
ist kein Fall ihrer Anwendung aus den Akten zu ersehen. Sie 
scheint von 'Anfang an der verdienten Vergessenheit anheim- 
gefallen zu sein, und ihr Urheber hütete sich, sie dieser zu 
entreissen, obgleich er noch bis zum Sturze des alten Staats- 
wesens wirkte und dann erst Wilhelm v. Humboldt Platz 
machte. 

Von grösserer praktischen Bedeutung war es, dass 1799 
wenigstens mit den Höfen von Dresden, Weimar, Hannover 
und Braunschweig ein Kartell über wechselseitige Anerkennung 
der Relegationen zu Stande kam. 

Im Innern erwuchsen besondere Schwierigkeiten durch 
Reibungen der Studentenschaft mit der Vertretung der Staats- 
gewalt auf den verschiedensten Gebieten. 

Da war zunächst das Verhältnis zur Besatzung stets ein 
sehr heikles. 

In Frankfurt a. 0. scheinen keine Zusammenstösse vor- 
gekommen zu sein. 

Anders in Halle. 

Hier kam es schon bei der Huldigungsfeier für Friedrich 
den Grossen 1740 zu Streitigkeiten. Den ersten Anlass zur 
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Erbitterung gab es, dass militari scherseits das Freudenschiessen 
verboten war. Bald darauf hattebei einer Feuersbrunst eineSchild- 
wache einen Studenten geschlagen. Beschwerden beim Kommando 
blieben erfolglos. Als zur Erörterung der Beschwerde da^ 
C'Oncilium decanale versammelt war, hatten sich die Studenten 
auf dem Paradeplatze versammelt. Dabei nannte nun ein 
Fahnenjunker die Studenten „dumme Jungen" und steigerte 
dadurch die Erregung aufs höchste. Man sieht, es war 
augenscheinlich auch ein sozialer Gegensatz zwischen den jungen 
Offizieren und den Studenten. Schliesslich verlief sich aber 
doch die Sturmflut ohne weiteres Eingreifen. 

Später war namentlich das Verhalten des Prinzen von 
Anhalt als Regimentschefs in Halle flicht immer ganz taktvoll. 
So kam es 1750 zu fortgesetzten Händeln zwischen der Be- 
satzung und den Studenten. Wenn ein königliches Reskript 
vom 11. März 1750 auch anerkannte, dass die Soldaten schuld 
seien, so wurde doch die Universität angewiesen, die Studenten 
besser in Disciplin zu halten. Als nun vollends ein Soldat in 
Studentenkleidung desertiert war, ordnete der Prinz an, die 
Thorwachen sollten künftig Studenten nur passieren lassen, wenn 
sie persönlich bekannt seien oder von ihrem Hauswirte als 
Begleiter rekognosciert würden. Darüber entstand natürlich 
wieder ein Sturm der Entrüstung, und die Universität musste 
das Einschreiten des Königs nachsuchen. Denn dass jeder 
Student bei einem Ausfluge auf die nächsten Bierdörfer immer 
einen Philister als Bürgen seiner Person mitnahm, war that- 
sächlich gar nicht durchführbar. Glücklicher Weise nahm man 
es mit der Durchführung verfehlter Anordnungen nicht so 
genau, wenn man auch die förmliche Aufhebung scheute. 

In Königsberg befand sich am 27. Januar 1770 der cand. 
theol. Scheer mit einigen Untergebenen in der Komödie. Dort 
wurde er von einigen Offizieren beleidigt und gestossen. Da 
er sich dies verbat, passten ihm die Leutnants v. Hülsen und 
Stutterheim am Ausgange auf und traktierten ihn mit Stock- 
prügeln. Dann wurde er auf der Wache dem betrunkenen 
Stabskapitän v. Rauter als Angreifer vorgefühi't und in dessen 
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Gegenwart von Hülsen geohrfeigt. Da er die ihm gegen die 
Verpflichtung zum Stillschweigen angebotene Entlassung ab- 
lehnte, steckte man ihn unter die Pritsche und bedrohte ihn 
am Morgen mit Erstechen. Schliesslich wurde er aber doch 
entlassen. In Königsberg war für diese Behandlung keine 
Genugthuung zu erhalten. Desshalb wandten sich Deputierte 
der Studentenschaft mit einer Beschwerde an das Ministerium. 
Da kamen sie aber übel an. Das Ministerium eröffnete der 
Universität am 27. April 1770, Scheer sei selbst schuld, wenn 
er als Theologe Komödien besuche und die ihm angebotene 
Entlassung von der Wache nicht annehme, die Offiziere wären 
überdies bestraft, den Studenten sei daher ein Verweis zu er- 
teilen und zu berichten, wer die Eltern des Hauptbeschwerde- 
führers Winkler seien, „und welche Studia er eigentlich treibet, 
damit wegen dessen künftigen Beförderung die nötige Vorsicht 
gebraucht werden könne, ehe einem so verwegenen ein Amt 
anvertrauet wird." 

Abgesehen von solchen Zwischenfällen, die durch den 
sozialen Gegensatz verschärft wurden, gestaltete sich aber bei 
beiderseitigem guten Willen das Verhältnis von Studenten und 
Soldaten ganz befriedigend. 

Dazu kam aber unter Friedrich Wilhelm I. die Werbung. 
Im Reiche hütete man sich wenigstens im Interesse der Uni- 
versitäten vor Gewaltthätigkeiten, in dem entlegenen Königs- 
berg glaubte man diese Zurückhaltung nicht nötig zu haben. 
Schon 1724 ergab hier ein Verzeichnis der Studenten, die 
wider Willen unter die Soldaten genommen waren und sich 
noch darunter befanden, 16 Namen, darunter 2 seit 1714, 
28 waren aus Furcht vor der Werbung, nachdem sie teilweise 
schon festgenommen, abgereist. 

Am 1. Februar 1724 wurde der stud. phil. et theol. Georg 
( 'hristian Salewsky in einem Wirtshause von zwei anscheinend 
streitenden Reitern, die ihn erst zur Einmischung in ihre 
Händel zu verleiten suchten, festgenommen und nach der 
Wache gebracht. Hier zwang man ihn durch mehrtägige 
Martern, wie durch den heissen Ofen, Anblasen mit Tabaks- 
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qualm, Eiureil)en mit einem Heringe, Ziegelsteinhalten und 
Stockprügel, schliesslich zum Schwören. Die Universität erhielt 
auf ihre Beschwerde vom Ministerium am 22. Februar 1724 
eröffnet, sie solle sich an den Kommandeur und eventuell an 
den König peraönlich wenden, aber wohl vorsehen, dass sie 
nur erweislich wahre Thatsachen behaupte. 

Am 29. April 1729 wurde der stud. jur. Korn auf der 
Strasse von Soldaten festgenommen und zum Saufen und 
Schwören gezwungen. Auf Beschwerde des Senats erklärte der 
Fürst von Holstein, der in Königsberg kommandierte, er wolle 
sich den Korn erst ansehen, ob er gross oder klein sei. Er 
verweigerte dann die Herausgabe, weil er gross sei und noch 
grösser wachsen würde. 

Beschwerden über solche Vorfälle waren durchweg erfolglos. 
Die Univei*sität schrieb ihren Verfall hauptsächlich den gewalt- 
samen Werbungen zu. Erst unter Friedrich dem Grossen hörten 
diese auf 

Zu schwereren Zusammenstössen kam es mit den Steuer- 
beamten, nachdem 1766 durch Einfühi*ung der sogenannten 
Regie die Accise- und Zollverwaltung nach französischem Vor- 
bilde und zum grossen Teile durch französische Beamte um- 
gestaltet worden war. Die Einrichtung war bei Studenten wie 
bei Professoren gleich wenig volkstümlich. Die Studenten 
kamen daher wegen Streitigkeiten mit den Accisebeamten sehr 
milde bei den akademischen Gerichten davon. Der Acciae- 
Minister Frhr. v. d. Horst erklärte nun 1767 dem Oberkuratorium 
einfach, die Accisebeamten würden sich künftig mit der Waffe 
selbst Genugthuung verschaffen. Hier nahm sich aber der 
Minister v. Fürst sehr entschieden der Studenten an, indem er 
angesichts der ständigen Duellmandate seinem Erstaunen über 
die zu gestattende Selbstrache Ausdruck gab und Bestrafung 
der Schuldigen verhiess, wenn die Acciseverwaltung diese 
namhaft mache. Bald darauf kam es wirklich in Halle auf 
offener Strasse zum Angriffe eines Accisebeamten Chartron auf 
einen Studenten, der ihn angeblich gestossen hatte. Andere 
Studenten kamen hinzu, und es entstand ein allgemeiner Auflauf. 
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Der Generalinspekteur Chevigny hatte öffentlich beim Billard- 
spiele auf sein Terzerol gewiesen und sich gerühmt, er werde 
sich damit wehren, wenn er attakiert würde. Nur schwer 
gelang es, die beiderseitig erhitzten Gemüter wieder zu be- 
ruhigen. 

Einen Zusammenhang unter einander hatten an den mittel- 
alterlichen Universitäten die Studenten in den Bursen und den 
Nationen gefunden. Die Bursen waren untergegangen, die 
Nationen, schon von Anfang an nicht bei allen Universitäten 
eingeführt, hatten sich an der einzigen brandenburg-preussischen 
Universität, wo sie noch bestanden, in Königsberg, nach einem 
Berichte von Rektor und Senat vom 28. Mai 1720 wegen des 
geringen Besuches der Universität nicht halten können. 

Gleichwohl bildeten sich trotz des Verbotes immer von 
neuem landsmannschaftliche Verbindungen. Besonders das 
Theaterspiel, schon seit Anfang des Jahrhunderts verboten und 
nur einmal 1744 von Friedrich dem Grossen in augenblicklicher 
Erregung über die Halleschen Pietisten gestattet^), wurde in 
den Landsmannschaften gepflegt. Daneben entstanden seit 
Mitte des Jahrhunderts auch einige studentische Freimaurer- 
orden. 

So berichtete die theologische Fakultät zu Halle am 
18. November 1766 gelegentlich der neuen Regelung des Honorar- 
wesens, die Studenten verbrauchten das meiste Geld für ihre 
gesetzlich verbotenen Verbindungen, zu denen die Theologen 
fast durchgängig gehörten, die Landsmannschaften hielten über- 
all eigene Theater. Im September 1767 entdeckte man in 
Halle bei Auflösung einer magdeburg-halberstädter Landsmann- 
schaft auch eine märkische und pommei'sche, obgleich auf einen 
Antrag der Kur- und Liefländer, die sich zu einer solchen 
hatten verbinden wollen, ein königliches Reskript vom 10. Juli 
1767 die strengste Unterdrückung aller Landsmannschaften 
angeordnet hatte. Mit allen Landsmannschaften war das 
Komödienspiel aufs engste verwachsen. Ausserdem hatte man 
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einen Orden Inviolable entdeckt. Während die Senioren und 
Adjutanten der Landsmannschaften bei der Untersuchung über 
alle Verhältnisse Auskunft erteilten, hatte der Leiter des Ordens 
sich dessen geweigert mit Rücksicht auf den geleisteten Eid. 
Die Universität erbat sich nun Verhaltungsmassregeln, da sie 
unmöglich alle Beteiligten relegieren könne. 

Das von Fürst abgefasste königliche Reskript vom 
20. September 1767 sprach der Universität besondere An- 
erkennung für den bewiesenen Eifer aus. Wegen der engen 
Verbindung der landsmannschaftlichen Bewegung mit dem 
Komödienspiele musste man auch gegen das letztere einschreiten. 
Obgleich an sich moralische Stücke nützlich seien, sollten doch 
Komödien künftig nur auf Grund besonderer Erlaubnis von 
Studenten gespielt werden. Das Haupt der landsmannschaft- 
lichen Bewegung, Bewert, wurde für ein Jahr auf die Schule 
zurückgeschickt, andere erhielten Karzerstrafen. Den Studenten 
überhaupt sollte vorgehalten werden, was für Folgen dergleichen 
Absonderung zu einerlei Endzweck des Studierens bestimmter 
und aus dieser allgemeinen Bestimmung unter sich verbundener 
Studierenden nach sich ziehe. Den Studenten, die periodisch 
Komödie spielten, wäre zu eröffnen, es sei anzunehmen, dass 
ihre ambition bloss dahin gehe, sich zum Eintritte in die allein 
privilegierte Schuchische Gesellschaft zu qualificieren, sie würden 
sich aber dann bei dieser, die einen so starken Nachwuchs 
gar nicht bedürfe, besser ausbilden können. Die Adjutanten 
der Landsmannschaften sollten darauf hingewiesen werden, 
dass, falls sie diesen Titel erlangen wollten, der König durch 
den Militärdienst Mittel und Wege finden werde, sie besser 
darauf vorzubereiten. 

Die Landsmannschaften waren damit vorläufig einmal 
wieder unterdrückt, bestanden aber zweifellos im Geheimen 
immer weiter fort. 

Jedenfalls hatte man jetzt das wachsamste Auge auf das 
Komödiespielen der Studenten, nicht um der Komödie, sondern 
um der Landsmannschaften willen, die sich immer wieder 
daran anschlössen. Zumal das periodische Spielen wurde jetzt 
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verhindert. Die Begeisterung für die Bühne war damit freilich 
nicht aus der Welt zu schaffen und wurde 1771 durch das 
Auftreten der Doeblinschen Truppe in Halle neu angefacht, so 
dass einige Studenten sich entschlossen, Schauspieler zu werden, 
und nur schwer davon abzubringen waren. Am 22. Juni 1771 
wurden daher Schauspiele in Universitäts- und deren Nachbar- 
städten überhaupt verboten. Doch machte schon ein Kabinetts- 
schreiben vom 17. Oktober 1771 an den Minister v. Zedlitz 
hiervon eine Ausnahme für Königsberg als Handelsstadt, zumal 
die wenigen Studenten grösstenteils unter Privataufsicht ständen. 

Trotzdem wurden die Studentenverbindungen nicht unter- 
drückt. Die Duisburger Studenten hatten zwar 17(59 nach dem 
Berichte der Universität alle auf die Orden renuntiiert. Wie 
weit es damit seine Richtigkeit hatte, mag dahingestellt bleiben. 
In Halle beklagte sich schon 1773 der dort kommandierende 
Fürst zu Anhalt wieder über neue Ausschreitungen der Studenten, 
den Nationalismus und die Landsmannschaften, die sich offen 
durch Bänder und Federn unterschieden. Der akademische 
Senat suchte dies freilich mit der Mode zu entschuldigen, da 
solche Bänder und Federn selbst von Frauenzimmern getragen 
würden. Ein Jahr später stellte das Ministerium selbst den 
Fortbestand der Orden mit dem blauen Bande und der 
Inviolables fest. 

In den achtziger Jahren waren die Landsmannschaften 
und Orden in Halle und Frankfurt a. 0. wieder ganz allgemein. 
Unschuldiger waren die Landsmannschaften. Sie knüpften an 
den alten Pennalismus an und waren bei der Öffentlichkeit 
ihres Treibens, dem gegenüber die akademischen Behörden gern 
ein Auge zudrückten, leicht zu beobachten. Die Orden hatten 
dagegen zum Teil einen politischen Charakter und waren von 
den radikalen Freiheitsideen beeinflusst. Die Inviolables be- 
stritten das Verbotsrecht der Obrigkeit, die Unitisten erklärten 
Eide zum Nachteile des Ordens für unverbindlich. In Halle 
hatten sich 1786 die Unitisten und Constantisten durch Aus- 
antwortung ihrer Statuten, in denen man nichts verfängliches 
gefunden hatte, selbst aufgelöst. Doch war man unmittelbar 
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darauf in Halle wie in Frankfurt überzeui^jt, dass die Ver- 
bindungen fortbeständen, vielleicht sogar schon auf den 
Schulen. 

Die Entdeckung hing immer nur vom Zufall ab, die Über- 
führung war auch dann sehr schwer. So hatte man 1785 bei 
einem Studenten Schmedicke ein Stammbuch gefunden mit dem 

V 

Zeichen f^^ • Die oberen Buchstaben deutete man vielleicht 

ganz richtig mit: Vivant Fratres Constantiae. Doch der Be- 
schuldigte behauptete, es heiss^: Floreat, vivat, creseat Marie 
Juliane Grützmacher. Für letztere, die jetzt an einen ehrsamen 
Handwerksmeister verheiratet sei, habe er eine stille, nie ge- 
standene Liebe empfunden. Die Existenz dieses weiblichen 
Wesens wurde festgestellt, die des Ordens war trotz aller Er- 
mahnungen an den angeblichen unglücklichen Liebhaber nicht 
zu beweisen. 

Um die Verbote der Studentenverbindungen zu umgehen, 
hatte in Halle 1787 der berüchtigte Freigeist Dr. Bahrdt eine 
Loge gestiftet, in die er auch Studenten gegen hohe Gebühren 
aufnahm. 

Die Orden beschränkten sich nicht auf die preussischen 
Universitäten. Einer der schlimmsten Punkte war Jena. Herzocj 
Karl August von Weimar regte daher am 1. Juni 1792 ein 
Conclusum Corporis Evangelicorum zur Unterdrückung der 
Ordensverbindungen an. Das preussische Oberschulkollegium, 
unter dem damals die Universitäten standen, billigte die hier- 
nach erfolgte Anregung des Auswärtigen Departements, die es 
trotz der Berichte der akademischen Behörden über die Unter- 
drückung der Orden von deren Fortbestande überzeugt war. 
Am 20. Juni 1795 wurden dann wie schon so oft, diesmal auf 
Grund einer Vereinbarung in der Reichsversammlung alle 
Studentenorden verboten. 

Von Erfolg waren auch diese Schritte nicht. Am 1. März 
1797 musste man für jede preussische Universität eine Ordens- 
kommission errichten, bestehend aus einem Mitgliede jeder 
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Fakultät, sie sollte als Vigilanzkomitee dienen, da man in 
Frankfurt a. 0. wieder Verbindungen entdeckt hatte. Auswärts 
war der Kampf nicht erfolgreicher gewesen. Denn nach Mit- 
teilung des Auswärtigen Departements hatte man 1798 einen 
neuen Jenaer Orden entdeckt, der. vollständig die Gründsätze 
des Jakobinerklubs vertrat. Die angeborenen Menschenrechte 
bildeten den Ausgangspunkt, als Taktik war die Fernhaltung 
von allen erfolglosen Tumulten empfohlen, die Un Verbindlichkeit 
sogenannter erpressten Eide wurde ausdrücklich festgestellt. Es 
ist das Programm, das vorsichtige, aber um so gefährlichere 
radikale Parteien zu allen Zeiten aufgestellt haben. 

Die Landsmannschaften scheint man schliesslich still- 
schweigend geduldet zu haben. Denn in Halle stellten am 
30. Juni 1794 ganz offiziell die magdeburgische, schlesische, 
märkische, westfälische und pommersche Landsmannschaft beim 
Prorektor Anträge wegen des Stiftungsfestes der Universität. 
Der Kampf gegen die Orden wurde zwar nicht aufgegeben, 
blieb aber erfolglos. 

Die Versuche, die Landsmannschaften zu unterdrücken, 
beruhten, abgesehen von der Abneigung des Polizeistaates gegen 
das Vereinswesen überhaupt, auf dem Zusammenhange der 
Landsmannschaften mit dem alten Pennalismus und anderen 
studentischen Ausschreitungen, sowie auf der Vorsorge gegen 
unwirtschaftliche Verwendung von Zeit und Geld. Bei den 
Orden kamen ernste politische Bedenken hinzu, so dass solche 
studentische Vereine überhaupt keine Staatsgewalt dulden 
konnte. 

Mehr Anklang fanden nach oben hin wissenschaftliche 
Vereinigungen der Studenten. So bildete sich 1764 in Frank- 
furt a. 0. eine Gesellschaft der Freunde der Wissenschaften 
unter Professor Darjes, deren später berühmtestes Mitglied 
Karl Gottlieb Svarez war. Als Ziel hatte sie sich gesetzt die 
Untersuchung, wie die Werke der Natur durch Kunst dem 
Staate nutzbar gemacht werden. Dies suchte sie zu erreichen 
durch praktische Übungen in Polizei, Kommerzien und Manu- 
fakturen, Die Mitglieder zerfielen in arbeitende und zuhörende. 



— 86 — 

Der Eintritt vo11zo<t sich durch Einreichiin^ einer Arbeit, die 
von Mitgliedern censiert wurde, und sich daran anschliessende 
Rede. Im Ministerium hatte man anfangs gegen die Gesellschaft 
Bedenken, da sie, obwohl mit Ausnahme des Vorsitzenden nur 
aus Studenten bestehend, die äusseren Formen einer gelehrten 
Akademie annehmen wolle. Schliesslich wurde sie auf den 
Bericht von Darjes aber doch seitens des Königs am 
23. September 1766 bestätigt. Nach dem Tode von Darjes 
wurde 1791 Professor Hausen zum Vorsitzenden gewählt und 
bestätigt. Dann scheint die Gesellschaft in Verfall geraten zu 
sein. Denn 1798 richtete sie vergeblich ein Unterstützungs- 
gesuch an den König. Doch bestand sie noch 1800 *). Sie scheint 
erst mit der Universität Frankfurt a. 0. untergegangen zu sein. 

Auch sonst zeigte sich in Frankfurt a. 0. ein reger 
wissenschaftlicher Eifer unter den Studierenden, der an der 
verfallenden Universität kein Genügen fand und sie in jugend- 
lichem Ungestüme zu Besserungsversuchen anspornte. Solche 
Bestrebungen fanden auch in dem absoluten Beamtenstaate 
keine üble Aufnahme, soweit sie sich nur gegen die selbständige 
Korporation und ihre Mitglieder richteten. 

So beschwerten sich am 1. Mai 1742 eine grössere Anzahl 
von Studenten in Frankfurt: „Unseres Fleisses ungeachtet 
können wir unseren Zweck nicht erreichen: denn viele unserer 
öffentlichen Lehrer scheinen entweder als wenn sie uns gar 
nicht unterrichten weiten oder erklären die vorzutragenden 
Sachen zu seichte, so undeutlich, so schläferig und auf eine 
so gemeine Art, dass es unerträglich ist, sie zu hören und wir 
nicht den geringsten Vortheil davon haben. Sie sezzen ganze 
Wochen, ja Monathe aus, lesen einige Jahre über Wissenschaften, 
die in einem halben könten geendigt werden, und schliessen 
ihre Lese Stunden gänzlich, wenn sie erst anfangen sollten die 
schwersten Haupt Materien zu erklären. Sie lassen in ihren 
öffentlichen Lections-Anzeigen Disciplinen bekannt machen, 
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davon sie die Schulen nie eröfnen." Daran knüpften sich 
Klagen über schwere Strafen wegen Kleinigkeiten, „vieleicht 
weil wir ihnen noch immer Gelegenheit zu der ihnen beschwer- 
lichen Arbeit geben". Sie verlangten daher zur Beaufsichtigung 
der Professoren einen tugendhaften und gelehrten üirektor. Das 
Ende setzte dem Ganzen die Krone auf, die Unterschrift lautete: 
„Die Nahmen derer Studenten in Frankfurt, so sich über die 
Faulheit und Ungerechtigkeit vieler öffentlicher Lehrer daselbst 
beschweren", dann folgten die Namensunterschriften. Das 
Ergebnis war vielleicht für die Antragsteller am meisten über- 
raschend. Ohne jede Anhörung der Universität wurde der er- 
sehnte Direktor sofort bestellt. 

Auch Versuche der Studenten auf die Besetzung der Pro- 
fessuren einzuwirken, sind nicht selten. 

Aus Königsberg verwandten sich im April 1716 des 
ausserordentlichen Professors der Philosophie Gehrke sämtliche 
1 24 Auditores für dessen Ernennung zum ordentlichen Professor 
Graecae linguae. Sie wussten freilich genug Rühmenswertes 
von ihm zu sagen: „Täglich wendet dieser arbeitsame Mann 
zehen Stunden zu seinen Lectionibus an, und die elffte Stunde 
wird zui" conferentz gehalten, da dann ein jeder Student auf- 
treten und Ihm seinen dubia proponiren kan." Arme unter- 
richtete er sogar umsonst. Der König verfügte darauf „von 
Printz guht wo er nichts zu erinnern hat", und der fleissige 
Gehrke wurde ernannt, obgleich Rektor und Senat vier andere 
vorgeschlagen hatten. 

Einige Hallesche Studenten erbaten 1751 die Beförderung 
des Predigers Struensee von der Ulrichskirche, damit er nicht 
einen auswärtigen Ruf annehme. Der König verlangte allerdings 
erst einen Bericht, ob es mit der Vokation seine Richtigkeit 
habe, und es nicht etwa geistliche Intrigen und machinationes 
seien. Nachdem in dieser Beziehung ein befriedigender Bericht 
eingegangen war, wurde trotz der Entrüstung der theologischen 
Fakultät über den Schritt der Studenten Struensee einfach 
ernannt. 

Im August 1786 baten 80 — 90 Königsberger Studenten, 



— 88 — 

den Mag. Wlochatius zum Professor der Mathematik zu ernennen. 
Der Minister v. Zedlitz wies sie ab, da sie nur drei Jahre 
blieben und nicht für ihre Nachfolger mitbestimmen könnten, 
ihnen übrigens das nötige Verständnis fehle, und bei diesem 
Verfahren leicht Kabalen entständen, wesshalb es unange- 
messen sei. 

Wenn nun vollends die Studenten bei einem solchen Rück- 
falle in mittelalterliche Gewohnheiten sich mit den Absichten 
der Verwaltung kreuzten, kamen sie nicht so glimpflich davon. 
So waren im Dezember 1786 Deputierte der Frankfurter 
Studenten nach Berlin gekommen, um die Beförderung des 
Dr. Berends zum Professor der Medizin zu beantragen. In 
ihrem Antrage hatten sie vorsorglich angegeben, dass sie im 
„König von Portugall" logierten, damit der günstige Bescheid 
sie schnell erreichen könne. Trotz ihrer Versicherung in Bezug 
auf den Dr. Berends, durch seine Ernennung „würde der Kreiss 
seiner Thätigkeit erweitert und er selbst aufgemuntert werden 
zur ferneren treuen Mitteilung seiner ausgebreiteten Kenntnisse, 
wovon E. K. M. Oberkuratorium und Collegium medicum be- 
friedigende Kenntnisse haben", wurde ein anderer, Professor 
Otto aus Greifswald, berufen. Gegen die Studenten beantragte 
der Minister v. Zedlitz, nachdem sich ergeben, dass sie nicht 
auf Veranlassung von Berends gehandelt, beim Könige einen 
Verweis, und König Friedrich Wilhelm IL verfügte darauf 
„bene, F. W." Mit der einst in Bologna üblichen Berufung 
der Professoren durch die Studenten war es also in Frankfurt 
nichts. 

Die Zahl der Studenten war auf der verfallenden Universität 
Frankfurt a. 0. in stetem Sinken begriffen. Im Jahre 1722 
hatte die theologische Fakultät noch 46 Studenten, unter ihnen 
26 Landeskinder, 20 Auswärtige, 37 Reformierte, 9 Lutheraner. 
Dagegen klagte der Hofrat Professor Trier in einem Berichte 
vom 20. März 1744, früher seien 60 vom Adel dagewesen, jetzt 
nur noch 4, die Gesamtzahl sei von 300 auf 80 gesunken, 
Ostern zögen wieder 30 fort. 

In Halle waren inskribiert 1691 = 19 + 23, 1692 = 151, 
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U)93 = 391, dann folgt ein kleiner Rückgang bis 1699 -- 464, 
1715/16 = 641. Nach dem Berichte von Ludewig von 1730 
war der Bestand 1717 = 1206, 1730 waren 785 eingeschrieben, 
darunter 63 Standespersonen, der Bestand betrug 1285. Nach 
dem Berichte von Bielefeld von 1748 waren in Halle inskribiert 
1693 = 449, 1726 = 800, 1741=836, 1746 = 579,1747=568, 
die Zahl der anwesenden Studenten betrug etwa 1800 — 2000, 
weit über dem Durchschnitte der deutschen Universitäten. Doch 
waren darunter wenige Standespersonen, und die Theologen 
überwogen die anderen Fakultäten. Der Krieg, der Wettbewerb 
von Göttingen und Erlangen und der knappe Etat hatten nach- 
teilig gewirkt. 

Königsberg hatte 1716 einen Bestand von 460 Studenten, 
1733 waren es einschliesslich der philosophischen Fakultät 498, 
1735 in den oberen Fakultäten allein 600. Später sinkt die 
Zahl zusehends. Im Jahre 1765 sind 400 Studenten vor- 
handen, darunter 259 Theologen. 

In Duisburg zählten die Studenten immer nur nach 
Dutzenden und nicht nach Hunderten. So waren es z. B. 1785 
deren "65. 

§ 4. Die Erteilung der akademischen Grade. 

Die Promotionen vollzogen sich in den bisher üblichen, 
meist durch die Fakultätsstatuten genauer beschriebenen Formen, 
Während schon im 17. Jahrhundert allmählich neben dem 
Magister artium der Doktor philosophiae aufgetaucht war, erhielt 
sich doch der alte Titel mit einer gewissen Unverwüstlichkeit 
bis gegen 1760. Am 19. April 1712 ordnete noch der Minister 
v. Printz an, dem Professor der Historie und Eloquenz Strimesius 
in Königsberg, „der ganz unzulässiger und unbefugter Weise 
den Titel Doctoris Philosophiae ambiret, selten diese ridicule 
Neuerungen und zu nichts als allerhand collisiones anlass 
gebende Unternehmungen aufs nachdrücklichste verwiesen, und 
er angehalten werden, statt des praetendirten Tituls nach der 
observantz aller anderen Universitäten mit dem gewöhnlichen 
Titul eines Magisters Philosophiae sich zu contentiren." Erst 
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in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts gewinnt der ])oktor- 
titel bei den Philosophen allmählich die Oberhand. Aber 1771 
kam der Minister v. Zedlitz plötzlich auf den Gedanken, Doctor 
philosophiae und Magister liberalium artium seien zwei ver- 
schiedene Grade. Wer also den Doktortitel verlange, müsse 
für die Erteilung der staatlichen Erlaubnis zur Promotion die 
doppelten Kanzleigebühren entrichten. Dies wurde in einem 
Reskripte vom 9. Juni 1771 ausdrücklich angeordnet. Dass 
der Gedanke von einem doppelten Grade unhaltbar war, be- 
darf keiner weiteren Ausführung. Aber das Reskript hatte die 
eigentümliche Folge, den veralteten Magistertitel künstlich 
länger zu erhalten, indem sich wegen der doppelten Kanzlei- 
taxen des Doktortitels viele wieder mit der Magisterw^ürde 
begnügten. 

Wie die philosophische Fakultät noch bis Ende des Jahr- 
hunderts keine eigentliche Berufsbildung, sondern die allgemeine 
Vorbildung für das Studium in den höheren Fakultäten gab, 
das höhere Lehrpersonal insbesondere aus den Theologen hervor- 
ging, so waren es auch fast ausschliesslich Theologen, die den 
Magistergrad erwarben. Erst wenn es ihnen, w^as sie von 
Anfang an beabsichtigten, gelungen war, den Schulstaub ab- 
zuschütteln und ein geistliches Amt zu erhalten, kam für 
einzelne von ihnen die Erwerbung der theologischen Doktor- 
würde in Frage. 

Die Promotion von Ausländern war in gleicher Weise ge- 
stattet and erwünscht wie die von* Inländern. Auch die 
Promotion von Juden, die namentlich aus Prag, aber auch au?; 
Polen zahlreich nach preussischen Universitäten kamen und die 
Doktorwürde in der medizinischen Fakultät nachsuchten,- wände 
stets anstandslos gestattet. Zweifel wurden nu« 1778 in Frank- 
furt a. 0. aufgeworfen, ob jüdische Kandidaten auch das obere 
Katheder, dessen Einräumung die facultas docendi bedeutete, be- 
steigen dürften. Die Universität Frankfurt berichtete dagegen. 
Der Minister v. Zedlitz erklärte jedoch in einem Reskripte vom 
8. September 1778, es sei ein Vorurteil, dass Juden nicht 
Unterricht erteilen dürften, da ihnen doch Leben und Gesund- 
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heit anvertraut seien, und ordnete an, den mehr einem Ilandwerks- 
eigensinn ähnlichen Missbrauch abzulegen und „die sich sonst 
zur Promotion qualificirenden Subjecta, sie mögen, getauft oder 
beschnitten sein, auf den obersten Catheder zu rufen." Da- 
gegen wurde Inländern, die verbotswidrig auf einer auswärtigen 
Universität studiert hatten, die Promotion im Inlande ver- 
weigert. 

Die Promotion setzte stets Einreichung einer Dissertation, 
mündliche Prüfung und Disputation voraus. Herkömmlicher 
Weise wurden jedoch ernannte Professoren, die, um den 
statutenmässigen Anforderungen zu genügen, den Doktorgrad 
nachsuchten, von Prüfung und Disputation entbunden. 

Promotionen in absentia kamen bis Anfang des 18. Jahr- 
hunderts kaum vor, werden aber dann ausnahmsweise mit Ge- 
nehmigung des Oberkuratoriums zugelassen. 

Der erste bekannte Fall aus Frankfurt a. 0. ist von 1702. 
Es handelte sich damals um den Magister Walther, Prediger 
in Sackheim, der die Promotion in der theologischen Fakultät 
nachsuchte. Sein Gesuch an den König um Zulassung der 
Promotion in absentia begründete er gar beweglich damit, 
^wan dan die meiner Seelen anvertrauete Schäfflein Christi so 
lange mit guten Gewissen nicht verlassen kann, auch gar leicht 
in währender Zeit, eine und andere, zuraahl Todt-Kranke 
Seele, die vielleicht nach Mir als ihrem Beicht- Vater ein sehn- 
liches Verlangen tragen würde, verschertzen, eine schwere Ver- 
antwortung vor dem Richter-Stuhl Christi auff mich laden und 
wohl gar dafür Gott mich in Gnaden behüten wolle, durch 
schnöde Verwarlossung anderer Seelen, Schiffbruch an meiner 
eigenen leyden könte." Nicht zwar diese Seelenpein des nach 
weltlicher Ehre begierigen Geistlichen, wohl aber der Umstand, 
dass er für die Vereinigung der protestantischen Kirchen wirkte 
und die offizielle Kirchenpolitik vertrat, bestimmte zur Ge- 
währung seines Gesuches. 

Später wurden Promotionen in absentia häufiger, jedoch 
im allgemeinen nur bei solchen Personen, die sich in angesehener 
Lebensstellung befanden und sich wissenschaftlich oder praktisch 
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bewährt hatten. Der sehr bald einreissenden Neigung der 
Fakultäten, mit den Promotionen in absentia freigebig zu sein, 
trat die Aufsichtsbehörde stets auf das entschiedenste entgegen. 
Als gar die philosophische Fakultät zu Frankfurt a. 0. 176(3 
die Entdeckung gemacht hatte, dass ihre Statuten die Promotion 
in absentia nicht verböten, hielt ihr der Minister v. Fürst in 
einem Reskripte vom 4. März 1766 vor, dieser Schluss sei 
ganz ungerechtfertigt: „Es befremdet Uns, dass Ihr nicht selbst 
besser einsehet, wie es nichts anders als eine Verkleinerung 
der Academischen Würden würcken kan, wenn dieselben ohne 
genügsame Untersuchung gleichsam verschwendet werden. Die 
üble Gewohnheit auf anderen hohen Schulen so wenig als eine 
eigene angebliche Observantz kan den Missbrauch rechtfertigen." 

Dabei hatte gleichzeitig die Fakultät mit der beabsichtigten 
Promotion eines Kandidaten Schnitze aus Hamburg in absentia 
grosses Missgeschick. Der Minister v. Fürst hatte anfangs am 
12. Oktober 1765 die von der Fakultät wegen grosser Ent- 
fernung erbetene Zustimmung abgelehnt, da dieses „einer Uni- 
versität nichts als Verachtung zuziehen könne", schliesslich 
aber doch auf wiederholtes Drängen, da es sich um einen 
Fremden handle, die Genehmigung erteilt. Nach bestandener 
schriftlichen Prüfung stellte sich aber heraus, dass besagter 
Schnitze arm war und Erlass der Gebühren beanspruchte. Nun 
hielt die Fakultät, die glücklicher Weise jetzt auch entdeckt 
hatte, dass Schnitze eigentlich aus Königsberg sei, pflichtgetreu 
das Diplom zurück. Dies wurde auch vom Minister gebilKgt, 
und Schnitze nach Königsberg verwiesen, allerdings ohne Erlass 
der mündlichen Prüfung. 

Für Frankfurt a. 0. war die Würde des Kanzlers, der die 
Ermächtigung zu den einzelnen Promotionen zu erteilen hatte, 
mit der landesherrlichen Gewalt verschmolzen, so dass es zu 
jeder Promotion der Ermächtigung des Oberkuratoriums be- 
durfte, und die Gebühren für den Kanzler an die Kanzlei zu 
Berlin einzusenden waren. Erst 1772 wurde der Einfachheit 
halber auf Antrag der medizinischen Fakultät genehmigt, dass 
sie am Ende jedes Jahres von den stattgehabten Promotionen 
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Anzeige machte, eine allgemeine Konfirmation einholte und die 
Gebühren einsandte. Für Halle war dagegen ein Professor 
zum Kanzler bestellt, dessen Namen bei Promotionen mit 
dem des Prorektors unter die Patente gesetzt wurde und damit 
die Ermächtigung zur Promotion gab. 

Sowohl die Ermächtigung zu den Promotionen, wie die 
allgemeinen Aufsichtsbefugnisse gaben dem Oberkuratorium die 
Möglichkeit, die Prüfungsleistungen überhaupt zu überwachen 
und namentlich der Verschwendung der Doktorwürde entgegen- 
zutreten. Besonders der Minister v. Zedlitz erwarb sich nach 
dieser Richtung durch entschiedenes Einschreiten grosse Ver- 
dienste. 

Das Haarsträubendste in Bezug auf den Doktorhandel 
leistete jedenfalls die juristische Fakultät zu Halle, indem sie 
sich 1770 beim Ministerium für die Promotion eines in Lauch- 
städt sich aufhaltenden jungen Mannes in absentia verwandte, 
da man dadurch Gelegenheit erhalte, Geld von Ausländern in 
die königlichen Lande zu ziehen, und gleichzeitig anfragte, ob, 
da seine Gesundheit ihm nicht erlaube, selbst zu meditieren, 
für ihn eine Dissertation aus dem Jure publice gefertigt werden 
könne. Das Ministerium wies selbstverständlsch diesen Vorschlag, 
Geld nicht nur in das Land, sondern in die Taschen der Pro- 
fessoren zu ziehen, als schnöden unverantwortlichen Missbrauch 
und unauslöschliche Beschimpfung der Fakultät zurück. 

Am leichtesten rissen aber bei der grossen Zahl der Pro- 
motionen Missbräuche unter den Medizinern ein. So warnte 
schon 1771 der Minister v. Zedlitz gelegentlich der Genehmigung 
von Promotionen die medizinische Fakultät zu Frankfurt a. 0. 
vor dem Grundsatze: „sumimus pecuniam et mittimus asinum 
in patriam" und forderte sie auf, sich zu hüten, „unter dem 
serieusen Titel eines Doctoris privilegirte Menschen Mörder 
allgemeiner zu machen." Der medizinischen Fakultät zu Halle 
wurde 1774 vorgehalten, vom Kriminaldepartement seien 
Obduktionsatteste eingegangen, die von Fahrschmieden aus- 
gestellt zu sein schienen, wenn sich nicht hinterher erwiese, 
dass die medizinische Fakultät zu Halle die Aussteller mit dem 
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privilegio des Mordens ausgerüstet habe. Trotzdem verteidigte 
noch in einem Berichte vom 16. »September 1788 dieselbe 
Fakultät gegenüber den Angriffen eines Dr. Weber ihre bisherige 
Praxis, dass sie die Kandidaten nicht zur Selbstverfertigung 
der Probeschriften nötige, denn sonst gingen sie eben anders 
wohin. Als nun gar 1795 ein in Frankfurt promovierter Doktor 
der Medizin beim Staatsexamen in Schlesien durchgefallen war, 
wurden auf Veranlassung des schlesischen Ministers Grafen 
Hoym die Fakultäten nochmals verwarnt, nicht mehr mit der 
Doktorwürde so freigebig zu sein. Gleichzeitig wurde ihnen 
angedroht, sie müssten künftig in ähnlichen Fällen die Gebühren 
wieder herausgeben. 

Die Leistungen der landesherrlichen Kammer für den 
Doktorschmaus wurden auch in Königsberg 1704 nach dem 
Vorbilde von Frankfurt auf ein Stück Wildpret beschränkt 
und scheinen bald darauf abgekommen zu sein. 

§ 5. Die Privatdozenten. 

Dass die Privatdozenten nicht aus den Privatlehrern und 
Hofmeistern der Studenten hervorgegangen, sondern nichts 
anderes sind als die nicht beamteten lesenden Doktoren des 
Mittelalters, die erst im 17. Jahrhundert von der Teilnahme 
an der Universitäts- und Fakultätsverwaltung ausgeschlossen 
werden, ist bereits für die vorige Periode nachgewiesen. 

In Preussen war jedoch das Privatdozententum immer sehr 
wenig entwickelt, und man macht^ die mannigfachsten Versuche, 
durch seine Hebung einen geeigneten Nachwuchs an Professoren zu 
erhalten. Diese mangelhafte Entwicklung hing auf das engste 
zusammen mit dem ausgebildeten und spezialisierten preussischen 
Examenwesen, welches die Prüfung der Befähigung zum höheren 
Staatsdienste in die Hand der Staatsverwaltung selbst legte 
und von den Universitäten loslöste. Ein Bericht des Geh. 
Tribunalsrates Steck vom 20. November 1770 hob daher hervor, 
in Leipzig gestalte sich die Privatdozentenfrage weit einfacher. 
Dort habe man nämlich keine Referendare. Alle, die höhere 
Amter erstrebten, würden Doctores legentes oder würden gleich- 
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zeitig Advokaten und Dozenten, auch Hofmeister junger Standes- 
personen übten die Lehrthätigkeit aus. Bei diesem ganz nach 
mittelalterlicher Weise reich zuströmenden Dozententum hatte 
man natürlich für die Besetzung der Professuren eine grosse 
Auswahl, die man sich auch in Preussen häufig durch Berufung 
von Leipziger Privatdozenten zu Nutze machte. In Preussen 
lasen dagegen nur die wenigen Doktoren, die von Anfang an 
eine Professur erstrebten. 

Bei der Ärmlichkeit der deutschen Mittelklassen und den 
geringen Honorareinnahmen bildete es fast die Ausnahme, wenn 
eine Fakultät einmal einen Privatdozenten hatte. Schon 1731 
hatte man daher für Halle angeordnet, zur Heranziehung von 
Nachwuchs sollten einige Kandidaten für Historie, Philosophie 
und Jus publicum beneficia, freies Kolleg und Freitisch, ge- 
messen, bis sie als Professoren angestellt würden. In Frank- 
furt a. 0. wollte man dagegen 1770 Magistratsbeamte, Geistliche, 
Lehrer etc. zum Lesen zu ermuntern suchen. Der Minister 
V. Zedlitz erteilte dementsprechend am 30. Juni 1771 Anweisung, 
besonders auf Syndici und Prediger das Augenmerk zu richten. 
Man sieht, in beiden Fällen ist es der Mangel an Mitteln für 
den Unterhalt des Nachwuchses, dem man zu begegnen sucht. 

Einen anderen Plan, der anknüpft an das uralte Aufsteigen 
der Dozenten aus der philosophischen in die oberen Fakultäten, 
entwickelte der Frankfurter Professor Darjes. Die Frankfurter 
Universität, hatte sich nämlich beschwert, dass ein Student 
ohne vorherige Promotion mit anderen Repetitionen abhalte. 
Dagegen berichtete Darjes am 5. Dezember 1764 an das 
Ministerium, es werde überhaupt schwer halten, gute Dozenten 
zu bekommen, wenn nicht der philosophischen Fakultät ge- 
schickte Privatdozenten gezogen würden. Aus diesen müsse 
dann die philosophische Fakultät wieder besetzt werden, und 
deren Mitglieder könnten sich in Privatübungen geschickt 
machen, dass sie mit der Zeit wohlgebaute Lehrer der übrigen 
Fakultäten abgeben könnten. Dann müssten aber die Studiosi 
schon vor der Promotion mit anderen repetieren und die nötige 
Geschicklichkeit erlangen. In der That liess der Minister 
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V. Fürst trotz des Einspruchs der Universität jenen Studenten 
zum Repetieren zu mit der Begründung, dass dies etwas anderes 
sei als das allerdings statutenmässig durch die Promotion be- 
dingte Recht, Vorlesungen zu halten. Der handwerksmässige 
Gedanke, die Dozenten aus den Repetitoren zu ergänzen und 
deshalb letztere zu züchten, hatte aber gleichfalls keinen Erfolg, 
um so weniger, als die wissenschaftliche Entwicklung sehr bald 
auch das Aufsteigen aus der philosophischen in die oberen 
Fakultäten unmöglich machte. 

Die Befugnis zu lesen, wird durch die Promotion von 
Rechtswegen erworben. Wenn im Widerspruche mit diesem 
Grundsatze der König am 16. April 1726 den M. Wesenfeld, 
den sein Vater adjungiert haben wollte, zum Magister legens 
bestellte, der publice und privatim dozieren dürfe und von der 
Universität beeidigt werden solle, so ist die Ausnahme nur 
eine scheinbare. Es handelt sich, wie schon aus der Erlaubnis, 
publice zu lesen, hervorgeht, um die Bestellung eines beamteten 
Lehrers ohne den entsprechenden Titel. Nach dem Reglement 
vom 24. Dezember 1749 durfte niemand Vorlesungen halten, 
der nicht ausser der Promotion dreimal als Präses disputiert 
hatte. Je drei weitere Disputationen sollten dann der Be- 
förderung zum Extraordinarius und Ordinarius vorhergehen. 

An anderen Universitäten Graduierte bedurften einer be- 
sonderen Reception, um lesen zu dürfen, gegen Zahlung der 
entsprechenden Gebühren. Wie die philosophische Fakultät zu 
Frankfurt a. 0. am 12. August 1699 dem Kurfürsten berichtete, 
pflegte dort bei der Reception fremder Magister kein neues 
Examen vorgenommen zu werden. Die Reception war also 
nur ein Formalakt, bei dem es wesentlich auf die Gebühren 
ankam. 

Auf diese Weise konnten der Universität selbst gegen ihren 
Willen Dozenten aufgedrungen werden. 

Am 1. Juni 1779 zeigte die Universität Halle an, dass der 
berüchtigte Professor Dr. Bahrdt, der schon auf kaiserlichen 
Befehl aus Leiningen und anderen Reichslanden ausgewiesen 
sei, sich in Halle niedergelassen habe. Trotz aller Toleranz 
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hege sie Bedenken wegen des Flors der Universität, da er 
wegen seines Sozinianismus allgemein verrufen sei, zumal wenn 
er dozieren wolle. Der Minister v. Zedlitz erwiderte jedoch, 
Universitäten würden nur dadurch berühmt, wenn Gelehrte 
und von Vorurteilen freie Lehrer mit Treue und Fleiss ohne 
Sektiererei ihr Amt trieben, Bahrdt dürfe keine theologischen 
Vorlesungen halten, wohl aber wie andere Graduierte ausser- 
halb der Theologie lesen. Der König billigte dieses Verhalten 
am 25. Dezember 1779 ausdrücklich. 

Besser gelang es der Universität Halle in einem anderen 
Falle, als sich 1787 der Dr. jur. Römer, noch jetzt als Ver- 
fasser eines kursächsischen Staatsrechtes bekannt, dort nieder- 
lassen wollte. Er legitimierte sich durch Programm als Leipziger 
Dr. jur., und Nettelbladt als Dekan versah darauf die An- 
kündigung der Vorlesungen mit seinem vidi. Der Prorektor 
Sprengel war jedoch damit unzufrieden, zumal Römer in 
Zwistigkeiten mit einem Studenten geraten war. Seine Vor- 
lesungen wurden verhindert, einmal weil er sich nicht sattsam 
legitimiert, namentlich kein Diplom produciert habe, und ausser- 
dem weil er nach Denuntiationen einem liederlichen Leben 
ergeben gewesen sei. Der zweite Grund wurde für bewiesen 
erachtet, und Dr. Römer erhielt darauf das Consilium abeundi. 

Ausnahmsweise konnte auch ein Dozent ohne Erwerbung 
des Grades vom Ministerium zugelassen werden. Am 14. Mai 
1737 wiesen Cocceji und Reichenbach die Universität Frank- 
furt an, einen gewissen Schmidt Mathesin et Philosophiam 
privatim dozieren zu lassen, ohne deshalb den erforderlichen 
akademischen Grad eher annehmen zu brauchen, als bis er die 
dazu gehörigen Kosten besser bestreiten könne. Dagegen wurde 
am 10. Mai 1759 einem gewissen v. Leyser zu Halle, für den 
die Studenten um die Erlaubnis gebeten hatten, Botanik lesen 
zu dürfen, dies nur unter der Bedingung gestattet, dass er, da 
er den Doktorgrad noch nicht annehmen könne, sich wenigstens 
examinieren lasse und ordentlich facultatem docendi erlange. 

Abgesehen von einer solchen Entscheidung streitiger Fälle 
war eine regelmässige Einwirkung des Ministeriums auf die 

Boruhnk, Freussischc Universitutsvcrwaltuug. ^ 
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Zulassung der Privatdozenten nicht vorhanden. Erst unter dem 
Minister v. Massow taucht infolge seines Bestrebens, sie mit 
den beamteten Dozenten mehr auf einen Fuss' zu bringen, eine 
Privatdozentenfrage auf. Das Reskript vom 10. April 1804 
über die Organisation der Universität Halle wollte die Zulassung 
der Privatdozenten von der Genehmigung des Oberkuratoriums 
nach vorheriger Prüfung durch die Universität abhängig machen 
und damit ein nicht nur durch die Erlangung des akademischen 
Grades bedingtes Privatdozententum im heutigen Sinne schaffen. 
Die Universität Halle, die mit der weiteren Ausai'beitung der 
Pläne beauftragt war, erhob hiergegen die entschiedensten Vor- 
stellungen. Die Antwort des Ministeriums vom 12. August 1805 
hob dagegen hervor, die Bestellung der Privatdozenten mit Ge- 
nehmigung des Oberkuratoriums solle nicht nur füi* Halle, 
sondern allgemein eingeführt werden. Zu einem Abschlüsse 
der Reformpläne ist es jedoch bis zum Jahre 1806 nicht mehr 
gekommen, so dass die aus dem Mittelalter überlieferte Form 
des Privatdozententums bis zum Ende dieser Periode un- 
berührt blieb. 

Von grösserer Bedeutung war die gleichzeitig gegebene 
Anregung einer Verbindung der juristischen Theorie und Praxis 
in den Privatdozenten der juristischen Fakultät. Sie sollten 
bei einem Gerichte in loco angestellt und zu den Sitzungen 
der Fakultät als vereidete Auditores zugezogen werden, um die 
Theorie mit der Praxis zu verbinden, was bei den Ordinarien 
leider in Ansehung der Geschäftslast nicht möglich sei. Da 
Gerichte und Universitäten damals unter demselben Ministerium 
standen, wäre die Absicht leicht zu verwirklichen gewesen. 
Sie ist aber wie der ganze Organisationsplan bis zum Jahre 
1806 undurchgeführt geblieben. 

§ 6. Die Professoren. 

Die Selbstergänzung der Universitäten auch für die be- 
soldeten Lehrämter unter blosser Bestätigung des Landesherren 
war schon im 17. Jahrhundert nicht in voller Reinheit aufrecht 
zu erhalten gewesen. In der That führte es zu einer Fort- 
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pflanzuug der Professur innerhalb bestimmter Familien, die 
dem Gedeihen der Universität nicht immer förderlich war. 

Anfangs bewegte sich auch die Regierung bei ihren Er- 
nennungen noch in der hergebrachten Überlieferung. So bat 
am 27. Mai 1698 Tido Hendrich von der Lith zu Frankfurt a. 0. 
im Alter von 21 Jahren um die durch den Tod seines Vaters 
erledigte Professur der Eloquenz, da er schon von 11 Jahren 
an immatrikuliert gewesen sei und zehn Jahre Philosophie 
studiert habe. Er erhielt sie auch, aber unter der Bedingung, 
dass er vorher noch zwei Jahre reise und damit den Studenten 
etwas aus dem Gedächtnis entschwinde. 

Als dagegen einige Jahre darauf die Universität Frank- 
furt a. 0. den Dr. med. Mart. Dan. Johrenius, den Sohn eines 
Kollegen, für die erledigte Professur der Mathematik in Vor- 
schlag gebracht hatte, wurde ihr durch königliches Reskript 
vom 6. Januar 1702 der Bescheid erteilt, der König habe sie 
bereits Sturm in Wolfenbüttel antragen lassen. Indessen er- 
lange der junge Johrenius Gelegenheit, sich mehr und mehr 
zu habilitieren. „Im übrigen habet Ihr Unss, wenn hinführo 
einige Professionen sich alldort eröffnen, jedesmahl solche Leute, 
welche bei anderen Universitäten sich bereits renommiret ge- 
macht und einen rühm erworben, zu recommendiren und euer 
absehen nicht auf Verwandschaft oder Heyrathen, und der- 
gleichen, sondern auf der Universität flor und aufnehmen zu 
richten, welches wir euch in allergnädigster resolution nicht 
verhalten wollen." 

Die Mitwirkung der Universität bei der Besetzung erledigter 
Stellen ist damit keineswegs erloschen und lässt sich während 
des ganzen Jahrhunderts nachweisen. So verlangt der König 
1719 von der Universität Frankfurt a. 0. ein Gutachten auf 
Gesuche von Professoren um Beförderung zu Ordinarien, 17G0 
schlägt sie dem Könige drei Personen für die erledigte 
medizinische Professur vor, und 1762 wird sie vom Ministerium 
sogar zu Vorschlägen aufgefordert. Andrerseits schlug 1750 
das Ministerium der theologischen Fakultät zu Halle drei Per- 
sonen vor, von denen jeder Professor einzeln den geeignetsten 
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benennen sollte. Aber irgend welches gesicherte Recht der 
Mitwirkung besteht nicht. So konnte schon am 28. März 1707 
die juristische Fakultät zu Frankfurt an den Minister schreiben : 
„Dass Ew. Hoch Freyherrl. Exellz. in ersetzung der in unserer 
Fakultät erledigten Professions-Stelle auf unser weniges Gut- 
achten und Vorschläge so hochgeneigt reflexion zu nehmen 
geruhen wollen, solches erkennen Wir billig als ein besonderes 
Zeichen Dehro zu Unserer Fakultät beständig tragenden Hui de 
und Güte." 

Von den Professoren selbst wurden Vorschläge der Uni- 
vereitäten und Fakultäten vielfach mit Abneigung betrachtet. 
Es ist bekannt, mit welcher klassischen Grobheit Meiners, selbst 
ein Göttinger Professor, das Vorschlagsrecht behandelt'): „Der 
grosse Münchhausen erteilte unserer hohen Schule das Recht, 
zu präsentieren und zu nominiren, oder zu commendiren eben 
so wenig, als ein freyes Wahlrecht, weil er durch Erfahrung 
wusste, dass zwar die Fakultäten hoher Schulen die Männer 
kennen, welche eine erledigte Stelle am meisten verdienen, dass 
sie aber selten oder niehmals geneigt sind, die tüchtigsten, 
welche sie kennen, vorzuschlagen." In dem gleichen Sinne 
hatte schon zwei Menschenalter früher der Frankfurter Professor 
der juristischen Fakultät, v. Hackemann, in einer Denkschrift 
an das Ministerium vom 11. Oktober 1740 ausgeführt: „Es 
iTÜiret leider der grösste Verfall der meisten ehemals florierenden 
academien daher, dass, weil die gegenwärtigen schlecht be- 
schlagenen professores zu einer often werdenden profession die 
subjecte wählen und vorschlagen können, dieselben einen von 
bessern calibre als sie selbst und von dem sie zuvor gewiss sind, 
dass er in allen Stücken nm* will, was sie wollen, dazu choisiren, 
damit nicht durch eine hellere Fackel ihr noch weniger Schimmer 
an dem Ort gar verdunkelt werde." 

An Stelle der im allgemeinen fortfallenden Vorschläge 
der Universitäten machten sich Einflüsse der verschiedensten 
Art geltend. 



^) Vgl. dessen Geschichte der Entstehung und Entwicklung der hoheu 
Schulen unsers Erdteils, Güttingen 1802flf. Bd. 1, S. 202. 
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So wurde am 2. August 1719 vom Könige auf den Vor- 
schlag von Printz genehmigt, dass für den verstorbenen älteren 
Cocceji in Frankfurt a. 0. die gerade zur Untersuchung der 
Universität bestellte Kommission geeignete Personen vorschlage. 
Einmal machten auch die Stände einen Versuch der Einwirkung. 
Am 26. November 1722 beklagten sich die Deputierten von 
Prälaten und Ritterschaft der Neumark über den Verfall der 
Universität Frankfurt a. 0. und schlugen für die erledigten 
Stellen Professoren vor mit der Begründung, dann bleibe das 
Geld im Lande, und die Neumark könne die Onera besser 
tragen, wenn die Universität blühe. Irgend welche weiteren 
Folgen hat der Vorschlag nicht gehabt. Friedrich Wilhelm I. 
legte für theologische und philosophische Professuren grosses 
Gewicht auf die Ansicht der Halleschen Theologen. Als Cocceji 
und Reichenbach am 20. Dezember 1735 Büttner zum ausser- 
ordentlichen Professor der Philosophie in Halle vorschlugen, 
verfügte der König: „Was saget die Teologi Profession. F.W." 
Trotz einer zustimmenden Erklärung der Fakultät verlangte der 
König noch ausdrücklich: „Francke u. Freilinghaussen Lange 
sollen erst Ihr abrobe gehb. F. W\" Bei Besetzung medizinischer 
Professuren musste der Leibarzt Dr. Eller berichten. Vereinzelt 
wurde auch die Akademie der Wissenschaften um Vorschläge 
ersucht, so am 28. September 1735 bei Erledigung der staats- 
rechtlichen Professm* in Frankfurt a. 0. 

Vielfach wandte sich das Ministerium an einen einzelnen 
bekannten Professor um Vorschläge. Ein solcher Auftrag war 
zwar ehrenvoll, aber nicht immer ganz unbedenklich. Denn 
der Vorschlagende sollte dann für den Vorgeschlagenen gewisser- 
massen bürgen. Als z. B. der berühmte Kirchenrechtslehrer 
J. H. Böhmer in Halle für die erledigte staatsrechtliche Professur 
in Frankfurt J. J. Moser vorgeschlagen hatte, und dieser sich 
in keiner Weise bewährte, erhielt er den Auftrag, ihn auch 
wieder wegzubringen. Auf die W^eigerung Mosers musste 
Böhmer von der Erfolglosigkeit seiner Bemühungen berichten, 
erhielt aber am 17. August 1737 vom Ministerium den Bescheid: 
„Es bleibt bei der vorigen Resolution, dass, weil Ihr sothanen 
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Moser nach Frankfurt gebracht, auch von Euch Sorge getrao:en 
werden müsse, dass Ihr ihn wieder wegschaffet." 

Um auswärtige Professoren kennen zu lernen und zu ge- 
winnen, wurde wohl auch ein Professor oder ein Geheimer 
Rat auf Reisen geschickt, sich die Leute an Ort und Stelle 
anzusehen. So erhielt z. B. 1740 der Professor Trier in Frank- 
furt a. 0. den Auftrag, die besten Universitäten zu bereisen, 
einen Professor für Jus publicum und einen für Historie zu 
suchen, ihr Kolleg zu hören und sie zu fragen, ob sie mit 
5 — 600 Thlr. Gehalt und dem Hofratstitel zufrieden sein wollten. 
Auf seiner Reise hatte er denn auch glücklich Engau aus Jena 
und Pesler aus Wittenberg als geeignet herausgefunden. Von 
letzterem, den er im Kolleg nicht hatte hören können, gab er 
die empfehlende Schilderung: „er stottert je zuweilen im Reden 
ein wenig, ich bin aber von denen dortigen Professoribus ver- 
sichert worden, dass solches mehr in der Conversation als in 
den CoUegiis zu verspüren sei." Vorsichtigerweise hatte er 
jedem nur 419 Thlr. versprochen und den Hofratstitel nicht 
erwähnt, damit man noch etwas habe, wenn sie inzwischen 
noch Schwierigkeiten machten oder später wieder fortgehen 
wollten. Noch 1789 bereiste der Oberkonsistorialrat Gedike in 
sieben Wochen vierzehn ausserpreussische Universitäten imd 
gab in einem Berichte vom 17. Dezember 1789 eine eingehende 
Personalschilderung der Professoren, die er gehört und gesehen 
hatte. Bemerkenswert ist, dass darin Schiller als Dozent 
wegen seines manirierten Wesens und Ablesens ein sehi* schlechtes 
Zeugnis erhielt. 

Solche Reisen waren aber immer ziemlich teuer, und man 
musste sich daher oft auf Berichte von zweiter Hand stützen. 
So berichteten am 2. Januar 1740 Ludewig, J. H. Böhmer und 
Heineccius in Halle über zwei Jenaer Professoren nach Hören- 
sagen der Studenten, der Schöppenstuhl in Jena sei so über- 
lastet, dass die Professores ordinarii zu Haltung vieler Kollegien 
keine Zeit hätten, sondern den applausum den Privatdoctoribus 
überlassen müssten. 

Friedrich H. ordnete am 28. September 1741 aus dem 
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Lager von Öchadewitz allgemein an, dass für erledigte Professuren 
Cocceji und Marschall, Geh. Rat Wolff in Halle und Jourdan 
in Berlin gemeinsam Vorschläge machen sollten. ])as war die 
Verbindung der ministeriellen Vorschläge mit der Befragung 
einzelner Professoren. Später wirkten auch andere Personen 
ein. So hatte im September 1763 der bekannte Oberst 
Quintus Icilius den demnächst besonders als Gegner Lessings 
bekannt gewordenen Professor Klotz in Göttingen zur Annahme 
einer Professur in Halle bestimmt und bat den König um dessen 
Berufung. 

Unlautere Einflüsse bei Besetzung der Professuren, welche 
bei der früheren Selbstergänzung eine grosse Rolle spielten, 
sind nii'gends nachweisbar. 

Selbst das Erbieten von hohen Zahlungen an die Rekruten- 
kasse, das in anderen Verwaltungszweigen unter Friedrich 
Wilhelm I. nicht immer ganz bedeutungslos war und an Ämter- 
kauf erinnerte, blieb für die Professoren ohne Nachteil. Ge- 
fahrlos war die Beteiligung der Rekrutenkasse auch hier' nicht. 
So war 1728 Charisius zum zweiten Professor der Medizin in 
Königsberg bestellt und hatte dafür 250 Thlr. zur Rekruten- 
kasse erlegt. Nachträglich meldete sich ein gewisser Rast und 
bot 50 Thlr. mehr. Charisius, obgleich schon im Besitze des 
Amtes, hielt es jedoch für geraten, auch seinerseits 50 Thlr. 
mehr nachträglich zu bieten. Bei dieser Sachlage beliess ihn 
der König allerdings auf den Bericht von Cnyphausen in dem 
einmal übertragenen Amte. Als ferner 1735 ein Dr. Philippi 
aus Halle um ein Ordinariat zu Frankfurt a. 0. gegen Zahlung 
von 500 Thlrn. an die Rekrutenkasse bat, wurde er abgewiesen, 
da die Stelle stets mit berühmten und vernünftigen Männern 
besetzt gewesen sei, Philippi, der sich aller Orten ridikül ge- 
macht, unterstehe sich verwunderlicherweise, durch die Rekruten- 
kasse eine solche ansehnliche Charge zu suchen. 

Private Empfehlungen durch einflussreiche Personen beim 
Minister kamen häufig vor. Doch ist nicht nachzuweisen, dass 
sie die Entscheidung jemals in unsachlicher Weise bestimmt 
hätten. 
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So konnte 1786 selbst die hohe Fürsprache eines Leutnants 
Stach von Golzheim vom Königsregiment in Potsdam dem 
Hofgerichtsadvokaten Jester nicht zu einer ausserordentlichen 
juristischen Professur in Königsberg verhelfen, da der König 
die Ernennung ablehnte. Der Minister schrieb darauf selbst an den 
Herrn Leutnant unter Übersendung der königlichen Resolution. 

Bisweilen äussert sich das Protektionswesen in so naiven 
Formen, dass man schon daran seine Unschädlichkeit erkennt. 
Der bekannte Theologe und Vater der Statistik Süssmilch ver- 
wandte sich am 16. Oktober 1743 füi* einen gewissen Rau als 
ordentlichen Professor der Theologie in Königsberg mit der 
Begründung: „Meine Schwieger Mutter bittet hierum nebst 
mir, weil dieser Professor Rau ihres Bruders Sohn, nemlich 
des hiesigen sei. Probst Rauens." Wo die Schwiegermutter 
so offen und ehrlich auf der Bildfläche erschien, war sie natür- 
lich ungefährlich. 

Um eine erledigte theologische Professur in Frankfurt a. 0. 
bewarben sich 1786 der dortige Rektor Dettner und der 
Prediger Eisner in Berlin. Ersterer wurde vom Prinzen von 
Preussen, dem späteren Könige Friedrich Wilhelm IL, letzterer 
von einem Herrn von Hackenberg empfohlen, der an den 
Minister schrieb: „Euer Excellentz werden verzeihen, dass ich 
Ihnen so öfters beschwerlich falle, diesmal ist es auf ansuchen 
des Prediger Eisner aus Berlin, der sehr wünschte, die stelle 
des Prediger Michaelis in Frankfurt an der Oder zu erhalten — 
solte es möglich zu machen sein würden mir Ihr Exellentz 
einen grossen gefallen dadurch erzeigen — Da ich von der 
Fräulein Soff gehört habe, dass Sie wünschen von den ein- 
gemachten Morüben zu kosten, so nehme ich mich die Freiheit, 
Ihnen hier ein töpfchen davon zu schicken — selten Ihr 
Excellentz das Recept verlangen, so steht es Ihnen sehr zu 
Diensten." Obwohl der Prinz von Preussen inzwischen den 
Thron bestiegen hatte, wurde gleichwohl Eisner ernannt, doch 
wohl kaum, weil der Minister v. Zedlitz sich durch die ein- 
gemachten Mohrrüben, die sich übrigens nicht mehr bei den 
Akten befinden, hatte bestechen lassen. 
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Durch Reskript vom 18. November 1710 wm*de angeordnet 
und am 1. Oktober 1736 wiederholt, dass niemand zu einer 
ordentlichen oder ausserordentlichen Professur in Königsberg 
in Vorschlag gebracht werden dürfe, der nicht vorher disputationes 
und andere specimina eruditionis editierte. Es entsprach dies 
dem auch an den anderen Universitäten bestehenden Her- 
kommen. Dagegen erklärte es das Reskript vom 1. Oktober 
1736 auf ein Votum von Cocceji eigentümlicherweiser für über- 
flüssig, dass diejenigen, welche Professores extraordinarii werden 
wollten, vorher den gradum doctoris annähmen, da dies erheb- 
liche Kosten mache und auf keiner anderen Universität ge- 
bräuchlich sei. 

Die Mediziner mussten vor der Ernennung zum Professor 
den besonderen Cursus anatomicus zu Berlin abgemacht haben. 

Bei Besetzung der theologischen Professui-en wurde nach 
der Instruktion vom 4. Oktober 1750 für das Oberkonsistorium 
regelmässig die oberste Kirchenbehörde gehört. Da diese die 
gleiche Richtung verfolgte wie das Ministerium, auch stets 
einer der Justizminister Präsident der obersten Kirchenbehörde 
war, ergaben sich hieraus keinerlei politische Reibungen. Nur 
einmal erhob das Oberkonsistorium entschieden Einspruch, als 
1764 die Berufung des Inspektors Lange in Laublingen als 
Professor nach Halle beabsichtigt war, da er seit zwanzig Jahren 
auf dem Lande lebe, und ihm Lessings Vademecum seiner 
Latinität wegen einen kleinen Flecken zugezogen, er auch schon 
800 Thlr. jährlich Gehalt habe, das er in Halle nicht bekommen 
könne. Der Minister v. Fürst beeilte sich darauf, dem Ober- 
konsistorium zu versichern, er werde auf den Vorgeschlagenen 
keine Reflexion jemals weiter machen. Inspektor Lange hat 
schwerlich jemals geahnt, wie ihm so Lessings Vademecum, 
durch das allein er im Gedächtnisse der Gegenwart fortlebt, 
die weitere Laufbahn abgeschnitten hatte. 

Die monarchische Initiative bei Besetzung der Professuren 
war im allgemeinen gering. Gewöhnlich wurden die Vorschläge 
des Ministeriums ohne weiteres genehmigt. 

Bisweilen äussert sich sogar die monarchische Mitwirkung 
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in entschiedener Zurückhaltung. Friedrich Wilhelm I. hielt sich 
zurück in dem Bewusstsein mangelnden eigenen Verständnisses, 
hatte aber ein blindes Zutrauen zu Halle und den dortigen 
Professoren. Auf eine Anfrage von Cocceji und Reichenbach 
vom 30. November 1732, ob ein gewisser Behm zum ordent- 
lichen Professor der Theologie in Königsberg bestellt werden 
dürfe, verfügte der König: „wo hat er studiret, wenn er in 
Halle studiret u. von Francke u. Freulinghauss atteste hat guht 
sonst platterdings abzuweisen." Eine andere Anfrage Cnyp- 
hausens vom 4. März 1729, ob Kowalewsky zum Professor jur. 
ertr. bestellt werden dürfe, wurde dahin beantwortet: „sollen 
erstlich die univereitet so ein richten wie die Hallische und soll 
Ihr die selbige constitutio und die selbige Mettode zu lernen 
und das die Historia Moderna und auch das Jus Publi flaist> 
formiret werde wie zu Halle, das mit ein viellard voca ihn 
machet werden soll — Publicisten hin senden. W." Kowalewsky 
wurde schliesslich doch ernannt, da er angeblich für die Stelle 
geeignet war. Bei Friedrich dem Grossen äussert sich die 
persönliche Zurückhaltung mehr in Gleichgiltigkeit gegen das 
ganze Universitätswesen. Als am 7. Februar 1783 der Minister 
V. Zedlitz anfragte, ob der Feldprediger Graefe zum Professor 
der Theologie in Königsberg bestellt werden dürfe, verfügte der 
König nur „ein Teologus ist leicht zu linden, das ist ein Thier 
Sonder Vernunft. Fr." Der Vorgeschlagene wurde darauf 
natürlich ernannt. 

In sachlicher Beziehung kommen nur zwei wichtige mo- 
narchische EntSchliessungen in Betracht. Es ist dies einmal 
die später noch zu erörternde Schaffung kameralistischer Pro- 
fessuren durch Friedrich Wilhelm I. Ausserdem entschloss sich 
Friedrich der Grosse nach dem siebenjährigen Kriege aus 
eigener Bewegung, es solle für die durch den Krieg verfallenen 
Universitäten etwas geschehen. Er gewährte daher 2200 Thlr. 
Zuschuss, wofür der Jurist Darjes aus Jena und der Mathematiker 
Hartmann aus Helmstädt nach Frankfurt a. 0. und der Philosoph 
Frantze aus Leipzig nach Halle berufen wurden, und Mejer in 
Halle zu seinen 3(X) Thlrn. noch 250 Thlr. Zulage erhielt. 
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Rerufungeii von auswärts wurden überhaupt gern gesehen, 
nur waren die Mittel zu gering. Als Arnim und Reichenbach 
am 18. August 1740 anfragten, ob Dr. med. Suchland zum 
ausserordentlichen Professor der Medizin in Königsberg bestellt 
werden dürfe, verfügte der König: „Das ist guht aber die 
Königsbergische Universität ist auf einem schlechten Fus 
und mus man sehen Habile leute ausserhalb Landes zu 
votziren. Fr.'' 

Die Personalvorschläge des Ministers fanden durchgängig 
ohne weiteres Genehmigung, häufig mit dem Hinweise, dass 
der König sich ganz auf den Minister verlasse. Fälle persön- 
licher königlichen Entscheidung sind verschwindend gering. 
Allenfalls äussert der König einmal Bedenken, überlässt aber 
doch die Entscheidung dem Minister. Die Versetzung des 
Juristen Joh.Fr. Sam. Böhmer, des Sohnes des grossen Kirchenrechts- 
lehrers, von Halle nach Frankfurt a. 0. mit 8(X) Thlr. Gehalt 
und freier Wohnung wairde zwar auf Danckelmanns Vorschlag 
vom Könige am 11. Januar 1750 genehmigt, aber mit dem 
ausdrücklichen Bemerken, es- solle nicht durch Verbesserung 
von Frankfurt Halle in decadence geraten und ruiniert werden, 
da es mehrere attention erfordere als jenes. Als Zedlitz am 
24. September 1782 Knapp als ordentlichen Professor der Theologie 
und den Chemiker Richter als ausserordentlichen Professor der 
Medizin zu Halle ohne Gehalt vorschlug, damit sie nicht fort- 
gingen, verfügte der König: „Das ist mihr gleich viehl aber 
ich habe keinen glauben an einen Profesor Teologie, und wann 
der Chimiste nicht vihl erfahrung hat So halte ich nicht vihl 
von ihm Schlechte Leute und Malhabiles folk Tituls zu geben 
Tuhet so vihl Toii als nicht habile Leute zu unterstützen. Fr." 
Darauf wurde die Bestallung von Knapp ausgefertigt, die Er- 
nennung von Richter unterblieb. 

Wie richtig diese Zurückhaltung des Monarchen bei Professoren- 
ernennungen das ganze Jahrhundert hindurch war, zeigt sich, 
wenn von dieser Regel ausnahmsweise abgegangen wurde. Als 
1765 der Minister v. Fürst mehrere Professoren, darunter Kant 
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als Professor der Mathematik für Halle, vorgeschlagea hatte, 
schickte der König am 1. September 1765 von Neisse aus die 
Bestallungen unvollzogen zurück mit der Aufforderung, geschickte 
Leute, deren Gelehrsamkeit und Meriten avancieii seien, vor- 
zuschlagen. Für Kant war dies nicht besonders schmerzlich, 
da er inzwischen selbst in einem Schreiben an den Minister 
wegen seiner unzureichenden Kenntnisse in der Mathematik 
und aus Liebe zu seiner Heimat den Ruf nach Halle abgelehnt 
hatte. Eine persönliche Entscheidung Friedrichs des Grossen 
über die Besetzung der national ökonomischen Professuren wird 
später noch zu erörtern sein. 

Da jede Universiät stiftungs- und observanzmässig einen 
bestimmten religiösen Charakter hatte, mussten auch die Pro- 
fessoren diesem Bekenntnisse angehören. 

Anfangs wurde noch auf die äussere Religiosität sehr ge- 
sehen. Als 1711 der ausserordentliche Professor der juristischen 
Fakultät Jäger zu Frankfurt a. 0. sich um ein Ordinariat be- 
warb, berichtete der Geheime Rat Bartholdi, der gerade die 
LTniversität revidiert hatte, am 25. Januar 1712 über ihn, er 
habe grossen Zulauf, denn obgleich er sich für keinen profunde 
doctum ausgeben könne, habe er doch besondere suaden und 
facilitet zum dociren und um die Studenten für des Geheimen 
Rats v. Cocceji Vorlesungen mit Nutzen zu präparieren. Allein ob- 
gleich Leben und Wandel unsträflich, habe er doch die Kirche gar 
unfleissig besuchet. Professor Jäger, dem dieser Mangel jeden- 
falls schon in Frankfurt vom Geheimen Rate Bartholdi vor- 
gehalten worden war, hatte daher gleich vorsichtigerweise ein 
Zeugnis des Predigers Müller zu Frankfurt vom 25. November 
1711 eingereicht. In diesem hiess es, Professor Jäger habe ihn 
vor vielen Jahren zu seinem Beichtvater gewählet und sich zu 
rechter Zeit zum Gebrauche des hl. Abendmahles eingefunden; 
wenn er bisweilen vom Kirchengehen aussen geblieben, so sei 
dies nicht ex contemtu verbi divini geschehen, sondern, wie er 
den Pastor belehret, wegen seiner vielfältigen laborum, wesshalb 
er sich seine Privatandacht mit Bibellesen, Beten und Singen 
in seinem Museo privatissime habe halten müssen. Gewiss 
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ausserordentlich glaubhaft. Es wurde ihm zwar vorgehalten, dass 
ihn bei der Nähe der Kirche sein Benehmen nicht entschuldigen 
könne. Gleichwohl erfolgte seine Ernennung unter einer ent- 
sprechenden Ermahnung. 

Allmählich trat jedoch der religiöse Gesichtspunkt in den 
Hintergrund. Wenn die theologische Fakultät zu Frankfurt a. 0. 
am 16. Mai 1766 um Besetzung einer erledigten Professur mit 
einem reformierten Subjekte bat, so war sie dazu von ihrem 
Standpunkte aus vollkommen im Rechte. Immerhin nahm 
man Anstand, Personen von ausgeprägter religiösen Richtung 
zu wählen. Ein Bericht des Ministers v. Zedlitz vom 18. April 
1781 an den König erklärte es daher für bedenklich, auf 
hiesige Universitäten auswärtige reformierte Theologen zu be- 
rufen, da diese Leute mit einer strengen Orthodoxie eine grosse 
Intoleranz verbänden, er schlage daher ein Landeskind, Michaelis, 
vor. Ein „bene Frdr." billigte diese Politik des Aufklärungs- 
ministers. 

Schliesslich nahm man aber auch keinen Anstand, die 
Konfessionalität der Universität überhaupt in einzelnen Fällen 
zu durchbrechen. Am 4. Januar 1774 fragte der Minister 
v. Zedlitz beim Könige an, ob der Dr. med. Steinhauss als 
Katholik zum ausserordentlichen Professor der Medizin in 
Frankfurt a. 0. bestellt werden dürfe. Der König verfügte 
darauf eigenhändig: „Das thuet nicht wan er Habil ist, die 
Docters Seindt über dehm zu gute fisici um glauben zu haben.'' 
Selbst die Konfessionalität der theologischen Professuren wird 
nicht mehr beachtet. Wenn freilich am 17. November 1790 
der bekannte Eulogius Schneider als Katholik wegen der Ver- 
folgungen in Bonn durch Vermittlung des Herzogs von Braun- 
schweig um eine theologische Professur oder die Stelle von 
Ramler in der Akademie bat, so ging dieser Wunsch glücklicher- 
weise nicht in Erfüllung. Aber bei den beiden protestantischen 
Bekenntnissen durchbrach man doch die enge konfessionelle 
Geschlossenheit. Wenn ein Edikt vom März 1750 bestimmte, 
lutherische Theologen brauchten nicht in Königsberg und Halle, 
sondern könnten auch in Frankfurt studieren, da die dortigen 
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Testimonia ebenso giltig seien, so war andrerseits für ihr Be- 
dürfnis dort dui'ch ein Paar lutherische Extraordinariate gesorgt. 
Und schliesslich wurde auch der Reformierte Schleiermacher 
Professor an der stiftungsmässig lutherischen Fakultät zu Halle. 

Für die Besetzung der Professuren bestand dm^chweg der 
Stellenetat, so dass jemand nur allmählich von den unteren 
schlecht besoldeten in die höheren besser besoldeten Stellen 
aufrückte. Doch gab es hierauf keineswegs einen Rechtsanspruch. 
Häufig wurde eine auswärtige Berühmtheit sofort in die erste 
Stelle berufen, wie z. B. J. J. Moser 1736 nach Frankfurt a. 0., 
wodurch er, abgesehen von anderen Gründen, sofort in eine 
unhaltbare Stellung zu seinen Amtsgenossen kam. Ja es 
geschah sogar, dass dieselbe Stelle aus Versehen gleichzeitig 
zwei Personen übertragen wurde. Das gab dann natürhch 
Sturm und Verwirrung auf allen Seiten. 

So war 1 7 26 in der juristischen Fakultät zu Frankfurt Heineccius 
der Vorrang zugesichert, den dann Kolshorn bekam. Der gar nicht 
persönlich beteiligte Professor Bartholdi fühlte sich gemüssigt, 
dagegen Einspruch zu erheben, da der König als Kurfürst an 
die Reichsgesetze gebunden sei und nach diesen eine über- 
tragene Stelle nicht wieder entziehen könne. Cnyphausen 
fragte nach Eingang dieses Schriftstückes an, ob der König 
selbst befehlen wolle, wie Bartholdi zu bestrafen sei, oder die 
Sache dem Fiskal überlasse. Friedrich Wilhelm I. verfügte 
darauf: „Der Bartholdy ist ein grosser Narre alsso sollen sie 
Ihn suspendiren dass Tractament sollen einen zahlen, der aus 
Franecker ist (d. h. Heineccius) der soll ein gutter Man 
sein. F. W." Spätere Versuche Bartholdis, wieder zugelassen 
zu werden, blieben vergeblich, noch 1748 wurde sein Antrag, 
wieder Vorlesungen halten zu dürfen, abgewiesen mit dem Be- 
merken, es sei notorisch, dass dieser Mensch blöden Verstandes 
und von ganz ausnehmender Bosheit sei. 

Zwei Jahre später wiederholte sich derselbe Vorgang. Doch 
war diesmal Kolshorn der benachteiligte. Er war gegen Zahlung 
von 150 Thlrn. an die Rekrutenkasse für die vierte Stelle er- 
nannt worden, die nun ein anderer bekommen sollte. Gar be- 
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weglich wusste er in einer Eingabe vom 20. August 1728 dar- 
zustellen: „Wüste ich keine Gelder zur Recruten-Casse auf- 
zubringen, wenn ich nicht zugleich in professione erhalten 
würde, denn keinen removirten Mann wird je ein Frauen- 
Zimmer nebst so vielen Kindern heyrathen; kein ander Mittel 
als dmxh eine Heyrath das Geld zu erlangen, ist bey mir 
nicht möglich. — Hat mir Gott kein ander Talent als zu einem 
Professore und zum Bücher Schreiben gegeben." Trotzdem 
erhielt schliesslich die vierte Stelle der Professor Ring, der 
auch 150 Thlr. an die Rekrutenkasse zahlte. 

Häufig wurden die Professoren zunächst ohne Gehalt ernannt 
und mussten warten, bis vor ihnen eine besoldete Professur 
frei wurde. Diese Wartezeit war unter Umständen ziemlich 
lang. Der Prof. Graeven in Frankfurt-, 1731 zum ausserordent- 
lichen, 1737 zum ordentlichen Professor der juristischen Fakul- 
tät und zum Ilofrat ernannt, bat 1744 um Besoldung, da ihm 
die erste frei werdende zugesagt sei, er sie aber wegen Zurück- 
setzung durch den Hofrat Trier und seinen Anhang nicht er- 
halten könne. Ein Reskript vom 11. September 1744 erteilte 
ihm aber den wenig tröstlichen Bescheid: „Supplikant muss 
wegen gesuchter Besoldung annoch in Gedult stehen". 

Auch das im Mittelalter übliche Aufsteigen aus der philo- 
sophischen in Stellen der oberen Fakultäten mit besseren Ein- 
nahmen blieb fortgesetzt üblich. Aus dem finanziellen Grunde 
wurden auch häufig Professuren verschiedener Fakultäten mit 
einander verbunden. Der ordentliche Professor der juristischen 
Fakultät zu Frankfurt a. 0. Polack wurde am 16. April 1733 
auch zum Professor der Mathematik mit Besoldung ernannt, 
sollte diese Professur aber wieder abtreten, wenn er in der 
juristischen Fakultät zur Hebung gelangte. Damit war natür- 
lich ein Wechsel des Lehrfachs gegeben, der auch sonst häufig 
vorkam. So fragte beispielsweise das Ministerium 1764 bei 
der preussischen Regierung an, ob sich der Mag. Imm. Kant, 
den man gern befordern wollte, nicht für die erledigte Professur 
der Poesie eigne, die man gewöhnlich einem ausübenden Dichter 
übertrug. Die Regierung berichtete darauf allerdings, „dass er 
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sich auf die Dichtkunst bis dato wenig oder gar nicht appliciret, 
vielmehr die Philosophie und übrige, die Humaniora betreffende 
Wissenschaften sein Hauptwerk sein lassen". Kant musste 
daher wegen seiner mangelhaften dichterischen Thätigkeit noch 
sechs Jahre warten und erlangte erst 1770 im Alter von 
47 Jahren auf ein dringendes Gesuch an den Minister, dass er 
mit Sorgen in die Zukunft blicke, die erledigte Professur der 
Mathematik mit 166 Thlr. 60 p. Gr. Gehalt, die er dann 
mit dem Inhaber der Professur für Logik und Metaphysik 
tauschte. 

Hoch besoldete Professuren für bedeutende Gelehrte schuf 
man gewöhnlich durch Verbindung einer besoldeten Professur 
der oberen Fakultäten mit einer solchen der Philosophie, so 
z. B. füi- Heineccius zu Frankfurt a. 0. Dabei konnte es vor- 
kommen, dass ein Professor sogar Dekan in zwei Fakultäten 
war, wie Joh. Dav. Kypke 1753 in der theologischen und philo- 
sophischen Fakultät zu Königsberg, da ihn in beiden die Reihe 
getroffen hatte. 

Vielfach begann also ein Dozent seine amtliche Lehrthätig- 
keit mit einem philosophischen Extraordinariate, um allmählich 
mit Hilfe des Ministeriums weiter aufzusteigen. Auf diese 
Hilfe war man eben angewiesen, und das zeigt sich bisweilen 
in seltsamen Foimen. So gratulierten zum 1. Januar 1745 
sämtliche Extraordinarien der Königsberger philosophischen 
Fakultät in einem gemeinsamen Schreiben dem Oberkm^atorium 
und erhielten darauf ein gemeinsames Dankschreiben. Die 
ordentlichen Professoren hatten so etwas nicht mehr nötig. 
Die Extraordinariate selbst wurden in den höheren Fakultäten 
vielfach aus Ordinarien der philosophischen, sonst aus Privat- 
dozenten besetzt. Eine feste Anwartschaft auf ein Ordinariat 
war damit in der Regel nicht gegeben. Als die preussische 
Regierung Bedenken gegen die Ernennung weiterer Extraordi- 
narien in Königsberg hatte, erklärte der Minister v. Danckel- 
mann solche am 1. September 1756 teils zur Aufmunterung 
junger Dozenten, teils zur Aemulation der älteren Professoren 
nicht undienlich, zumal die Extraordinarien für sich kein Recht 
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auf ein Ordinariat hätten, es auch nicht auf die Anciennetät 
ankomme. 

Reisen neu ernannter Professoren ins Ausland wurden gern 
gesehen, wenn sie die Kosten selbst bestritten. Der M. Deutsch 
wird am 18. Dezember 1713 zum Prof. extr. historiae sacrae 
et linguarum orientalium ernannt mit Erlaubnis, zwei bis drei 
Jahre zu weiterer Habilitierung zu reisen auf ein Votum von 
Jablonsky, dass, da Impetrant die Unkosten zu der Reise nicht 
von Sr. Königl. Mjt. erbittet, sondern aus eigenen Mitteln her- 
nehmen will, hierin Sumtus privatus, Utilitas vero publica sich 
findet. Dabei berief man sich ausdrücklich auf den Vorgang 
von Lith^). 

Die Gehälter betrugen nach dem Halleschen Etat von 1709 
für Stryk 1 200, für den Konsistorialrat Breithaupt und Thomasius 
je 500 und füi* Francke, der ausserdem sein Predigtamt hatte, 
200 Thlr. In Frankfurt a. 0. beliefen sie sich 1721 für den 
Theologen auf 557 — 338, Extraordinarien 338, für Juristen auf 
500—200, für Mediziner auf 300—100, für die Philosophen 
auf 175—100 Thlr. In Königsberg hatte 1752 der Prof. jur. 
prim. Kowalewski 177,70, der erste Theologe 222,20, der 
Mathematiker 277,70 Thaler, sowie 33,30 Thlr. als Inspektor 
des Alumnats, andere 177,70 und 166,60 Thlr., dazu je 
26,60 Thlr. als Acciseäquivalent, ferner von den 5555 Thlr. 
50 Gr. aus dem verkauften Gute Thalheim je 22,20 Thlr., an 
Mühlengefällen aus der königlichen Rentei je 5,30 Thlr., zum 
Deputatgetreide je 35,30 oder 19,50 oder 9,70 Thlr., für Brenn- 
holz aus dem kgl. Holzgarten je 25 Thlr. In Duisburg waren 
die Gehälter nach der Universitätsrechnung von 1699/1700 bei 
den Theologen 375, bei den Juristen 300 und 200, bei den 
Medizinern 250, bei den Philosophen 200 und 100 Thlr., 1785 
werden die Gehaltssätze auf 270 Thlr. bis 437 Thlr. 30 Stüber 
angegeben. Eine grundsätzliche Änderung der Gehälter hat 
während der Periode nicht stattgefunden. Dabei gab es immer 
einige besonders hoch besoldete Professuren für bedeutende Ge- 
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lehrte. Sti'yk in Halle ist dafür ein Beispiel. Joh. Fr. Sam. 
Böhmer erhielt 1750 in Frankfurt a. 0. 800 Thlr. 

In den eraten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts zeigt sich 
das Bestreben, die Professuren über die statutenmässige Zahl zu 
vermehren und, um allen Ansprüchen gerecht zu werden, die 
Gehälter zu verringern. Dies erwies sich für die Universitäten 
sehr nachteilig, da man für die schlecht besoldeten Stellen 
keine bedeutenden Kräfte gewinnen konnte. Unter Friedrich 
dem Grossen ist daher namentlich der Minister v. Zedlitz be- 
müht, die Professuren wieder zu verringern und die frei wer- 
denden Gehälter zu Gehaltszulagen zu benutzen. Der König 
stimmte solchen Vorschlägen in der Regel zu, bisweilen wie 
bei den Anträgen auf Ernennungen mit skeptischen Randbemer- 
kungen. Am 10. November 1766 schlug der Minister v. Fürst 
vor, von der erledigten Hoffmannschen Besoldung Böhmer und 
Junker je 100 Thlr. zu geben. Darauf verfügte der König: 
„wen er habil ist guht, aber wo es ein Esel ist mus man einen 
anderen Suchen. Fr." Ganz allgemein wurde in dem Regle- 
ment für die Universität Halle vom 30. Dezember 1754 be- 
stimmt, das Concilium academicum solle aus 13 Mitgliedern 
bestehen, vier Juristen einschliesslich des Direktors und je drei 
aus den anderen Fakultäten, die der König benennen werde, 
das Gehalt der übrigen nach ihrem Abgange geteilt werden. 
Ausserdem war für jede Fakultät die Bestellung von zwei 
supernumerarii et assessores ohne Votum und Gehalt, die bei 
Erledigungen in die besoldeten Stellen einrückten, vorbehalten. 
Auch in Königsberg kommt mehrfach die Einziehung von Pro- 
fessuren vor, so 1765 von zwei medizinischen, da die Fakultät 
nur 5 Studenten zählte. Ebenso wurde am 2. Februar 1785 
der Antrag des Dr. phil. Johswich, ihm die vakante dritte 
juristische Professur zu übertragen, zurückgewiesen, da sie 
dermalen und bei der geringen Zahl dortiger Studierenden zu 
besetzen nicht nötig gefunden worden. Dabei kam man aller- 
dings 1787 dahin, dass Prof. Holtzheuer der einzige war, der 
juristische Kollegien las. 

Die Professoren hatten zum grossen Theile freie Wohnung, 
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bezogen in Frankfurt a. 0. auch noch Naturalien von den 
Gütern und allgemein Kollegiengeld. Nicht nur das letztere, 
sondern fast sämtliche Einnahmen hingen somit von der Zahl 
der Professoren ab. 

Die Universitätsgeschichten sind daher erfüllt mit Streitig- 
keiten unter den Gelehrten, die im letzten Grunde immer auf 
Brotneid beruhten und vom Ministerium nur mühsam geschlichtet 
werden konnten. So wurde am 17. Oktober 1713 durch ein 
Reskript von Printz der Mediziner Hoffmann zu Halle wegen 
versteckter Angriffe auf den Leibmedikus Gundelsheimer in 
seinen Disputationen, nachdem er bereits früher reversmässig 
sich verpflichtet hatte, die Angriffe zu unterlassen, des Cha- 
rakters als Hofrat und Leibmedikus entkleidet und gezwungen, 
eine Kaution von 4000 Thlrn. auf sein Vermögen, die bei 
etwaigen weiteren Angriffen verfallen sein sollten, zu unter- 
schreiben, auch für diesen Fall mit Verlust seiner Professur 
bedroht. Die berühmten Halleschen Juristen Ludewig auf der 
einen, Thomasius und Gundling auf der anderen Seite lebten 
beständig auf dem Kriegsfusse. Wenn Ludewig 1706 ein Kolleg 
ankündigte: „non ex rivulis, sed ipsis fontibus et incorruptis 
fidei monumentis docebo", so verfehlte Gundling nicht, am 
folgenden Tage dieselbe Vorlesung durch einen Anschlag mit 
den Worten anzukündigen: „non ex fontibus, sed ex ipso mari, 
quorsum redeunt fontes, docebo". 

In Frankfurt a. 0. übte in dieser Beziehung der Professor 
der juristischen Fakultät, Hofrat Trier, während der dreissiger 
und vierziger Jahre eine wahre Schreckensherrschaft aus, indem 
er mit seinem Anhange die Professoren der anderen Fakultäten 
in ihren Einnahmen zu schmälern, seine neuen juristischen 
Amtsgenossen aber überhaupt unmöglich zu machen suchte. 
Der medizinische Professor Cartheuser beschwerte sich am 
14. November 1740 bitter, wie Trier und seine Anhänger fort- 
führen, ihm Holz und Deputatkorn vorzuenthalten, so dass er 
kein Brot für seine Familie, kein Holz für sein Auditorium 
habe und auch Reisekosten und Fakultätssporteln nicht erhalte. 
Mit dem Juristen Heineccius war er gleich in Streit geraten, 
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hatte Schmähschriften gegen ihn veröirentlicht, wegen dereii 
ihm das Oberkuratorium am 18. Juli 1735 einen Verweis er- 
teilte und Abbitte anbefahl. Auch J. .1. Moser hatte es, ab- 
gesehen von seiner sachlich unhaltbaren Stellung als Professor 
und Aufsichtsorgan über die anderen Professoren, vorwiegend 
dem Widerstände von Trier und seinem Anhange zu danken, 
dass er in Frankfurt a. 0. zu keiner erspriesslichen Thätigkeit 
gelangen konnte. 

Noch schlimmer erging es dem Prof. v. Hackemann, der 
1741 aus Helmstädt in die juristische Fakultät zu Frankfurt a. 0. 
mit 300 Thlr. Gehalt berufen war. Er wurde erst von Trier 
gar nicht eingeführt. Dann berichtete Trier über Hackemanns 
Unfähigkeit, infolge deren er kein Kolleg zu Stande bringe. 
Hackemann liess darauf zwei Studenten durch einen Notar 
vernehmen. Beide bezeugten ihm einen guten Vortrag und 
erklärten, sie seien fortgeblieben, weil sie gehört, er werde 
wieder fortgehen. Hackemann erbot sich nun zu einem öffent- 
lichen Certamen oder einer Disputation mit Trier. Die beiden 
wurden zu diesem Zwecke vom Ministerium (Cocceji, Brand, 
Arnim) auf den 2. Oktober 1741 nach Berlin geladen, nach- 
dem der König selbst auf den Vorschlag verfügt hatte: „guht. F." 
Trier erschien jedoch nicht, da ein solches Examen eine Blame 
für die Universität sei. Diese Ansicht w^urde ihm zwar vom 
Ministerium nachdrücklich verwiesen, doch wählte man jetzt 
einen anderen Ausweg. Hackemann sollte nunmehr drei Gegen- 
stände, de origine condictionum, de praestatione casus und de 
jure accrescendi, ausarbeiten, ex cathedra defendieren und sich 
von dortigen Professoribus juris in Gegenwart des Kanzlers 
V. Bismarck opponieren lassen. Auch diese Anordnung wurde 
am 21. Dezember wieder aufgehoben, da boshafte Leute zur 
äussersten Prostitution des Hackemann einen Auflauf veranstalten 
wollten, er sollte daher die Arbeiten nur zur Censur nach 
Berlin schicken. Hackemann blieb jedenfalls, zumal Trier 
zwei Jahre später auf seinen nicht ernst gemeinten Antrag, in 
dem er sich über den Eigennutz der Baumgartenschen Partei 
beschwerte, entlassen wurde, und erwarb sich durch letztwillige 
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Yerfügungen zu Gunsten der Professorenwitwen später noch 
grosse Verdienste um die Universität. 

Selbst dem fernsten Vorleben eines Gegners wurde nach- 
«[eforscht, um ihn zu vernichten. In Königsberg hatte man 
1737 entdeckt, dass der Professor der Theologie Salthenius 
1718 in Schweden, vierzehn Jahre alt, eine Verbündnisschrift 
mit dem Satan aufgesetzt hatte und deshalb mit Prügelstrafe 
belegt war. Auf ein Gutachten von Cocceji, Irwing, Jablonski, 
Wansberg, Roloff und Reinbeck wurde jedoch durch Reskript 
vom 26. Oktober 1737 bestimmt, er solle im Amte bleiben, 
da er sich gebessert habe, die Prügelstrafe in Schweden nicht 
infamant sei, auch, wie das Exempel des Apostels Paulus zeige, 
die gi'össten Sünder öfters die eifrigsten Bekenner und Lehrer 
der Kirche geworden seien. Dagegen sollte der Fiskal unter- 
suchen, wer das Gerücht aufgebracht habe. 

Solche Feindschaften setzten sich selbst über den Tod hinaus 
Ibii. Noch 1730 wusste Ludewig in einem Gutachten über die 
Universität Halle die mangelhaften Leistungen von Thomasius 
und Gundling nicht stark genug hervorzuheben. Hausen schrieb 
nach dem Tode seines früheren Freundes und Gönners Klotz, 
des bekannten Gegners von Lessing, über Klotz eine Schmäh- 
schrift. Darauf erschien 1772 eine Pseudonyme Gegenschrift: 
„Leben, Thaten und Charakter Herrn Carl Renatus Hausen pp. 
entworfen von Herrn Fuhrmann. Der niedern Klasse des 
schönen Geschlechts widmet das Leben Ihres Freundes der Ver- 
fasser." Der Inhalt war dem Titel entsprechend. Der Verfasser 
Hess sich trotz der Bemühungen des Ministeriums nicht er- 
mitteln. Prof. ühl in Frankfurt a. 0. sah sich nach dem Tode 
des Professors Böhmer, seines Amtsgenossen in der juristischen 
Fakultät, bewogen, sich beim Ministerium noch über verschie- 
dene Missbräuche seiner Amtsverwaltung zu beschweren. Darauf 
wurde allerdings die juristische Fakultät durch Reskript vom 
24. Juli 1772 beauftragt, dem Prof. jur. Uhl zu eröffnen, „dass, 
insofera er etwa gegen den Verstorbenen eine injurien Klage, 
welche doch niemahls bei dem Ober-Curatorio angebracht werden 
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kann, anzustellen gedenke, er wohl thun werde, sich bey einem 
Rechts Verständigen darüber Raths zu holen". 

Besondere ausserordentliche Leistungen des Staates an ein- 
zelne Professoren kommen fast niemals vor. 

Der Titel eines Hofrats und der noch höhere eines Ge- 
heimen Rates sind jedoch als Auszeichnungen üblich. Der 
Mediziner Ph. Ad. Böhmer verbat sich allerdings 1769 den 
Hofratstitel, obgleich das Patent schon ausgefertigt war, da es 
100 Thlr. Abgabe an die Chargenkasse kostete, und wollte statt 
dessen lieber Gehaltszulage. Letztere erhielt er dann aber 
nicht. Der Hoffiskal Mayer, der das Patent schon ausgelöst 
hatte, konnte nur mit Mühe sein Geld von der Staatskasse 
zurückerhalten. 

Eine grössere Leistung von Staatswegen erlangte nur Arnold 
von Dobroslav, der am 13. März 1736 zum ausserordentlichen 
Professor des kanonischen Rechts und der Philosophie zu Frank- 
furt a. 0. „aller vermuthlichen wieder Rede ohngeachtet" bestellt 
war, weil er sich von der römisch-katholischen zur evangelischen 
Religion gewandt. Er bekam auf seine Bitte, ihm „als Waisslein 
wenige Bücher allergnädigst zu schenken", vom Könige die 
Bücher des verstorbenen Dr. Eberti überwiesen. Dass die 
Eigentümer der Bibliothek füi* dieses königliche Geschenk ent- 
schädigt worden wären, ist nicht ersichtlich. 

Witwenversorgung war anfangs für Beamtenwitwen über- 
haupt nicht vorhanden. Hatte doch noch 1725 Friedrich 
Wilhelm I. einer Rentmeisterswitwe auf ihre Bitte um ein 
vakantes Gnadengehalt von 80 Thlrn. für sich und vier Kinder, 
während das fünfte in Aussicht stand, zur Antwort gegeben: 
„Wir sin nit in Spanischen Landen, da lauter Pensiones sin, 
sie ist ja jung. Sie muss handthieren und Ihr Brodt ehrl. 
weise verdienen. F. W." Mit den Professorenwitwen stand 
es nicht anders. 

Erst seit der Mitte des Jahrhunderts entstehen die Professoren- 
Witwen-Kassen, die an den einzelnen Universitäten als freie 
Ililfskassen der Universitätslehrer ins Leben traten. Die Hallesche 
wurde am 15. März 1767 vom Könige bestätigt und erhielt ein 
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besonderes Reglement. Glänzend waren die Unterstützungen 
keineswegs. Die Duisburger Kasse war 1750 mit einem Kapitale 
von je 20 Thlrn., das jeder Professor gab, und einem fort- 
laufenden Jahresbeiträge von 3 Thlrn. eines jeden begründet 
worden. Die Frankfurter Witwenkasse hatte 1769 eine Ein- 
nahme von jährlich 56 Thlrn. 15 Gr. 3 Pf. Davon erhielten 
drei Witwen je 18 Thlr. 21 Gr. 1 Pf. Eine gewisse Staats- 
fürsorge bildete es ausserdem, dass nach den Privilegien und 
Statuten der Universitäten den Hinterbliebenen die Einkünfte 
ein volles Gnadenjahr hindurch nachgezahlt wurden. Dies 
bezog sich aber nur aus Einnahmen aus Universitätsfonds, die 
aus königlichen Kassen gezahlten Gehälter und Zuschüsse zu 
solchen wurden wie in anderen Zweigen des Civildienstes nur 
ein Vierteljahr nachgezahlt. Eine Nachzahlung gestundeter 
Kollegienhonorare, die schon die Professoren selbst kaum er- 
hielten, hatten natürlich die Hinterbliebenen noch weniger zu 
erwarten. Es bedeutete daher einen erheblichen Fortschritt in 
der Füi'sorge, wenn am 26. März 1776 in Halle der Beitritt 
zur W^itwenkasse für alle ordentlichen Professoren, den Syndikus, 
den Sekretäi- und den Aktuar verpflichtend wurde. 

Die Entlassung aus dem preussischen Staatsdienste war für 
tüchtige Professoren nur sehr schwer zu erlangen. Der übliche 
Weg war der, dass die fremde Obrigkeit sich zunächst durch 
Übersendung einer Vokation versicherte, ob der Betreffende den 
Ruf annehmen werde, und sich dann unmittelbar beim Könige 
für die Entlassung verwandte. Da die Verweigerung der Ent- 
lassung dem fremden Staate gegenüber oft nicht gut möglich 
war, wurde schon die Annahme der Vokationen unterbunden. 
Ein Reskript vom 21. April 1733 sprach allgemein den Befehl 
aus, Professoren sollten ohne höhere Erlaubnis keine fremden 
Vokationen annehmen, „massen Sie lieber noch geschickte und 
im Beruft* stehende Professores in dero Land ziehen, alss der- 
gleichen aus dem Lande ziehen lassen wollen". 

Auf der einen Seite galt der Grundsatz, dass Landeskinder 
oder solche, die im Lande ihr Glück gemacht hatten, nicht zu 
entlassen seien. Dieser Bescheid wurde wenigstens 1739 dem 
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Professor Fleischer zu Frankfurt a. 0. zu Teil, als er einen 
Ruf nach Utrecht annehmen wollte. Auf den Bericht des 
preussischen Gesandten in Wien, Geheimen Rats v. Brand vom 
3. Juli 1726, J. H. Böhmer aus Halle solle nach Wien berufen 
werden, verfügte der König: „Von Ilgen, absolute soll Böhmer 
nit hin nach Wienn, soll es Ihm in meinem Nahmen verbieten/ 
Selbst als der Herzog zu Braunschweig den unbedeutenden 
juristischen Professor Wolff aus Halle 1731 haben wollte, 
lautete die Antwort des Königs: „gehet nit an. Wo Er aber 
12 Mann von 6 Fus und ein Zoll haben will, gut." Friedrich 
der Grosse teilte diesen Standpunkt. Bei der Entlassung von 
Chr. Wolff aus Marburg nach Halle hatte er allerdings dem 
Könige von Schweden als Landgrafen von Hessen-Kassel am 
25. Oktober 1740 seine Bereitwilligkeit zu Gegendiensten bei 
der nächsten „Gelegenheit, so ich mit sonderbahrer Begierde 
zu suchen nimmer unterlassen werde", versichern lassen. Als 
nun aber der Landgraf von Hessen-Kassel sich den berühmten 
Juristen Heineccius aus Halle nach Marburg ausbat unter 
Berufung darauf, dass er erst kurz zuvor Chr. Wolif 
wieder aus Marburg nach Halle entlassen habe, erfolgte am 
5. Mai 1741 im Lager zu Mollwitz die mündliche Resolution 
„gehet nit an, man muss ihn persuadiren in Halle zu bleiben, 
wo er mit der Zeit seine Verbesserung haben kann." Ehe nun 
aber der ablehnende Bescheid dem Landgrafen von Hessen- 
Kassel mitgeteilt werden konnte, starb Heineccius. An seine 
Stelle berief man den Professor Cramer aus — Marburg! Aller- 
dings vergeblich. 

Andererseits zog man keineswegs die entgegengesetzte 
Folgerung, dass Ausländern oder Personen, die erst seit kurzem 
im Lande waren, die Entlassung zu gewähren sei. So wurde 
sie 1766 von Friedrich dem Grossen dem Geheimen Rat Klotz 
und dem Historiker Hausen zu Halle — letzterer war un- 
besoldeter Extraordinarius und erst kurz zuvor aus Leipzig 
berufen — verweigert, als sie zu hoch besoldeten Stellen an 
der Ecole militaire in Warschau einen Ruf erhalten hatten, 
bei Klotz mit der Verfügung: „Nein Man Mus Ihm flatiren mit 
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eiuer Zulage. F." Ebenso erging es in demselben Jahi-e dem 
Professor der Poesie Lindner zu Königsberg, der erst ein Jahr 
zuvor aus Riga berufen war und noch einen grossen Teil seines 
Vermögens dort hatte. Auf eine Anfrage des Ministers v. Fürst, 
ob Lindner einen Ruf nach Petersburg als Prediger und Direktor 
der Petrischule mit 1000 Rubeln Besoldung annehmen dürfe, 
da sich der russische Gesandte, Fürst Dolgorucki, beim Aus- 
wärtigen Departement für ihn verwandt habe, verfügte der 
König: „ich wil nicht das man mihr leute aus dem Land 
debauchire. F." 

Nur wenn man einen Professor für unfähig hielt, war man 
geneigt, ihn gehen zu lassen, ihm womöglich noch ein 
glänzendes Zeugnis auszustellen, damit er anderwärts sein Unter- 
kommen finde. 

Bei der Schwierigkeit, die Entlassung zu erhalten, zog es 
1744 der Professor Schmauss, der eben erst von Göttingen nach 
Halle berufen war, vor, einfach nach Leipzig durchzubrennen. 
Unter dem Verwände, von einer Wohnung in die andere ziehen 
zu wollen, hatte er alle seine Sachen aufgepackt, zog aber mit 
ihnen nicht in die neue Wohnung, sondern zum Thore hinaus. 
Ein Bericht vom 25. Oktober 1744 sprach sich über die 
wahrscheinlichen Gründe dahin aus, er sei fortgegangen, 1. weil 
er mit Huren Haus gehalten und seine rechte Frau von sich 
gejagt, was ihm abseits seiner Herren Kollegen verschiedene 
reproches zugezogen, 2. keine Fakultätsarbeit habe übernehmen 
wollen, da er seine profectus in iure zu schwach befunden, 
3. ihm die Besoldung zur Deckung der Chargensteuer vor- 
enthalten sei. „Die Universitaet verliehrt an Ihm einen ge- 
schickten publicisten, aber dabey auch ratione der conduite 
und übrige studia ein sehr massiges und schlechtes subjectum". 

Ebenso war nach einem Berichte des Ministers v. Fürst 
vom 20. Januar 1769 ein Jurist aus Duisburg, Professor Carrach, 
ohne Dimission des Nachts entwichen und in Kiel Professor, 
Vicekanzler und Etatsrat geworden. Auch hier blieb der Trost 
um den Entschwundenen: „An ihm selbst ist nichts verlohren, 
da er ein confuser intriguanter und böser Menscli und seine 



— 122 - 

Gelehrsamkeit sehr superficielle ist." Leider hatte er auch 
Akten mitgenommen, die erst durch Vermittlung des auswärtigen 
J)epartements reklamiert werden mussten. 

Erst nach dem Tode des grossen Königs fühlt sich das 
Beamtentum in seiner Stellung gefestigt und sucht diese auch 
rechtlich zu sichern. Auch für die Professoren bedeutete es 
daher einen bedeutenden Fortschritt, wenn das A. L.-R. II, 10 
§ 95 bestimmte, dass die Entlassung eines Beamten nur bei 
erheblichen Nachteilen für das gemeine Beste verweigert werden 
solle. Die Entlassungsgesuche unter dem Vorwande auswärtiger 
Vokationen, die man gar nicht anzunehmen beabsichtigte, 
wurden jetzt von den Professoren geradezu benutzt, um Gehalts- 
erhöhungen zu erzwingen. Das Ministerium beklagte sich oft 
bitter über diesen Wucher der Professoren. Schliesslich grift" 
man zu dem einfachen Mittel, keine Anerbietungen mehr zu 
machen, um jemanden zu halten, sondern jedes Entlassungs- 
gesuch grundsätzlich zu gewähren. Man war damit bei dem 
entgegengesetzten Grundsatze angelangt, als bisher geherrscht 
hatte. Zunächst trat dabei allerdings ein grosser Wechsel unter 
den Professoren ein, aber die Entlassungsgesuche als Druck- 
mittel auf das Ministerium waren nunmehr beseitigt. 

Die Versetzung von einer Universität an die andere mussten 
sich die Professoren ohne weiteres gefallen lassen. Den be- 
rühmten Juristen Heineccius, anfangs in Halle, demnächst 1723 
nach der niederländischen Universität Franeker entlassen und 
endlich nach Frankfurt a. 0. berufen, hatte sich der Kanzler 
V. Ludewig wieder nach Halle zur Hebung der dortigen Uni- 
versität erbeten. Inzwischen verlautete, er wolle einen Ruf 
nach Kopenhagen mit 23GO Thlr. Gehalt annehmen und heimlich 
(las Land verlassen. Cocceji und Reichenbach berichteten dies 
am 22. April 1733 dem Könige. Dieser verfügte darauf einfach: 
„Heineccius soll vor Pfingsten in Halle sein oder ich Ihn mit 
die Hescher nach Halle bringen lasse. Fr. W." 

Auf der einen Seite durchweg gebunden, hatten die Pro- 
fessoren andererseits keinen gesicherten Anspruch auf Stelle 
und Gehalt. Die geringste Unzufriedenheit, ja die Vermutung, 
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flass Unfähigkeit der Profeöjsoren an dem Sinken der Universität 
schuld sei, konnte die sofortige Entlassung oder Minderung des 
Gehalts zur Folge haben. 

Es ist bekannt, dass Chr. Wolff infolge seines Streites mit 
den Halleschen Pietisten beim Könige wegen seines Determinismus 
verleumdet wurde, als ob nach diesem desertierende Soldaten 
nur ihrer Vorherbestimmung folgten und nicht bestraft werden 
könnten, und deshalb durch königlichen Befehl vom 8. November 
1723 seines Amtes entsetzt und angewiesen wurde, bei Strafe 
des Stranges binnen 48 Stunden Halle und alle königlichen 
Lande zu verlassen. Der Sturm dieses königlichen Unwetters 
blieb nicht auf Halle beschränkt. Durch Kabinettsordre vom 
27. November 1725 wurde auch der Königsberger ausserordentliche 
Professor der Physik, Fischer, verbannt und lebte seitdem, da 
seine Frau in Königsberg eine Brauerei besass, von seiner 
Familie getrennt, in Danzig. Auf eine von Cnyphausen ein- 
gereichte Rechtfertigungsschrift Fischers hatte der König 1726 
verfügt „sol abweissen ich wil auf meinen universiteten keine 
Principia, die nit mit dem Neuen Testament übereinkomen 
statuiret wissen. F. W." Wiederholte Bitten der Frau des 
Verbannten blieben ohne Erfolg. Cocceji bemerkte 1731 auf 
eine solche: „Es hat dieser mann. Wie ich Vernommen, mit 
dem bekannten professor Wolf zugleich ein consilium abeundi 
bekomen." ßeichenbach fügte vorsichtig hinzu: „rebus sie 
stantibus würde es wohl nicht ratsam seyn, desshalb Vor- 
stellung zu thun, es würde wohl am sichersten seyn, wenn 
man die Supplicantin immediate an Se. Kl. Mt. vei'wiese." Erst 
durch Kabinettsordre vom 16. Oktober 1732 erhielt Fischer die 
Rückkehrerlaubnis unter der Bedingung, dass er sich ruhig 
halte und nicht um die Universität kümmere. Wahrscheinlich 
aus ähnlichen Gründen wurde am 19. April 1732 der neu er- 
nannte Professor der Logik und Metaphysik in Königsberg, 
Suchland, Sohn eines Pfarrers, dem die theologische wie die 
philosophische Fakultät die besten Zeugnisse gaben, verbannt. 
Die Veranlassung ist aus den Akten nicht ersichtlich. 

So schroff ging man natürlich nicht immer vor, aber die 
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Entlassung schwebte doch allgemein im Hintergrunde und 
bildete das wirksamste Drohmittel. Als die juristische Fakultät 
zu Halle am 11. Oktober 1720 gegen die Ernennung von 
Sperlette zum ordentlichen Professor Einspruch erhob, da er 
ganz unfähig sei, auch noch nicht, wie vorgeschrieben, disputiert 
habe, wurde ihr am 21. Oktober von Printz der Bescheid, es 
müsse dabei bleiben, da er eigenhöchsthändig ernannt sei; 
„solte sich aber finden, dass Er solcher function nicht gewachsen 
und nicht gebührend vorstehen könte, so soll er auch wieder 
cassiret und abgeschaffet werden". 

Unfähige Professoren suchte man zunächst durch einen 
Amtsgenossen freiwillig zum Gehen zu bestimmen, stellte ihnen 
auch, wenn sie Aussicht hatten, anderswo ein Unterkommen 
zu linden, glänzende Zeugnisse aus. Wenn dies aber alles nichts 
half, so erfolgte einfach die Entlassung. 

8o erging es 1737 J. H. Moser in Frankfurt a. 0., den 
zuerst J. H. Böhmer, weil er ihn empfohlen, wieder fortschaffen 
sollte. Da dies ohne Erfolg blieb und sich inzwischen weiterer 
Zündstoff angehäuft hatte, erhielt er am 14. Februar 1739 in 
den gnädigsten Ausdi*ücken sein Entlassungsgesuch gewährt, das 
er überhaupt gar nicht gestellt hatte*). 

Ebenso wurde am 7. März 1737 der Professor der Theologie 
Jablonsky in Frankfurt a. 0. vom Ministerium beauftragt, seinen 
Amtsgenossen Gyöngyössi, einen ungarischen protestantischen 
Flüchtling und anglikanischen Geistlichen, da er nichts leistete. 
zu freiwilliger Abtretung seines Amtes gegen notdürftigen 
Unterhalt geneigt zu machen. Auch dieser Versuch war nicht 
von Erfolg begleitet, Jablonsky konnte am 10. April 1737 nur 
berichten, Gyöngyössi wolle nicht, da „er von seinen eigenen 
meriten gar gute gedanken hat, und sich in der That eine 



^) Vgl. meinen Aufsatz „Johann Jakob Moser als Professor in Frank- 
furt a. 0." in den Forschungen z. brand. u. preuss. Geschichte Bd. H 
(1898), S. 29 ff. Die verbreitete Ansicht, Moser sei infolge der von 
Friedrich Wilhelm I. veranstalteten Narrendispntation freiwillipr ffejranppn. 
entbehrt jeder Begründung. 
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Zierde der hiesigen Teolog. Facultet zu seyn glaubt." Das Er- 
gebnis war auch hier die einfache Entlassung, zum schlechten 
Tröste nicht für Gyöngyössi allein. Am 15. Januar 1740 er- 
ging trotz der Warnung der Universität vor dem schlechten 
Eindrucke im Auslande und gegen die Vorstellung des 
Ministeriums ein königlicher Kahinettsbefehl: „Sr. Kgl. Majestät 
in Preussen, erteilen dero departement der geistlichen Sachen 
auf dessen Vorstellung vom 7. h. dieses in antwort, dass die 
beiden professores in Franckfurth, Ring und Gyongyossi, so 
unvermögend zm* arbeit sind, sogleich dimittiret seyn sollen." 

Nur selten Hess man, wenn man einmal einen Professor 
als unfähig erkannt hatte, die Sache auf sich beruhen. Am 
28. September 1749 verfügte der Minister v. Danckelmann an 
die Professoren Chr. Wolff und Büchner in Halle ohne äussere 
Veranlassung: „Weil Wir in gar langer Zeit keine Specimina 
eruditionis et diligentiae von dem Hof Rath und Professore 
Hoffmann gesehen, und dahero Ursach zu glauben haben, dass 
Er sich negligire, so habt Ihr pflichtmässig zu berichten, ob 
Er noch fleissig CoUegia lese und applausum zu erwerben 
suche." Der Bericht lautete dahin, er fange regelmässig an, 
müsse also wohl die Intention haben, applausum zu erwerben, 
aber die Studenten verlören sich häufig. „Es ist aber der 
applausus auf Universitäten nicht eine Sache, die auch der 
geschickteste und berühmteste Professor so in seiner Gewalt 
hat, wie er es verdiente." Darauf wurde nichts weiteres ver- 
anlasst. Die Verfügung lautete: „reponatur, ob wohl die in 
diesem Bericht angeführte Umstände eben nicht vermögend 
sind, eine bessere idee von dem p. Hoffmann zu machen. 
Danckm". 

Sonst wurde bei vermeintlich geringen Leistungen auch 
ohne weitere Anhörung der Beteiligten ihr Gehalt erheblich, 
etwa auf die Hälfte gekürzt. 

An die Universität Frankfurt a. 0. erging am 30. Dezember 
1742 eine königliche Kabinettsordre: „Sr. Königl. Maj. in 
Preussen, Unser AUergnädigster Herr, finden nicht nöhtig, so 
viele Professores auf dero Universität zu Frankfurth an der 
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Oder, welche weder durch Lesen noch sonst der Universität 
einigen Nutzen schaffen, dergleichen wichtige Besoldung, wie 
Sie bisher gehabt, zu lassen, I^nd befehlen dahero gedachter 
Univei-sität hiermit, so fort die Veranlassung zu machen, dass 
dem Professor Grillo künftig nicht mehr als 200 Thlr., dem 
Professor Trier 2(X) Thlr., dem Professor Hackemann 100 Thlr., 
dem Professor Polack 100 Thlr. jährlich ausgezahlet werden 
sollen, allermassen dieselbe durch ihren Fleiss sich ein mehreres 
zu erwerben suchen müssen. Wegen der übrigen professoren 
reserviren sich Seine Königl. May. die Sache noch näher unter- 
suchen zu lassen und diejenige, welche keinen applausum haben 
auch durch ihren Fleiss und modum proponendi solchen zu 
erwerben nicht vermögen, auf gleichen Fuss zu tractiren, dem 
Professor Gyongyössi (der schon entlassen war) soll indessen 
angedeutet werden, dass er künftig keine Disputationes noch 
sonst etwas drucken lassen soll." Erst allmählich und auf 
wiederholte Gesuche erhielten die Professoren ihr Gehalt wieder. 
Am spätesten gelang dies dem Professor v. Hackemann, der 
1744 auf ein Zeugnis des Feldmarschalls v. Schwerin über 
seinen Fleiss 1(X) Thlr. und 1 747 auf ein Attest des Direktors 
und Ordinarius Professor Fleischer über sein gutes Verhalten 
und seinen Fleiss weitere 100 Thlr. wieder beigelegt erhielt. 
Noch schlimmer erging es dem Kanzler v. Ludewig in 
Halle, dem hervorragenden Publicisten, der eine Zierde der 
Universität bildete und mit seinen alles beweisenden Rechts- 
deduktionen sich um den preussischen Staat hervorragende 
Verdienste erworben hatte und später noch erwarb. Sein Fehler 
bestand in den hohen Einnahmen, die er namentlich aus Rechts- 
gutachten zog. Als 1732 dem unbedeutenden Jm-isten Wolff 
die Entlassung nach Braunschweig vei-sagt war, verfügte der 
König, dass er „indessen aber doch zu seiner sustentation von 
dem bissherigen Tractament des Cantzlera Geh. Rath v. Ludewig 
vierhundert Thaler jährlich abhaben solle, weil dieser reiche 
Mann doch wohl mit dism übrigen ausskommen kan". Auf 
die Vorstellung der juristischen Fakultät, dass Wolff nicht ein- 
mal ein Kolleg zu Stande gebracht habe, erfolgte die mündliche 
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Resolution an Cocceji, „ohne raisoniren soll liUdwig die 400 Thlr. 
verlihron". 

Auch hier kommt das nach dem Tode Friedrichs des 
Grossen immer stärker sich geltend machende Bestreben der 
herrschenden Klasse, des Berufsbeamtentums, sich in ihrer 
Stellung und in ihren Einnahmen gegen willkürliche Eingriffe 
von oben zu sichern, den Professoren zu Gute. Willkürliche 
Massregeln wie die oben geschilderten waren nach der land- 
rechtlichen Kodifikation schon rechtlich ausgeschlossen. Die 
Entlassung eines Professors, der nichts verschuldet hatte, oder 
eine Gehaltsherabsetzung kommt unter Friedrich Wilhelm II. 
und Friedrich Wilhelm III. nicht mehi* vor. Immerhin war 
es ja sehr zweifelhaft, wann ein Verachulden eines Professors 
vorlag, und namentlich das WöUnersche Regiment zeigte, dass 
die Garantien eines Rechtsschutzes des Beamten trotz der ver- 
änderten Rechtsanschauungen nicht eben verstärkt worden 
waren. 

Unter Friedrich Wilhelm III. suchte man wenigstens durch 
ein förmliches gerichtliches Verfahren bei ungebührlichem Ver- 
halten eines Professors jeden Schein willkürlichen Verhaltens 
zu vermeiden. Eine besondere Rechtssicherheit oder auch nur 
das Gefühl, gegen Willkür gesichert zu sein, wurde freilich 
auch auf diesem Wege nicht gewährleistet. 

Am 8. Juli 1798 beschwerte sich ein Rittmeister v. Rothen- 
burg über den Rector Madihn zu Frankfurt a. 0., der am Hul- 
digungstage bei öffentlicher Tafel geäussert habe. Seine Majestät 
würden gewiss nicht so huldreich und gnädig sein, wenn die- 
selben nicht am Rhein so gute Lehren erhalten hätten. Dann 
sollte er auf Widerspruch noch Angriffe auf Verwaltung und 
Verfassung, Ungleichheit der Abgaben und Erbadel und Vor- 
rechte gerichtet und schliesslich die bedienenden Soldaten mit 
Wein regaliert und ihnen Reden gehalten haben. Der Beschul- 
digte bestritt dies alles und stellte den Vorfall ganz unschuldig 
dar. Etwas Bestimmtes konnte wegen mangelnder Nüchtern- 
heit aller Beteiligten nicht ermittelt werden. Das Ministerium 
schlug daher dem Professor Madihn einen Vergleich vor, wo- 
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nach die fiskalische Untersuchung gegen einen Verweis und 
Übernahme der bisher entstandenen Kosten durch den Beschul- 
digten niedergeschlagen werden sollte. Madihn ging hierauf 
trotz des Gefühls seiner T Unschuld ein, und so wurde durch 
königliches Reskript vom 4. März 1799 die Untersuchung nieder- 
geschlagen, dem Beschuldigten ein Verweis erteilt, und die 
Kosten auferlegt. Das waren die Folgen des Huldigungsmahles. 

Bei Vermögensverfall war die ganze Einnahme des Pro- 
fessors dem Zugi'iffe der Gläubiger ausgesetzt, ohne dass er 
selbst in seinem notwendigen Lebensunterhalte vom Staate ge- 
schützt worden wäre. In Halle war 1740 ein ordentlicher Pro- 
fessor der Philosophie dmxh Unglücksfälle, zuletzt den Tod 
seiner Frau, in Not geraten, so dass er seine Besoldung den 
Gläubigern hatte abtreten müssen. Da er mit sechs erwachsenen 
Kindern in grosser Not war und ihm oft das Brot gebrach, bat 
er am 17. Dezember 1740 um Anweisung, dass ihm wenigstens 
das Osterquartal seines Gehaltes gezahlt werde. So weit wollte 
das Ministerium nicht in Privatrechte eingreifen. Es wies daher 
am 21. Dezember die ITniversität nur an, sie solle die Gläubiger 
disponieren, dass sie sich mit einem Drittel bis der Hälfte der 
Besoldung auf Abschlag contentierten, „denn wenn der Ai-me 
Mann bey diesen theuren Zeiten, von seiner Besoldung gar 
nichts Bekomen solte. Er nebst seiner Zahlreichen familie würde 
crepiren müssen, alsdann die Creditores noch viel weniger zu 
Ihrer Zahlung gelangen werden". 

Wissenschaftliche Vereine unter den Professoren sind selten. 
So hatten sich 1 743 zu Königsberg Flottwell, Mannovius, Rump, 
Engel, Kannholtz und Reiffstein für sich und andere geschickte 
Leute in einer Gesellschaft vereinigt, um durch gründliche 
t^ntersuchung der deutschen Sprache und aller darin möglichen 
Schreibart derselben Aufnehmen und nötige Ausbesserung be- 
sonders in den preussischeu Landen zu befördern. Diese „teutsche 
Gesellschaft zu Königsberg" erhielt am 18. August 1743 eine 
Allerhöchste Concession. Sie wurde hiernach als erlaubte Ge- 
sellschaft bestätigt und ermächtigt, sich einen Protektor aus 
den Mitgliedern der Regierung und einen Präsidenten aus den 
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Professoren zu wählen. Zunächst wurden Ober -Marschall 
V. Wallenrodt und Oberhofgerichtsrat Quandt in dieser Eigen- 
schaft bestätigt. Die Gesellschaft durfte ein besonderes Siegel 
führen und genoss Zensurfreiheit für die von sämtlichen Mit- 
gliedern gebilligten Schriften. 

§ 7. Der äussere Lehrbetrieb. 

Die Grundlage füi* die Lebrthätigkeit bildet die Einteilung 
in Semester, die nur durch kurze Ferien unterbrochen wurden. 

Für Halle ordnete die königliche Resolution vom 30. De- 
zember 1730 an, dass ausser den Feiertagen nur während der 
Leipziger Messferien eine Unterbrechung der Vorlesungen statt- 
finden düife. In Königsberg wurden durch das Reskript vom 
16. Oktober 1732 die Hundstagsferien abgeschafft, Weihnachten 
und Ostern sollten je vierzehn Tage, Pfingsten acht Tage Ferien 
sein. In Duisburg waren noch 1781/82 Ferien nur acht Tage 
vor Ostern bis zum 30. April und acht Tage vor Michaelis bis 
zum 14. Oktober. Im allgemeinen macht sich aber das Be- 
streben nach Verlängerung der Ferien geltend. So wurde in 
Königsberg 1784 gelesen vom 25. April, 6. Mai bis 3., 24., 
28. September, vom 8., 9., 20. Oktober bis 26. März, 3., 28. April. 
Die Dauer schwankt also um Monate nach dem Belieben des 
Einzelnen. In Halle hatte man 1787 den Beginn der Sommer- 
vorlesungen bereits auf Mitte Mai hinausgeschoben, nur ein 
Professor, Causse, behauptete, sie fingen Anfang Mai an. Gegen- 
über diesen Neigungen nach Ausdehnung der Ferien schien 
endlich ein Einschreiten der Aufsichtsbehörde erforderlich. Am 
28. November 1797 wurde die Universität Frankfurt a. 0. nach 
dieser Richtung vom Ministerium zu Vorschlägen wegen Ab- 
stellung des Missstandes aufgefordert. Das Ergebnis war eine 
Kabinettsordre vom 31. Juli 1798. Nach dem Vorbilde von 
Göttingen wurde allgemein bestimmt, es solle bis acht Tage 
vor Ostern und Michaelis gelesen und vierzehn Tage nach 
Ostern und Michaelis wieder angefangen werden. Der zu er- 
wartenden Einrede der Professoren, sie seien früher fertig ge- 
worden, war gleich vorgebeugt durch die Bestimmung, sie 

Born hak, Preussische Uni versitäts Verwaltung. 9 
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sollten in diesem Falle bis zu dem vorgeschriebenen Semester- 
ende eiiie allgemeine Wiederholung und Übersicht des gehaltenen 
Kollegs geben. Trotzdem riss sofort wieder eine Verlängerung 
der Ferien ein, nunmehr aber, da ein früherer Schluss versagt 
war, am Anfange, indem man sich darauf berief, dass die 
Studenten nicht eher kämen. Besonders die Universität Halle 
suchte auf diese Weise eine Verlängerung der Ferien zu er- 
ziehen. Es erging daher an sie am 24. Januar 1800 ein Er- 
lass, in dem die Dozenten angewiesen wurden, trotzdem zu 
lesen und auf Widerspenstigkeit der Studenten keine Rücksicht 
Äu nehmen. 

Trotz des herrschenden Semestersystems, das durch kurze 
Oster- und Michaelisferien unterbrochen wurde, haben sich 
einzelne Reste der alten Jahreseinteilung ziemlich lange erhalten. 

Zunächst Hess man es ausnahmsweise zu, dass grössere 
Kolkgs das Jahr durchgelesen wurden. Besonders das Patent 
vom 4. Juni 1721 gestattete dies. 

Aber auch die Dozenten selbst nahmen in Erinnerung an 
die alte Jahreseinteilung vielfach keinen Anstand, eine Vor- 
lesung, mit der sie in dem einen Semester nicht fertig geworden 
waren, das andere hindurch fortzusetzen. Hierin lag nicht nur 
eine Schädigung der Studenten, welche die Universität ver- 
liessen, auch die auf der Universität verbleibenden Studenten 
wurden dadurch in der Annahme neuer Vorlesungen behindert. 
Die Aufsichtsbehörde schritt daher gegen dieses Hinüberlesen 
stets mit grösster Entschiedenheit ein. Statt dessen kam nun 
das Duplieren und Triplieren der Vorlesungen auf. Auch dieses 
wurde wiederholt verboten, so noch um 3. September 1798, 
da der Dozent sich von Anfang an mit seinen Vorlesungen in 
geeigneter Weise einrichten müsse. 

Den Plan der Vorlesungen gab der vor Beginn jedes 
Semesters aufgestellte lateinische Lektionskatalog. Die Einleitung 
enthielt gewöhnlich einige nichtssagende Bemerkungen wie z. B. 
darüber, dass der Sommer wieder anbreche, oder wie nützlich 
das Studium sei. Nur vereinzelt wählt der Verfasser nahe 
liegende praktische Fragen. Der Königsberger Lektionskatalog 
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vom März 1791 knüpft z. B. an eine von Diogenes Laertius 
erzählte Anekdote über Aristipp an. Dieser erwiderte einem 
Vater, der über die Höhe des für den Unterricht seines Sohnes 
geforderten Honorars erstaunt war und meinte, dafür könne 
man schon einen Esel kaufen: „Eme et habebis duo." Damit 
war der Boden geebnet, Mahnungen zu pünktlicher Honorar- 
zahlung an die Studenten zu richten, die „operam fere gratuitam 
a magistro exposcere non erubescunt". Das ist einmal eine 
erfrischende Ausnahme unter den langweiligen Prooemien. 

Die Vorlesungen im allgemeinen unterlagen einer doppelten 
Kontrolle der Aufsichtsbehörde, durch Prüfung des Lektions- 
katalogs und der gehaltenen Vorlesungen. 

Der Entwurf des Lektionskatalogs war in jedem Semester 
vor dem Drucke dem Ministerium zur Genehmigung ein- 
zureichen. 

Das gab dem Ministerium Veranlassung, die Vollständigkeit 
der Vorlesungen zu prüfen und auf Ergänzungen zu dringeiv 
Dies geschah namentlich in Bezug auf praktische Übungen und 
Examinatorien für Halle schon in der königlichen Resolution 
vom 30. Dezember 1780, später besonders durch den Minister 
V. Zedlitz. Die Bedürfnisse des Staatsdienstes spielten dabei 
immer die erste Rolle. So wurde am 9. Februar 1784 der 
juristischen Fakultät zu Frankfurt a.O. bemerkt: „Ein Relatorium, 
wo die jungen Leute gewöhnt werden, aus etwas weitläufigen 
Akten concise und richtige Relationen zu machen, ist vorzüglich 
wichtig. Mit demselben könnte ein eigentliches sog. Practicum 
relatorium verbunden werden, wo man lernt, ProtocoUe auf- 
zunehmen und die übrigen im Gange eines Rechtsstreits vor- 
kommenden Schriften zu entwerfen." Aber auch wichtige 
andere Vorlesungen wurden oft vermisst, bei den Juristen 1781 
sogar römische und deutsche Rechtsgeschichte auf einmal. 
Zum Teil trug hierzu allerdings die mangelhafte Besetzung der 
Frankfurter Juristenfakultät bei. Aber auch in der dortigen 
theologischen Fakultät waren 1784 mehrere Professuren un- 
besetzt und hinsichtlich der Juristen musste sich 1789 das 
Ministerium selbst den Trost zusprechen: „In der Jurisprudenz 

9* 
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ist manches zu desideriren, welches aber, da die grösste Hälfte 
dieser Fakultät aus Invaliden besteht, dermalen nicht wohl ins 
Werk zu richten ist." Die Rügen der Unvollständigkeit der 
Vorlesungen sind für Frankfurt a. 0. verhältnismässig am zahl- 
reichsten. In Halle stellten sich bei der durchweg vorzüglichen 
Besetzung der Fakultäten verhältnismässig wenige Mängel 
heraus, und andererseits in Königsberg und besonders in Duis- 
burg waren die Zustände im allgemeinen so trostlos, dass man 
nichts weiter sagen konnte. 

Bei Ankündigung der Vorlesung musste nach einem Er- 
lasse vom 31. März 1781 jeder Dozent das Kompendium mit 
anzeigen, über das er zu lesen gedachte, da das Diktieren un- 
bedingt untersagt war. Jeder Student sollte auch das Kompendium 
besitzen, über das er eine Vorlesung hörte. 

Der freie Wettbewerb der Universitätslehrer w^urde bei 
dieser Kontrolle vom Ministerium stets mit Entschiedenheit 
vertreten und allen Versuchen eines einzelnen, sich ausschliess- 
liche Rechte auf einzelne Vorlesungen zu sichern, entgegen- 
getreten. So erliess der Minister v.Danckelmann am 11. November 
1758 ein Reskript: „Dem Hof Rath und Professori Medicinae 
extraordinario Alberti zu Halle wird auf seine unthgste Vor- 
stellung und Bitte vom 28. Juli letzthin, hiermit zum Bescheide 
ertheilet: dass da nichts dem Eifer der öflfentl. Lehrer auf 
Universitaeten nachtheiliger, als eine Zwang Gerechtigkeit der 
Collegiorum ein- oder anderm derselben zu verwilligen, Suppl. 
Gesuch, die Botanic privative zu lesen, keine Statt finde". 

Am Schlüsse eines Semesters mussten dann nach einem 
Cirkular vom 21. Juni 1753') für Halle schon nach dem Reskripte 
vom 25. März 1751 die Dekane berichten, welche Vorlesungen 
angesetzt gewesen, ob sie gelesen sind, beziehungsweise aus 
welchen Gründen nicht, und ob sie alle geendigt worden. 

Die geringe Zahl der Zuhörer hatte nun von je her als 
unwiderstehliche Verlockung gewirkt, überhaupt nicht zu lesen 
und die Zeit einträglicher anzuwenden. So stellte sich bei der 

') N. ('. ('.. r, S. 539, Nr. 46. 
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Visitation der Universität Frankfurt a. 0. durch den Geheimen 
Rat Bartholdi heraus, dass der Orientalist v. Runkel sehr un- 
fleissig las, da er bisweilen keinen oder nur einen Auditor 
gehabt. Bartholdi hielt ihm daher das Beispiel eines berühmten 
Professors vor, der auf die Frage nach der Zahl seiner Zuhörer 
geantwortet hatte: „Cum Appoline et novem Musis undecim". 
Nach dieser Visitation ordnete der Oberkurator v. Printz am 
19. Februar 1712 an, der Rektor solle darauf sehen, dass jeder 
Professor sich auf den Glockenschlag einfinde und lese, wenn 
auch nur zwei Zuhörer da seien. Zuwiderhandlungen sollten 
mit 16 g. Gr. Abzug von der Besoldung für die Bibliothek 
bestraft werden. Ebenso wurde durch Patent vom 4. Juni 1721 
angeordnet, dass ein Professor bei wenigstens di*ei Zuhörern 
zu lesen habe, und eine Kontrolle des Kollegienbesuchs vor- 
geschi-ieben. Trotzdem konnten die Professoren der Medizin 
zu Frankfurt a. 0. sich am 16. Dezember 1766 wegen des ihnen 
vorgeworfenen Unfleisses, dass sie in langen Jahren keine 
Exercitia publica gehalten noch gelesen hätten, darauf berufen, 
dass keine Studenten dagewesen seien. In Halle waren die 
Verhältnisse bei der besseren Besetzung und dem gi-össeren 
Besuche nicht so schlimm. Trotzdem äusserte 1730 Ludewig 
in seinem Gutachten über den Zustand der Universität Halle, 
die berühmten Professoren Thomasius und Gundling, die keinen 
Ersatz gefunden, hätten nicht viel genützt. Ersterer habe kaum 
gelesen, letzterer sich das Geld geben lassen und angefangen, 
um dann die Vorlesung alsbald wieder einzustellen. Allerdings 
ist Ludewig bei seiner Feindschaft gegen Thomasius und Gund- 
ling gerade kein klassischer Zeuge. Zweifellos kam es aber 
auch hier vor, dass die Professoren sich vielfach um die Vor- 
lesungen herumdrückten. Daher sollte nach dem Reglement 
vom 25. November 1730 die Entschuldigung der Professoren, 
sie hätten keine Zuhörer, überhaupt nicht mehr gelten, dann 
wär^n eben andere einzusetzen, welche mehreren applausum 
hätten. 

Die Zahl der Zuhörer betrug in Frankfurt a. 0. 1739 für 
ein Kolleg in der theologischen Fakultät U — 19, in der 
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juristischen 5 — 29 (ein Privatissimum 1, ein anderes 3), in der 
medizinischen 6 — 8 (ein Privatissimum 1), in der philosophischen 
2 — 36. J. J. Moser hatte zwei Jahi*e zuvor gelesen ein Publicum 
von denen besten Büchern per singulas partes jurisprudentiae, 
auch die Bücher Selbsten grossen Theils fürgezeigt, bei 5 Zu- 
hörern, privatim Reichshistorie nach Schmauser bei 10 und 
über die Staaten von Europa bei 13 Studenten. In Halle 
waren die durchschnittlichen Zuhörerzahlen selbstverständlich 
erheblich höher. 

Mit Einführung der Semesterberichte der Dekane blieb das 
Ministerium über alle diese Verhältnisse fortlaufend in Kenntnis 
und gewann ein Urteil über die Leistungen jedes Professors. 

Abgesehen von den Berichten der Dekane sollte in Halle 
nach dem Reglement vom 30. Dezember 1754 auch der Syndikus 
alle Michaelis über Schriften, Collegia, applausus und Dis- 
putationen berichten. 

Diese Berichte wie die anderweite Kenntnis, die -das 
Ministerium etwa von den Zuständen auf einer Universität er- 
langt hatte, gaben dann Veranlassung, dass sich die Fülle des 
Zorns über die wirklich oder vermeintlich schuldigen Professoren 
ergoss. 

Das Reskript vom 9. Dezember 1742 an die Universität 
Frankfurt a. 0. erteilte dem Professor Trier einen Verweis, da 
er Uneinigkeit säe und kein Kolleg zustande bringe, auch die 
Professoren Jablonsky, Grillo und Pessler wurden aufgefordert, 
sich zu bessern, Steinwehr, der für Reichshistorie keinen Zu- 
hörer gefunden, sollte sich bemühen, mehr applausum zu er- 
werben. Es wurde dann die bald darauf wirklich zum Teil 
ins Werk gesetzte Einziehung der Besoldungen angedroht. In 
Halle erhielten am 8. Juni 1771 verschiedene Professoren, die 
mit den Vorlesungen nicht rechtzeitig fertig geworden waren, 
einen Verweis. Ein Erlass vom 6. Dezember 1780 nach Frank- 
furt a. 0. besagte : „Es ist Unserem Ober-Cm'atorio sehr miss- 
fällig gewesen, zu erfahren, dass die Professores das Lesen über 
eigene Dictata nicht unterlassen, und die Collegia aus einem 
in das andere halbe Jahr verschleppen. Wir wollen dahero 
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hiermit zum letztenmahle erinnern, dass wenn dergleichen noch 
ferner geschiehet, die Übertreter in 20 V Strafe genommen 
werden sollen. Ihr, der Professor Stosch, habt über Dictata 
zum Catechisiren gelesen. Ihr, der Steinbach, über eben der- 
gleichen zur Hermeneutic. Ihr der Darjes leset über die 
Institutiones ein Jahr, es ist aber nicht zu vermuten, dass Ihr 
im jure positive unerhörte Dinge erzählen werdet und wenn 
Ihr, wie aus anderen CoUegiis bekannt, mit blossen allotriis 
und incongruditaeten die Zeit hinbringt, so ist das desto straf- 
barer. Ebenso unerlaubt ist bei Euch, dem Madihn, die Ver- 
längerung mit dem Jure feudali. Endlich soll billig ein jeder 
aus Eurem Mittel ein Publicum lesen." Selbst dieser ent- 
schiedene Ton half nicht viel. Denn schon am 23. Mai 1781 
musste dem Professor Madihn angedeutet werden, dass ihm für 
jedes nach der Schlusszeit nachgelesene Kolleg 50 Thlr. ab- 
gezogen werden sollten. Auch für Königsberg hatte Zedlitz 
am 16. Oktober 1778 das Lesen über eigene Diktate verboten. 
Ausgenommen war nur Kant mit seiner Vorlesung über 
physische Geographie, da hierüber noch kein schickliches Lehr- 
buch vorhanden sei. 

Aber auch, dass jemand zu viel Zuhörer hatte, konnte 
anstössig sein. Dies wurde z. B. seitens des Ministeriums am 
18. Mai 1780 bezüglich der Universität Frankfurt a. 0. von 
einigen Professoren, z. B. Darjes, missfällig bemerkt, zumal 
ihre Tiraden bekannt seien. Man vermutete desshalb, sie 
müssten allerhand Mittel angewandt haben, und regte als Hilfs- 
mittel dagegen an, ob nicht alle Brod-Collegia zur selben Stunde 
zu lesen seien. 

Mit der Kleidung der Professoren bei den Vorlesungen 
hatte sich das Ministerium nur in einem Falle zu beschäftigen. 
Von Duisburg berichtete der Professor Eichmann am 17. Mai 
1769 dem Minister: „Bisher ist die üble Gewohnheit eingerissen, 
dass die Professores zum Theil in dem Schlaf-Rock Collegia 
halten. Es scheinet dieses aber gegen den Wohlstand zu sein 
und kein gutes Exempel zu geben." Unzweifelhaft eine tiefe 
Wahrheit. Der Schlafrock musste also verbannt werden. An 
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anderen l'niversitäten scheint der Schlafrock eine ähnliclie 
Herrschaft auf dem Katheder nicht erlangt zu haben. 

Die tägliche Stundenzahl, die ein Professor las, war eine 
erstaunlich grosse und überstieg die Thätigkeit der grössten 
Vielleser der Gegenwart um mehr als das Doppelte. 

Professor Damko in Frankfurt a. 0. rühmte sich 1719, 
dass er täglich fünf bis neun Stunden lese. Der Kanzler 
V. Ludewig in Halle berichtet 1730 von sich, er habe täglich 
sieben, acht, ja neun Stunden gelesen, jetzt in seinem 63. I^ebens- 
jahre lese er täglich drei Stunden. Von dem berühmten 
Juristen Nettelbladt erzählt der Geheime Tribunalrat Steck, der 
1768 die Universität Halle revidierte, er lese täglich sieben 
Stunden. Das war aber nichts besonderes. Denn fünf bis 
sieben Stunden zu lesen, war allgemein üblich. Der Haupt- 
grund hierfür war die schlechte Besoldung und die mangelhafte 
Bezahlung der Vorlesungen, so dass die Professoren infolge von 
Nahrungssorgen zu Massenleistungen gezwungen waren. Freilich 
klagte Steck dabei, dass die vielen Vorlesungen ohne Vor- 
bereitung gehalten werden müssten, alle Zeit und Munterkeit 
der Seele und des Körpers zum Bücherschreiben und zu 
Fakultätsgeschäften wegnähmen. So ist es denn eigentlich 
wunderbar, dass das Ministerium über eine siebenstündige 
Tagesleistung des nach Frankfurt a. 0. von Halle aus versetzten 
Historikers Hausen erstaunt war, und am 22. März 1785 die 
Einreichung des Lektionskatalogs mit der Bemerkung begleitete: 
„Nur, da Hausen Kollegia anzeigt, kann er sie wohl unmöglich 
alle lesen." Er las sie eben doch. Die unübertroffenste Leistung 
war jedenfalls die des Professors Gehrke in Königsberg, der im 
ganzen täglich elf Stunden las^). 

Die nachteiligen Folgen dieser durch die Verhältnisse be- 
dingten Vielleserei waren jedenfalls, wie der Bericht von Steck 
zeigt, schon der damaligen Zeit klar. Bei der Kürze der 
Ferien, der Inanspruchnahme der Professoren mit mannigfachen 
Nebenämtern und mit der Universitäts- und Fakultätsverwaltung, 

1) S. S. 87. 
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der Juristen auch als Mitglieder des Spruchköllegiums war 
jegliche Vorbereitung zu den Vorlesungen ausgeschlossen. Aber 
auch die Frische des Vortrages musste verloren gehen. An 
die Stelle des wohl durchdachten, nach Möglichkeit äusserlich 
formvollendeten Vortrages trat vielfach eine allgemeine Kohlerei 
über den Gegenstand, die die Studenten über sich ergehen 
lassen mussten. Bei der Verbreitung der Unsitte schadete 
das dem einzelnen nicht viel, denn die anderen machten es 
auch nicht besser. Es nützte aber auch dem einzelnen nicht 
viel. Denn das Überangebot an Vorlesungen drückte wiederum 
die Zuhörerzahl für jede Vorlesung herab. 

Dem Gegenstande nach wurden die Lehrfächer entweder 
in eigentlichen Vorlesungen oder in Übungen und Examinatorien 
oder in Disputationen behandelt. 

Füi* die Vorlesungen mit Demonstrationen war es nament- 
lich auf medizinischem und natui*wissenschaftlichem Gebiete 
sehr schlecht bestellt. Die Leichen der Gerichteten und in 
Strafanstalten Verstorbenen wurden allerdings für medizinische 
Zwecke geliefert, ^ch den botanischen Garten, der als Hilfs- 
mittel des medizinischen Unterrichts galt, gewährte der Staat. 
Doch war der botanische Garten nicht immer im besten Zu- 
stande. Am 30. August 1743 berichtete Chr. Wolff von dem 
Professor Alberti in Halle, er habe den hortum medicum ein- 
fach zu seinem Küchengarten gemacht, darinnen nichts als 
Sallat, Kraut, Kohl und Rüben wachsen. Abgesehen von diesen 
dürftigen Hilfsmitteln mussten die Dozenten für Lehrmittel 
und Räume selbst sorgen. Daraus erklärt sich namentlich 
das erheblich höhere Kollegienhonorar der medizinischen 
Fakultät. 

Nur die theologische Fakultät zu Halle besass von Anfang 
an in dem Seminai^e eine geeignete Übungsstätte für junge 
Theologen. Das theologische Seminar wurde mit der Begründung 
der Universität gestiftet und vom Könige mit dem Kloster 
llillersleben ausgestattet. Friedrich Wilhelm I. gab statt 
dessen 30000 Thlr. Kapital, wovon 4000 Thlr. an das reformierte 
Presbyterium abzugeben waren. Statt dessen übernahm das 
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Seminar 1 726 die Güter Beeöeu und Ammendorf von General- 
major V. Loeben für 49 000 Thlr., wovon 26 000 Thlr. bar 
gezahlt, 6000 dem Magistrate verzinst und 17 (XX) vom Waisen- 
hause gegeben wurden, das dafür das condominium utile erhielt. 
Wegen des der Stadt zustehenden Wiederkaufsrechtes ent- 
wickelten sich aber mannigfache Streitigkeiten, so dass die 
Güter 1788 der Stadt wieder abgetreten wurden. Das Seminar 
stand unter Leitung eines Direktors, unter ihm waren vier 
Senioren und ein Inspektor. Jeder Senior hatte eine Klasse 
von 6 — 8 Seminaristen unter sich^ auf die er achten musste. 
Das Seminar war ursprünglich gedacht als Wohlthätigkeits- 
anstalt, um arme Theologen zu unterhalten. Erst unter 
Semlers Leitung entwickelte es sich seit 1757 mehr und mehr 
zu einer wissenschaftlichen Übungsstätte für Theologen und 
für Schulamtskandidaten, die damals noch meist aus den 
Theologen hervorgingen. In beiden Beziehungen wurde aber, 
wie Semler in einem Berichte vom 19. November 1763 klasrt, 
das Seminar allmählich zurückgedrängt durch das WaisenbauSj 
dessen Leiter gleichfalls ein ordentlicher Professor der Theologie 
war, und das gleiche Ziele verfolgte. 

Neben das theologische Seminar trat später zu Halle das 
philologische, 1787 von F. A. Wolf begründet. Es sollte von 
Anfang an im Gegensatze zum theologischen, dem Zwecke 
wissenschaftlicher Ausbildung allein dienen und war daher auch 
nicht mit Mitteln zum Unterhalte seiner Mitglieder ausgestattet. 
Wohl aber erhielten die 12 ordentlichen Mitglieder des Seminars 
eine jährliche Unterstützung von je 40 Thlrn. Ausserdem 
wurden für den Druck der besten Dissertationen 30 Thlr. be- 
willigt. Die Thätigkeit von F. A. Wolf und namentlich sein 
philologisches Seminar bewirkte in erster Linie, dass das höhere 
Schulamt sich von der Theologie sonderte und zum eigenen 
Lebensberufe wurde. Wie die philosophische Fakultät nur die 
allgemeine Vorbildung für das Studium in den höheren Fakultäten 
gewährte, so gingen auch die Lehrer der höheren Schulen nicht 
aus ihr, sondern aus den Theologen hervor. Sie hatten dabei 
das natürliche Bestreben, den Schulstaub möglichst bald wieder 
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abzuschütteln und ein Pfarramt zu erlangen. Indem jetzt das 
philosophische Studium Selbstzweck wird, gewährt es den 
Kern für den Stand der höheren Lehrer. Das wirkt aber auch 
auf die Stellung der philosophischen Fakultät zurück, die jetzt 
ebenso wie die anderen Fakultäten zur Stätte des Fachstudiums 
für einen künftigen Lebensberuf wird. 

Dass der Lehrbetrieb ursprünglich nur auf den öffent- 
lichen Vorlesungen der besoldeten Universitätslehrer beruhte, 
machte sich noch nach verschiedenen Richtungen geltend. 

Zunächst wird nur zu öfifentlichen Vorlesungen ein Audi- 
torium gestellt. Die Hörsäle wai-en daher von verschwindend 
geringer Anzahl. Noch 1770 berichtete der Professor Eberhard 
in Halle, als die Unterbringung der Bibliothek auf der Wage 
in Frage kam, diese Unterbringung sei nur im theologischen 
Auditorium möglich, aber nicht wohl angängig, weil es zu den 
öffentlichen Vorlesungen bestimmt sei, und man der Universität 
von den zwei Auditorien, die sie allein habe, nicht wohl eins 
nehmen könne. Diese öffentlichen Hörsäle waren im Winter 
ungeheizt. Daraus ergab sich denn die Notwendigkeit, die 
Vorlesungen bei allzu grosser Kälte zu unterbrechen. So be- 
schwerte sich die Universität Frankfurt a. 0. am 6. Januar 1719, 
dass die Professoren auch den Winter durchlesen sollten, da 
die Professoren sich zwar genügend vorsehen, die Zuhörer aber 
in der Kälte nicht schreiben könnten. Auf diese Vorstellung 
wurde dann am 4. Februar 1719 die Aussetzung der Vorlesungen 
bei gar zu grosser Kälte gestattet. Für die Privatvorlesungen, 
auf denen mehr und mehr das Schwergewicht des Universitäts- 
unterrichtes ruhte, mussten dagegen die Dozenten selbst die 
Hörsäle beschaffen, die vielfach mit ihren Wohnungen ver- 
bunden waren. Hier fand denn auch eine Heizung statt, selbst- 
verständlich auf Kosten des Dozenten. Als sich am 14. November 
1740 Professor Cartheuser in Frankfurt a. 0. über den Hofrat 
Trier besehwerte, dass er ihm seine Einnahme vorenthalte, hob 
er daher besondere hervor, er habe kein Holz für sein Auditorium. 
Da nun aber die öffentlichen Hörsäle völlig unzureichend waren, 
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mussten auch die Privatauditorien vielfach zu öffentlichen Vor- 
lesungen benutzt werden. 

Die öft'entlichen Vorlesungen, um derentwillen der Professor 
sein Gehalt bezog, waren allerdings allmählich durch die Privat- 
vorlesungen in den Hintergrund gedrängt, machten aber immer- 
hin noch einen erheblichen Bestandteil des üniversitätsunterrichts 
aus. So verordnete für Frankfurt a. 0. das Patent vom 
4. Juni 1721, jeder Professor solle mindestens täglich eine 
Stunde publice und eine privatim lesen. Hierbei blieb es das 
ganze Jahrhundert hindurch^). Ebenso war für Halle durch 
das Reglement vom 25. November 1730 vorgeschrieben, jeder 
Professor habe täglich eine Stunde publice zu lesen. Die 
Kabinettsordre vom 18. Juli 1735 verlangte dagegen allgemein, 
dass die Halleschen Professoren fleissiger publice läsen und 
stellte dafür vier Säle in der Residenz zur Verfügung. In 
Königsberg waren statutenmässig Mittwoch und Sonnabend frei. 
Damit ergab sich die Verpflichtung, vier Stunden in der Woche 
öffentlich zu lesen. Dies wird in den Erlassen vom 17. März 
1717 und 16. Oktober 1732 bei Verlust des Salarii ausdriick- 
lich eingeschärft. Hierbei war es nach einem Berichte von 
Goldbeck von 1782*) noch damals geblieben mit der Massgabe, 
dass 'die Verpflichtung sich für die ausserordentlichen Pro- 
fessoren auf zwei Stunden wöchentlich beschränkte. Nach der 
Verordnung vom 25. Oktober 1735 für Königsberg sollten die 
öffentlichen Vorlesungen den wesentlichen Bestandteil einer 
Wissenschaft, die privaten besondere Gegenstände weitläufiger 
behandeln. 



^) Gänzlich missverstanden hat Hörn, Kolle^^ und Honorar, S. 103, da 
ihm das Patent vom 4. Juni 1721 unbekannt war, die Bemerkung von 
Hausen, Geschichte der Universität und Stadt Frankfurt a. 0. S. 121, jeder 
der Lehrer habe die Verpflichtung, oifentlich eine Stunde zu lesen, dahin, 
dass er diese Bemerkung auf die Woche bezieht, während sie vom Tage 
gilt. Damit entfallen auch die weiteren Bemerkungen über den Usus, 
d. h. den Schlendrian, der wohl erworbenes Unrecht schaffe. Die Akten 
ergeben, dass thatsächlich das Patent von 1721 durchweg befolgt ist, 

2) Honi a. a. 0. S. 95. 
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Da die Privätvorlesungen sich alhnählich zum notwendigen, 
ja vielfach zum wesentlichen Bestandteile des Universitäts- 
unterrichts entwickelt hatten, konnte es auch nicht mehr in 
das Belieben der Professoren als reine Privatsache gestellt werden, 
sie zu halten oder nicht. Das erwähnte Patent für Frankfurt 
vom 4. Juni 1721 legt daher jedem Professor die Verpflichtung 
auf, mindestens eine Stunde täglich privatim zu lesen und das 
Kolleg bei mindestens drei Zuhörern zu halten^). Sehr schwer 
gelang es in Königsberg den Bemühungen des Ministeriums, 
Privatvorlesungen Eingang zu verschaffen. Noch am 11. März 
1755 wurde von dem Minister v. Danckelmann angeordnet, es 
seien bei Einreichung der Vorlesungsverzeichnisse auch die 
Privatvorlesungen zu berücksichtigen. 

Am spätesten entwickelte sich die Honorarerhebung bei 
den Theologen. Sie hatten bis über die Mitte des Jahrhunderts 
hinaus nur öffentliche Vorlesungen. Wenn am 19. April 1736 
für Halle auf den Antrag des Professors Lange angeordnet 
wurde, dass die Studenten der Theologie, welche die Lectiones 
publicas, sonderlich die dogmaticas versäumten, so wenig an 
den Freitisch wie zu den Geldern aus dem Seminario Theologico 
zu admittieren, so handelte es sich dabei um die Versäumung 
der Kollegien überhaupt. Erst durch königlichen Erlass vom 
28. November 1764 wurde auf Anregung des Ministers v. Fürst 
mit Zustimmung des Ober-Konsistoriums den theologischen 
Professoren der lutherischen Fakultäten zu Halle und Königs- 
berg wie den lutherischen Professoren der theologischen Fakultät 
zu Frankfurt a. 0. zur Verbesserung ihrer Einkünfte und Auf- 
munterung ihres Fleisses die Erhebung von Honorar, vorbehalt- 
lich der Stundung für Arme, gestattet. Die Konsistorien 
wurden jedoch angewiesen, darauf zu achten, dass gestundetes 
Honorar binnen zwei Jahren nach der Anstellung bezahlt 
werde. 



^) Hom a.a.O. S. 103 findet im 18. Jahrhundert keine einzige preussische 
Verordnung, die den Professoren eine bestimmte Anzahl Privatkollegia 
zur Pflicht machte, und zieht daraus wiederum verschiedene Folgerungen. 
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Die Professoren der Theologie stürzten sich nun keines- 
wegs, wie man vielleicht annehmen könnte, voll Eifers auf die 
Privatvorlesungen. Das ist sehr erklärlich. Denn die Statuten- 
massige Lehrverpflichtung wurde damit erhöht, da die zum 
Halten der öffentlichen Vorlesungen unverändert blieb. Dagegen 
war die in dem Honorare liegende Aufmunterung bei der 
Ärmlichkeit und Prellsucht der Studentenschaft nur massig. Viel- 
fach konnte nur der Zwang der Aufsichtsbehörde die theologischen 
Privatvorlesungen durchsetzen. Das Oberkonsistorium musste 
am 1. Dezember 1764 rügen, dass ausser zwei Professoren in 
Königsberg niemand eine Privatvorlesung anzeige. Aber auch 
im folgenden Jahre hatte wieder eine Reihe von Professoren 
kein Privatkolleg gelesen. Der Minister v. Fürst bemerkte 
dabei in einem Erlasse an die preussische Regierung, Mangel 
an Zuhörern erscheine als Grund unglaublich, da 400 Studenten, 
darunter 259 Theologen vorhanden seien. Zur Abstellung der 
Entschuldigung, dass die Studenten das Honorar nicht zahlen 
wollten, solle ein billiger Satz festgestellt werden. Auch im 
neuen Semester hätten die meisten Professoren nur ein Privat- 
kolleg, einige davon sogar von nur zwei Stunden angekündigt. 
Ein Erlass der preussischen Regierung vom 17. Februar 176G 
bemerkte wiederum missfallig, dass man unter dem unstatt- 
haften, auch würcklich gantz ungegründeten Vorgeben, dass 
Privat-Collegia nur alleinig denen Privat-Docenten zu überlassen 
wären, den offenbaren und ganz notorischen Unfleiss einiger 
Professorum ordinariorum zu beschönigen suche. Daher sei 
für Vollständigkeit der Vorlesungen zu sorgen. Ein Ministerial- 
erlass vom 4. März 1766 billigte diese Anordnungen. 

Aus dem ursprünglichen Charakter der Privatvorlesungen 
als einer Privatangelegenheit der Professoren und ihrer Zuhörer 
ergab sich auch, dass die Honararbestimmung in dem freien 
Ermessen des Lehrers lag. Hierbei scheint es in Frankfurt a. 0. 
stets geblieben zu sein*). Jedenfalls stand aber die Höhe des 



^) Für die gesetzliche Honorartaxe, von der Hansen a. a. 0. S. 156 
spricht, ergeben die Akten keinen Anhalt. 
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Honorars allgemein fest. Es betrug in der Regel für jede 
halbjährige Privatvorlesung o Thlr., ein Graf zahlte zweifach, 
ein Prinz fünffach mit Rücksicht auf die Ärmeren. Einzelne 
Privatvorlesungen waren teurer, so die Experimentalphysik 
wegen der damit verbundenen Kosten 10 Thlr., die Pandekten, 
die täglich zwei Stunden gelesen wurden, 8 Thlr., die Einleitung 
in den Prozess wegen der Durchsicht der Arbeiten 10 Thlr. 
Ein Privatissimum wurde, vorbehaltlich anderweiter Übereinkunft 
mit dem Lehrer, im ganzen mit 100 Thlrn. bezahlt. In Halle 
waren nach dem Visitationsberichte des Geheimen Tribunalrats 
Steck vom 1. September 1768 einheitliche Honorarsätze nicht 
vorhanden. Der Philosoph Meier nahm z. B. gewohnheits- 
mässig 3 Thlr., der Jurist Carrach 4 — 6, wobei er klagte, dass 
selten jemand, ausser Grafen, mehr gebe, oft dagegen weniger. 
Klotz erklärte, wegen des ihm peinlichen Handelns alles umsonst 
zu lesen, nur einmal habe ihm jemand etwas geboten. That- 
sächlich verstand er es, sich um die Vorlesungen überhaupt 
herumzudrücken und Zeit für seine schriftstellerische Thätigkeit 
zu gewinnen, durch die er auch der Gegenwart noch bekannt 
ist, allerdings nur durch seinen Gegner — Lessing. In Königs- 
berg hing das Honorar von dem Belieben des Lehrers ab. 
Üblich waren 3 — 4 Thlr., je nachdem die Vorlesung vier- oder 
sechsstündig gehalten wurde. Für einzelne Vorlesungen, wie 
z. B. Experimentalphysik, wurde mehr bezahlt. 

Mit der wirklichen Bezahlung des Honorars war es nun 
aber sehr schlimm bestellt. Professor Bertram in Halle klagte 
1764, seit anderthalb Jahren seien ihm aller genommenen 
Massregeln ungeachtet wenigstens fünfzig Studenten mit dem 
Honorare durchgegangen. Da die Dozenten zum grossen Teile 
auf das Honorar angewiesen waren, musste man daher ver- 
suchen, ihnen auch den Bezug durch staatliche Massregeln 
nach Möglichkeit zu sichern. 

Zuerst suchte man dies in Frankfurt a. 0. zu erreichen, 
wo die Professoren klagten, dass die Bezahlung der Kollegien 
fast gänzlich in Abgang gekommen sei. Durch das Reglement 
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vom 24. März 1751^) wurden daher wegen der Bezahlung 
nähere Bestimmungen getroffen. Jeder Student sollte vierzehn 
Tage lang ein Kolleg frei besuchen dürfen, sich aber dann in 
das von dem Amanuensis des Professors vorzulegende Ver- 
zeichnis eintragen. Nach Verlauf von drei Monaten war das 
Kolleg, falls der Student sich nicht erbeten hatte, es un- 
entgeltlich zu hören, dem Professor zu bezahlen. Für die Be- 
zahlung zu sorgen, war dem Professor der Rechte v. Hackemann 
als beständige Kommission aufgetragen. Ihm hatte daher der 
Professor von der unterbliebenen Zahlung Anzeige zu machen. 
Der Kommissar sollte den säumigen Studenten vorladen, ihm 
eine kurze Zahlungsfrist setzen und, wenn er diese verstreichen 
Hess oder fluchtverdächtig war, bis zur Bezahlung in den Karzer 
setzen lassen. Dafür erhielt der Kommissar von jedem rück- 
ständigen Studenten vier Groschen auf den Thaler. Die Namen 
der Studenten, die ohne Bezahlung entwichen, wurden sechs 
Monate lang unter der Überschrift „Ingrati" an das schwarze 
Brett angeschlagen. VTenn alles dies nichts half, blieb freilich 
dem Professor auch kein anderes Mittel, als den Schuldner im 
Civilprozesse zu belangen. 

Für Halle hatten bereits Beschlüsse des akademischen 
Conciliums vom 29. Juni 1720 und 1. September 1732 die 
Eintragung der Studenten in ein Buch, das der Lehrer ihm 
vorlegte, und Erlass an Bedürftige vorgesehen*). Demnächst 
war 1736 auch im Verordnungswege bestimmt, dass den mit 
Freitisch bedachten Studenten das Honorar überhaupt erlassen 
werden solle^). Das war aber immerhin nur eine Regelung 
einzelner Punkte, die mangelhafte Entrichtung des Honoi*ai's 
an die darauf angewiesenen Lehrer Hess allgemeinere Massregehi 
immer dringlicher erscheinen. 

Am 19. Juli 1766 wurde die Universität Halle zu Vor- 
schlägen aufgefordert wegen allgemeiner Bezahlung der Privata 
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und Privatisslma unter Berücksichtigung der hauptsächlich für 
den Wettbewerb in Betracht kommenden Verhältnisse Von 
Jena und Göttingen. Die Universität berichtete darauf am 
29. August 1766, in Göttingen sei die Hälfte des Honorars 
sofort, die andere Hälfte vier Wochen später zu bezahlen, bei 
bescheinigter Armut werde das Honorar erlassen; in Jena be- 
stehe eine besondere Kommission, der am Ende jedes Semesters 
jeder Professor die Rückständigen anzeige, und die für die 
Beitreibung sorge. Die Universität empfahl im allgemeinen die 
Jenaer Einrichtung und schlug als Kommission das Officium 
academicum vor. Besonderes Widerstreben erregte die Aus- 
übung eines Zwanges gegen die Lehrer, die Rückständigen 
anzuzeigen. Trotzdem wurde durch den Erlass vom 26. September 
1766 bei Genehmigung der Beitreibung durch das Officium 
academicum, dem jeder Professor vier Wochen nach Ende jeder 
Vorlesung die Rückständigen anzuzeigen hatte, angeordnet, dass 
kein Professor ausser wegen Armut bei 10 Thlr. Strafe die 
Zahlung nachsehen dürfe, und. die Namen der ohne Zahlung 
Entweichenden als Ingrati an das schwarze Brett angeschlagen 
werden sollten. In Übereinstimmung mit diesen Grundsätzen 
erging das Reglement vom 26. Januar 1767 wegen Bezahlung 
und Beitreibung der Kollegiengelder bei der Universität Halle. 
Die Beitreibung wurde dem Prorektor und dem Officium 
academicum übertragen, dem jeder Professor vier Wochen nach 
Schluss der Vorlesung bei Strafe von 10 Thlrn. die Rückständigen 
anzuzeigen hatte. Der Erlass erfolgte durch den einzelnen 
Dozenten, er war jedoch nur zulässig an Arme wie an Söhne 
von Amtsgenossen und von Halleschen Predigern. Daneben 
blieb für die Theologen die Stundung des Honorars, für dessen 
Beitreibung die Konsistorien zu sorgen hatten, unberührt. Nur 
soweit die Theologen Vorlesungen in anderen Fakultäten hörten, 
fanden die allgemeinen Bestimmungen auch auf sie An- 
wendung. 

Besondere Regelungen für die anderen Ländesuniversitäten 
sind nicht bekannt, immerhin wirkte das Hallesche Beispiel 
vorbildlich und gab zu allgemeinen Festsetzungen Anlass. 

Borahak, Preussische Universitatsverwaltung. 10 
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Nach den Allgemeinen Gesetzen £ür dieKöniglicli Preussischen 
Universitäten vom 23. Februar 1796 war das Kollegienhonorar 
unter anderen gewöhnlichen Privatschnlden, wie Barbierlohn, 
Stubenmiete etc., eingereiht. Es sollte höchstens bis zum Ende 
des Kollegs gestundet werden. Die Erläuterung dazn bestimmte, 
das Honorar sei zur Hälfte im Voraus, zur Hälfte am Schlüsse 
des Kollegs zu zahlen. Durch königliche Verordnung vom 
8. Januar 1802 wurde dies dahin geändert, dass die Hälfte des 
Honorars im Voraus, die andere Hälfte in der Mitte des Halb- 
jahrs zu Neujahr oder Johannis zu zahlen war. Nunmehr wird 
auch erst die Stundung verallgemeinert, indem bei obrigkeitlich 
bescheinigtem Unvermögen eines Studierenden der Lehrer zur 
Stundung des Honorars bis zur Beförderung des Studenten zu 
einem öffentlichen Amte oder sonstiger Verbesserung seiner 
Vermögensumstände ermächtigt wird. Die Schuld sollte gleich 
anderen vom akademischen Gerichte registriert und zugleich 
in den akademischen Zeugnissen notiert werden. Diese Be- 
stimmungen gingen demnächst . in das A. L.-R. H, 12 § 100 
und Anhang § 141 Nr. 1 über. 

Ein Mittelding zwischen den unentgeltlichen und den Privat- 
vorlesungen bilden die sogenannten Freikollegien, die haupt- 
sächlich auf der Universität Halle Eingang gefunden hatten. 
Sie sind für den Dozenten Privatvorlesungen. Aber er erhält 
das Honorar dafür nicht von den Zuhörern, sondern als Pausch- 
quantum aus der Staatskasse. Die Studenten dürfen dagegen 
das Freikolleg unentgeltlich hören. Der Zweck der Einrichtung, 
durch Erweiterung der unentgeltlichen Vorlesungen Studenten 
anzuziehen, wurde jedoch nicht erreicht. Es wurde darüber 
geklagt, dass die Studierenden es sich zur Schande rechneten, 
solche Kollegia gratis zu hören, wenngleich die Ärmeren sich 
nicht schämten, oft bei Privatkollegien Honorarerlass nach- 
zusuchen. Der Organisationserlass für die Universität Halle 
vom 10. April 1804 nahm daher für die Regel die Aufhebung 
der Freikollegien in Aussicht. Dagegen sollten die Examinatoria 
und Disputatoria in die Collegia publica verwiesen werden. 
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§ 8. Die wissenschaftliche Lehre. 

Das ganze Mittelalter bis über die Reformation hinaus war 
erfüllt von dem Gedanken, dass die Universitäten nicht Träger 
der wissenschaftlichen Forschung sein, sondern nur den über- 
kommenen Wissensstoff überliefern sollten. 

Fast unverwüstlich hat sich dieser Gedanke bis tief in das 
18. Jahrhundert erhalten. Noch am 28. Februar 1770 äusserte 
sich Beausobre in einem Berichte über die Akademie dahin: 
„Die Universitäten haben den Unterricht der Jugend zum End- 
zweck. Ein Professor der Universität hat seinem Amte Genüge 
gethan, wenn er der Jugend das, was in seinem Fach bekannt 
und erfunden ist, gründlich lehret. Die Akademien aber sind 
dazu, dass sie die Wissenschaften vermehren und brauchbarer 
machen. Ein Akademiker hat seine Pflicht gethan, wenn er in 
seinem Fach die Lücken, das mangelhafte, das nicht hinlänglich 
bestimmte anmerkt, die Lücken ausfüllt und das unvollkommene 
vollkommener macht". Genau in demselben Sinne bezeichnet 
der Geheime Tribunalrat Steck in seinem Berichte über die 
Visitation der Universität Frankfurt a. 0. vom 30. November 
1770 als Zweck der Universitäten den Dienst des Staates und 
die Aufklärung der Nation. Nach dem Reskripte vom 4. Juni 
1802 an die Universität Halle ist der Zweck der Universität 
nicht, wie man dort meint, Erweiterung der Wissenschaft, 
sondern ihre Lehre; letztere, gewissenhaft geübt, kann aber 
erstere zur Folge haben. 

Und doch war, als man diese Ansichten aussprach, die ' 
Auffassung der L^niversitäten als reiner Lehranstalten, wie sie 
das A. L.-R. II, 12 § 1 sogar gesetzlich zum Ausdrucke gebracht 
hatte, bereits unhaltbar geworden nicht zum mindesten durch 
die Begründung der Universität Halle. Man konnte nicht eine 
Reihe von bedeutenden Gelehrten in einer Gemeinschaft ver- 
einigen, ohne diese Gemeinschaft selbst zur Trägerin der 
wissenschaftlichen Entwicklung an ihrem Teile zu machen. 
Mochte für die alten verfallenden Universitäten wie Frank- 

10* 
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iurt a. 0. die mittelalterliche Auffassung der blossen Lehr- 
anstalt noch zutreffen, die neuen Univereitäten waren eben 
durch die Natur der Dinge schon etwas anderes geworden. 

Die Regierung selbst drang denn auch mit Entschiedenheit 
darauf, dass die Professoren nicht bloss ihre Vorlesungen hielten, 
sondern schon im Interesse des auswärtigen Ansehens der Uni- 
versität durch schriftstellerische Arbeit sich wissenschaftlich 
bethätigten. Schon J. J. Moser hatte als Universitätsdirektor 
zu Frankfurt a. 0. in seinem Berichte vom 2, Januar 1737 bei 
den meisten Professoren auszusetzen, dass sie nichts schrieben, 
und dass man von ihnen in der gelehrten Welt noch nichts 
gehört habe. Er konnte mit dieser Auffassung der Zustimmung 
des Ministeriums gewiss sein, wie skeptisch dieses auch Mosers 
eigene Arbeiten als Kollektaneen betrachtete. Auch der Bericht 
des Geheimen Tribunalrats Steck über die Visitation der 
Universität Halle vom 1. September 1768 verlangte, die Pro- 
fessoren müssten von Zeit zu Zeit Proben ihrer Gelehrsamkeit 
und Bemühungen um Erweiterung der Wissenschaften heraus- 
geben. Der königliche Bescheid vom 12. Dezember 1768, vom 
Oberkuratorium erlassen, billigte dies auch und forderte aus- 
drücklich, die Professoren sollten schreiben, aber nach Mode 
und Geschmack, mit Anmut und Schönheit. Diese Eigenschaften 
wissenschaftlicher Werke glaubte man also damals noch durch 
Anordnungen von oben herstellen zu können. Endlich wurde 
den Frankfurter Professoren in dem Reskripte vom 26. Mai 1770 
besonders vorgeworfen, sie hätten meist „in langer Zeit nichts 
ans Licht gestellt". 

Der Vervolkstümlichung der Wissenschaft stand die Auf- 
klärungszeit dabei durchaus freundlich gegenüber. Auf volks- 
tümliche Hochschulkurse verfiel man allerdings nicht, da diese 
damals das Ausland noch nicht vorgemacht hatte. Aber die 
litterarischen Leistungen der Professoren sollten auch dem 
grösseren Publikum zu Gute kommen. Namentlich wurde 
schon unter Friedrich Wilhelm I. von den Halleschen Professoren 
verlangt, dass sie für die dortigen Intelligenzblätter von Zeit 
zu Zeit gemeinnützige und praktische Aufsätze, nicht bloss für 
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Gelehrte, schrieben. Eine Kabinettsordre vom 27. März 1739 
forderte dasselbe von den Königsberger Professoren. Die Leitung 
des Unternehmens wurde hier am 16. November 1750 dem 
Direktor v. Sahme übertragen. Jede Fakultät war der Reihe 
nach verpflichtet, nützliche und gelehrte Abhandlungen bei- 
zutragen. An die Professoren in Frankfurt a. 0. und Duisburg 
scheint man das gleiche Verlangen nicht gestellt zu haben, 
wenigstens in Duisburg wäre es auch zweifellos an der Un- 
möglichkeit der Durchführung gescheitert. Mit ihrer volks- 
tümlichen Schriftstellerei hatten die Professoren allerdings nicht 
immer Glück. Als z. B. 1774 Dr. Fricke in Halle einen durch 
zwei Zeitungsnummern gehenden ofl'enen Brief an einen Werbe- 
offizier über die Missbräuche der Werbung geschrieben hatte, 
wurde dies, obgleich er in der zweiten Nummer berichtigend 
hervorhob, dass es sich um einen. Brief an einen württem- 
bergischen Werbeoffizier handle, vom Ministerium entschieden 
gemissbilligt. 

Trotz des von oben gewünschten und beforderten wissen- 
schaftlichen Lebens war dieses keineswegs ein freies. 

Die Lehre ist zunächst beeinflusst von religiösen Gesichts- 
punkten. 

Dass die theologische Fakultät an das Dogma gebunden 
war, verstand sich von selbst. Es war dies durchweg in den 
Statuten ausdrücklich ausgesprochen. Die Lehrer der anderen 
Fakultäten wurden an der Verbreitung kirchenfeindlicher Grund- 
sätze durch die Geschlossenheit des Lehrgebietes der einzelnen 
Fakultäten, auf die man streng hielt, verhindert. So wurden bald 
nach Begründung der Universität Halle Thomasius theologische 
und demnächst auch philosophische Vorlesungen untersagt, und 
am 1. März 1707 erging die allgemeine Anordnung, Professores 
Juris und Philosophiae zu Halle sollten sich mit theologischen 
Sachen weder in Schriften noch in Lectionibus vermengen. 
In der Auf klärüngsperiode wurde man nach dieser Richtung erheb- 
lich nachsichtiger. Selbst das religionsfeindliche Treiben des 

• 

Magisters Bahrdt in Halle wurde vom Minister v. Zedlitz geduldet, 
nur in der theologischen Fakultät selbst (Jurfte er nicht lesen. 
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Die Form der kirchlichen Lehre, wie sie auf den Uni- 
versitäten vorzutragen war, erscheint nun aber wesentlich durch 
die Bedürfnisse der Staatspolitik bestimmt. 

Die Ausgleichung des Gegensatzes zwischen den beiden 
protestantischen Bekenntnissen war von je her ein Lebens- 
bedürfnis der brandenburgisch-preussischen Politik. 

Mittel zur Erreichung dieses Zweckes war zunächst die 
Abwehr aller der religiösen Friedenspolitik feindlichen Einflüsse. 
Aufs äusserste vermied man namentlich die Berufung von 
Wittenberger Theologen, die den Standpunkt lutherischer 
Orthodoxie vertraten. Das Edikt vom 16. Februar 1726^) be- 
stimmte geradezu, dass die, welche zu Wittenberg studiert 
hätten, — vorzüglich um die Jugend evangelischer Konfession 
gegen die Einflüsse untheologischer Verketzerungen, Verleumdungen 
und Lästerungen zu schützen und um die daraus sich ent- 
wickelnden Hindernisse zur Beförderung der Liebe und Eintracht 
zwischen den evangelischen Glaubensverwandten zu beseitigen — 
weder zu geistlichen und Schul- noch zu anderen Ämtern in 
den königlichen Landen gelangen sollten. Das Edikt vom 
13. Oktober 1727') erweiterte dies dahin, niemand solle zu 
einem Predigtamte vociert werden, der nicht zuletzt im Inlande 
studiert habe, den Reformierten wurde das Studium zu Utrecht 
und Basel gestattet. Das Edikt vom 30. März 1729') wieder- 
holte dies mit der Massgabe, dass niemand zu einer evangelisch- 
lutherischen Pfarrstelle vociert werden solle, der nicht in Halle 
studiert und von der dortigen theologischen Fakultät ein gutes 
Zeugnis erhalten habe. Durch das Edikt vom 26. März 1736^) 
wurde wenigstens nur für den Anfang zweijähriges Studium in 
Halle erfordert, und das Edikt vom 2. März 1752^) gab den 
lutherischen Theologen ausser Halle und Königsberg auch diis 
Studium in Frankfurt a. 0. frei, l'nter Friedrich dem Grossen 
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werden diese durch die Kircheiipolitik veranlassten Beschränkungen 
erweitert zu einem Verbote des Studiums auf ausserpreussischen 
Universitäten überhaupt, dass allerdings nicht allein mehr auf 
kirchenpolitischen, sondern auch auf merkantilistischen Gründen 
beruht. Am 14. Oktober 1749 ergeht ein allgemeines Verbot, 
auf fremden Universitäten zu studieren*). Dieses Verbot wird 
am 19. Juli 1751 unter der Androhung, dass Zuwiderhandelnde 
keinerlei Anstellung im Inlande erhalten würden, für Adliche 
sogar unter Androhung der Vermögenskonfiskation wiederholt *). 
Der Umstand, dass das Verbot von Zeit zu Zeit immer erneut 
werden musste, zeigt aber doch, dass man es vielfach zu um- 
gehen verstand. 

Im Interesse der kirchlichen Friedenspolitik sollten bei 
beiden protestantischen Konfessionen die Vertreter der einseitigen 
kirchlichen Richtung nicht berufen werden. Unter den 
Reformierten suchte man die strengen Vertreter der Gnaden- 
wahl, die sogenannten Partikularisten, fern zu halten. Ein 
Bericht über den Zustand der theologischen Fakultät zu 
Frankfurt a. 0. vom 20. Mai 1722 beklagte daher, dass von 
den drei Ordinarien Strimesius, Ouseel und Ciaessen, von 
denen der erste 48, der zweite 7 und der dritte 2 Jahre dort 
seien, nur ersterer ein bekannter Universalist, die beiden 
anderen Partikularisten seien. Es wurde daher vorgeschlagen, 
noch einen ordentlichen Professor zu ernennen, z. B. Jablonsky 
mit seinem bisherigen Gehalte als Extraordinarius, sowie einen 
lutherischen Extraordinarius. Ciaessen, früher Hofprediger in 
Berlin, war aus einem unbekannten Grunde bei König Friedrich 
Wilhelm I. in Ungnade gefallen und trotz eines winselnd 
demütigen Briefes an den König nach Frankfurt geschickt 
worden. Bald darauf kam er, wie damals vom Pferde auf den 
Esel, von diesem auf den Hund und wurde, weil er den 
Partikularismus lehre, als Pfarrer nach Stolp geschickt. Die 
Eimahnungen zu friedfertigen Verhalten gegen das andere Be- 
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kenntnis gehen bis weit über die Mitte des Jahrhunderts hinaus. 
So wii-d noch Crichton in Frankfurt a. 0. in seiner Bestallung 
vom 19. Juli 1766 nahe gelegt, er solle „in seinen öffentlichen 
und privat-lectionen aller unnützen Streitfragen, besonders der 
von der Gnaden Wahl sich enthalten, falls er aber dennoch 
dergleichen zu Behauptung seiner Meynung unumgänglich zu 
berühren nöthig hätte, solches mit gebührender Bescheidenheit 
thun, die Dissentientes deshalb nicht angreifen noch ver- 
unglimpfen". 

Die Mittel der positiven Kirchenpolitik haben mannigfach 
geschwankt, wenn schlieslich auch alle trotz ihrer Verschiedenheit 
zur Erreichung des Zieles mitgewirkt haben. Dies tritt auch 
in der Universitätsverwaltung hervor. 

Der Versuch der territorialistischen Zeit, der Mark Branden- 
burg: das reformierte Bekenntnis aufzuzwingen, war misslungen. 
Übrig geblieben war aus dieser Zeit der reformierte Charakter 
der theologischen Fakultät zu Frankfurt a. 0., die später nur 
durch zwei lutherische Extraordinarien ergänzt wurde. 

Mit der Begründung der Univei^sität Halle schlug man 
einen anderen Weg ein. Das reformierte Herrscherhaus stiftet 
eine lutherische Universität zur Befriedigung des Bedürfnisses 
der mittleren Provinzen. Aber nicht die lutherische Orthodoxie 
von Wittenberg, Leipzig und Jena findet hier eine Stätte. 
Indem die Universität Halle von Anfang an eng verknüpft 
war mit dem IMetismus, der sich unmittelbar an das religiöse 
Gefühl wandte, pflegte sie das Luthertum in einer Richtung', 
die den scharfen Gegensatz zum reformierten Bekenntnisse gar 
nicht aufkommen Hess. 

Nach kurzer Blütezeit wird unter Friedrich dem Grossen 
der Pietismus verdrängt durch den Rationalismus, der in 
Semler einen hervorragenden wissenschaftlichen Vertreter, in 
dem Aufklärungsminister v. Zedlitz den eifrigsten Förderer 
fand. Wie verschieden der Rationalismus vom Pietismus sein 
mochte, indem ersterer sich an den Verstand, letzterer an das 
Gefühl wandte, politisch erfüllten beide die gleiche Aufgabe. 
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Auch die rationalistische Theologie mit ihrer wesentlich auf 
die Moral gerichteten Auffassung des Christentums lässt den 
Gegensatz der Bekenntnisse verblassen. Der Minister v. Zedlitz 
weist daher am 30. Juni 1770 die Universität Frankfurt a. 0. 
an, die Theologen sollten ohne menschliche Zusätze und 
Scholastik auf Schrift und Vernunft bauen, den Geist der 
Orthodoxie verbannen und die Unerheblichkeit, Nichtigkeit und 
Chimere der Unterscheidungslehren der protestantischen Religions- 
parteien zeigen. Indem der Rationalismus den Wert des 
Christentums auf das irdische Leben legte, begegnete er sich 
mit den Ideen des Polizeistaates, dem die Religion das Mittel 
2ur Erziehung guter Unterthanen war. Diesem Zwecke muss 
auch die theologische Wissenschaft dienen. So erging am 
29. März 1783 ein Reskript an die Universität Frankfurt a. 0.: 
„Es wünscht unser Ober-Curatorium, dass die theologische 
Fakultät ein Publicum über die Wahrheit der Christi. Religion, 
den Nutzen der Christi. Moral, und alles, was auf das praktische 
Leben Einfluss haben kann, mit allgemeinen Excursionen in 
Sittlichkeits- und Klugheitsleren p. läse, damit der auf dem 
Punct der Verfürung stehende Jüngling noch gerettet wird, 
wenn auch der ganz verdorbene das CoUegium nicht besucht". 
Bei dieser der Staatspolitk entsprechenden Richtung des 
Rationalismus blieben Verdächtigungen, die mehrfach versucht 
wurden, ohne jede Wirkung. Ein namenloses Schreiben vom 
2. Mai 1770, das Semler wegen Sozinismus und Bemühen, die 
vornehmsten klassischen Beweise von der Gottheit Jesu Christi 
^u enervieren, anschwärzte, hatte keine andere Wirkung, als 
dass es zu den Akten gelegt wurde. 

Die bisherige politische Richtung wurde nun aber plötzlich 
eine ganz andere mit dem Erlasse des bekannten Religions- 
ediktes vom 9. Juli 1788, welches, unter Anerkennung der 
Freiheit persönlicher Überzeugung, in der Lehre jede Abweichung 
von dem feststehenden Bekenntnisse der drei christlichen Kirchen 
untersagte. Äusserlich veranlasst durch einzelne Ausschreitungen 
der Aufklärer, hätte die Politik des Religionsediktes mit der 
Rückkehr zum strengen Dogmatismus die Ergebnisse der bis- 



— 154 — 

herigen Friedenspolitik gefährdet, wenn das Edikt einen dauernden 
Erfolg gehabt hätte. 

Das Religionsedikt war nun aber bei seinem Widerspruche 
gegen die ganze bisherige Bildung der Geistlichkeit nicht ohne 
weiteres durchführbar. Am 26. März 1794 wurde eine 
Immediatkommission, bestehend aus den Räten Hermes und 
Hillmer mit einer ausführlichen Instruktion beauftragt, die 
Schulen und Gymnasien in den Departements Magdeburg und 
Halberstadt und besonders die theologische Fakultät der Uni- 
versität Halle einer Prüfung zu unterziehen. Inzwischen wurden 
am 9. April 1794 die Professoren Nösselt und Niemeyer mit 
unfehlbarer Kassation bedroht, falls sie ihre neologische Lehr- 
weise nicht änderten. Allerdings machte hier der König 
seinem übereifrigen Minister einen Strich durch die Rechnung, 
indem er erklärte, dass von Niemeyers Absetzung nicht die 
Rede sein könne, da er ihn persönlich kenne. Als die 
Kommissare am 29. Mai in Halle eingetroffen waren, hatten 
auch schon die Studenten von ihrem Auftrage erfahren und 
warfen ihnen im Gasthofe die Fenster ein. Die Kommissaie 
zogen es daher als mutige Männer vor, am folgenden Tage 
schleunigst Halle heimlich zu verlassen. Wöllner schäumte 
vor Wut und warf besonders den Kommissaren ihre übereilte 
Flucht vor; Die eingeleitete Untersuchung verlief jedoch im 
Sande. Wöllner rächte sich daher wenigstens dadurch, dass 
er am 30. Juli 1794 die geplante öffentliche Feier des Stiftungs- 
festes untersagte, wenn nicht vorher die Rädelsführer der Un- 
ruhe, die als „schwarze That" und „scheusslicher Tumult" be- 
zeichnet wurde, ausgemittelt würden. Weitere Versuche 
Wöllners, die theologische Fakultät zu einer schriftlichen Er- 
klärung zu nötigen, dass sie sich in Zukunft nach der ihr 
erteilten Instruktion richten werde, scheiterten an dem Wider- 
spruche der Fakultät, welche gleichzeitig bei dem Kabinetts- 
minister Grafen Finckenstein Entscheidung ihres Streites mit 
der Kommission durch den Staatsrat beantragte. Die Ent- 
scheidung des Staatsrats vom 22. Januar 1795, welche von 
sämtlichen Ministern mit Ausnahme Wöllners unterzeichnet 
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war, erklärte sich mit den Äusserungen der Fakultät befriedigt 
und überliess es ihr selbst, falls sie von der Instruktion ab- 
weiche, eine neue zu entwerfen und zur Bestätigung einzureichen. 
Zu einer solchen äusserte die. Fakultät in ihrem Schlussberichte 
vom 10. März 1795 keinen Anlass zu haben. 

Der Angriff auf den herrschenden Rationalismus war also 
vollständig misslungen. Der Rationalismus blieb noch auf Jahr- 
zehnte hinaus die ausschliessliche Richtung der theologischen 
Fakultäten. 

Die Religion bedingt auch die Lehre der Philosophie. Mit 
dem Sturze von Wolff hatte der Pietismus gesiegt. Die Wolfl''sche 
Philosophie wurde nicht nur in Halle, sondern allgemein, 
namentlich in Königsberg, in ihren Vertretern als atheistisch 
verfolgt. Selbst der blosse Verdacht der Wolft''schen Richtung 
genügte zur Verfolgung. Im Oktober 1727 hatte der König 
erfahren, dass sich zu Königsberg ein Dr. Laue aufhalte und 
zu lesen gewillt sei. Da er aber des Atheismus verdächtig 
war, Hess ihm der König bedeuten, er werde, sobald er sich 
zu lehren unterfange, aus Königsberg weggeschafft werden. 
Noch am 22. September 1731 wurde die Berufung von M. Reusch 
aus Jena für die Professur der Eloquenz zu Halle nach Be- 
fragung der theologischen Fakultät abgelehnt, weil er in Jena 
Wolff'sche Philosophie lese. Der König hielt sich nunmehr 
überhaupt auch bei Besetzung der philosophischen Professuren 
an den Rat der Halleschen Pietisten'). Erst am Ende seiner 
Regierung sah Friedrich Wilhelm L seinen Irrtum ein. Wie 
er Anstalt traf, Wolff zurückzurufen, so wurde auch seine 
Philosophie wieder freigegeben. Durch Kabinettsordre vom 
7. März 1739 erhielten die reformierten Kandidaten der Theologie 
sogar die Anweisung: „Es sollen dieselben sich bey Zeiten in 
der Philosophie und einer vernünfftigen Logic, als zum Exempel 
des Professor Wolffens, recht fest setzen". Aber erst am 
4. August 1740 erfolgte durch Friedrich den Grossen die Auf- 
hebung des in Halle formell fortbestehenden und beobachteten 
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Verbotes, WoWsche Schriften zu verkaufen und darüber zu 
lesen. 

Der Sieg des Naturrechts war damit vollständig. Wolff war 
der preussische Modephilosoph wie ein Jahrhundert später Hegel. 
Seine Richtung herrschte bis zu Kant auf allen preussischen 
Univereitäten. Wie der Rationalismus zeigt auch das Natur- 
recht eine innere Verwandtschaft und organische Verbindung 
mit dem Staate und seiner Politik. Noch ist das Naturrecht 
nicht demokratisch-revolutionär. Indem es auch die absolute 
Monarchie aus dem Gesellschaftsvertrage rechtfertigt und als 
Staatszweck die Salus publica aufstellt, giebt es der absoluten 
Monarchie das Recht, unter (\em Titel der Salus publica die 
ständische Rechtsordnung zu vernichten und eine neue Ordnung 
der Dinge zu begründen. Naturrecht und Polizeistaat ver- 
halten sich zueinander wie Theorie und Praxis. 

Erst nachdem der Polizeistaat seine Aufgabe erfüllt hatte, 
beginnt mit Kant eine neue Periode der Philosophie. Zum 
Teil noch in dem Natm*rechte wurzelnd, geht er doch über 
dieses weit hinaus. Insbesondere tritt in seinem Rechtsstaate 
die Reaktion der gebildeten Mittelklassen gegen den Polizei- 
staat scharf hervor. Es entsteht das Bedürfnis, auch den Staat 
in gewisse Schranken zu weisen und damit eine freie Sphäre 
für das Individuum zu sichern. Diese Richtung war nicht 
durch die Staatspolitik hervorgerufen und befördert, sondern 
befand sich zu ihr im Gegensatze. Aber sie machte Schule 
unter dem jüngeren Nachwüchse des Beamtentums, um in der 
Stein-Hardenbergischen Zeit die Oberhand zu erlangen. 

Die Juristen hatten die unmittelbare Aufgabe, dem Staate 
die nötigen Beamten zu erziehen. Eine Einwirkung der Ver- 
waltung erschien dabei namentlich in den Fächern des öffent- 
lichen Rechts erforderlich. 

Eine Periode der Umbildung der ganzen Rechtsordnung, 
wie solche die absolute Monarchie bewirkte, scheint der Pflege 
des öffentlichen Rechtes nicht günstig. J. J. Moser, der starre 
Vertreter des alten ständischen Rechtes, das für Preussen längst 
der Vergangenheit angehörte, konnte daher in Frankfurt a. 0. 
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keinerlei Anklang finden. Nicht viel besser würde es Pütter 
und seiner Schule gegangen sein, wenn sie in Preussen Wurzel 
zu fassen versucht hätten. Denn der Irrgarten des Reichs- 
staatsrechtes war allenfalls für die auswärtige Politik, aber 
niemals für das Beamtentum des in sich geschlossenen preussischen 
Staates überhaupt von Bedeutung. Die grossen Halleschen 
Publicisten Ludewig und Gundling leisteten etwas anderes. 
Durch die Verbindung mit der Reichsgeschichte auf Grund viel- 
fach höchst unsicherer Geschichtshypothesen vertraten sie in 
noch gewagteren Rechtsgutachten die auswärtige Politik des 
Staates. Die Publicistik gewinnt daher dieselbe Stellung für 
die auswärtige Politik wie das Naturrecht für die innere. 

Die Pflege des öffentlichen Rechts ist daher eng gebunden 
durch die staatlichen Interessen. Auf seine Lehre wurde immer 
von neuem hingewiesen, aber stets mit dem Zusätze, dass 
dabei, wie es in dem Reglement für die Universität Halle vom 
30. Dezember 1754 heisst, auf Sr. Majestät Gerechtsame ge- 
bührende Rücksicht zu nehmen sei. Es wäre keinem Professor 
zu empfehlen gewesen, eine Rechtsansicht zu äussern, die mit 
den Ansprüchen des Königs im Innern oder nach aussen im 
Widerspruche gestanden hätte. Aber auch soweit ein solcher 
Widerapruch nicht vorlag, hätten Äusserungen über auswärtige 
Beziehungen des Staates, deren Tragweite der beschränkte 
Unterthanenverstand eines Professors nicht beurteilen konnte, 
zu auswärtigen Verwicklungen führen können. Alle Ver- 
öffentlichungen, die das Gebiet der auswärtigen Politik berührten, 
bedurften daher der besonderen königlichen Genehmigung. Das- 
selbe galt von Rechtsgutachten der Fakultät oder einzelner 
Mitglieder über dergleichen Gegenstände. Gründe für die Ver- 
weigerung einer Genehmigung wurden nicht angegeben. Es 
genügte, „dass wir aus bewegenden Uhrsachen lieber sehen, 
dass solches unterbleiben möge". 

Auf kirchenrechtlichem Gebiete fand die staatliche Kirchen- 
politik ihre Unterstützung durch die Lehren des Territorial- 
systems, wie es auf der Universität Halle durch Thomasius 
und J. H. Böhmer ausgebildet wurde. Wenn die Friedens- 
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bewalirung unter den einzelnen Konfessionen der Inhalt des 
landesherrlichen Kirchenregiments sein sollte, so entfernte man 
sich weit von den reformatorischen Grundlagen des konfessionell 
geschlossenen Territoriums. Aber der preussischen Kirchen- 
politik entsprach die Lehre trotz ihrer geschichtlichen Unhaltbar- 
keit. Sie konnte daher unter Friedrich dem Grossen auch den 
Ausgangspunkt bilden, um auch die katholische Kirche der 
gleichen HeiTSchaft des Staates zu untei'werfen. In gleicher 
Weise bildet sie die Grundlage der landrechtlichen Kodifikation. 
In der Person von J. H. Böhmer verkörpert sich die Theorie 
der preussischen Kirchenpolitik des 18. Jahrhunderts. 

Das ganze Rechtssystem wird nun aber umspannt durch 
ein System des Naturrechts, das zum grossen Teil nichts anderes 
ist als positives Recht in abstrakter Foim, aber für die staat- 
liche Politik gegenüber dem geltenden Rechte die Aufgabe des 
Naturrechts überhaupt versieht. Dass es ein natürliches 
Kirchenrecht, ja ein natürliches Lehenrecht gäbe, die etwa 
keineswegs durch Rechtsvergleichung gewonnen wurden, erschien 
durchaus selbstverständlich. 

Positiv schöpferisch hat die preussische üniversitäts- 
verwaltung nur auf einem Gebiete gewirkt, durch die Aus- 
bildung der Kameralwissenschaften und durch die Begründung 
von Lehrstühlen für diese in Frankfurt a. 0. und Halle. 

Der „grosse Wirt in Preussen", Friedrich Wilhelm I. fühlte 
das Bedürfnis einer besseren theoretischen Ausbildung seiner 
Verwaltungsbeamten. Er erklärte daher, dass er „aus höchst 
eigener Bewegnuss resolviret, dass auf unserer dortigen Uni- 
versität die Cameralia, Oeconomie und Polizey-Sachen gleicher- 
gestalt wie die übrige Studia und Wissenschafften dociret werden 
sollen und zu dem Ende hiermit und Krafft dieses eine be- 
sondere Profession . . . fundiret haben wollen". Geeignete 
Vertreter der neuen Wissenschaft zu finden war nicht leicht. 
In Frankfurt a.O. wurde durch Reskript vom 22. August 1727 dem 
Juristen und Historiker Dithmar die Professio oeconomica über- 
tragen. Dieser verwaltete auch das Amt zehn Jahre. Nach 
seinem Tode wurde die Professur 1737 dem Professor der 
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Mathematik, Polack, übertragen. Er schickte jedoch das Patent 
zumck mit der Anzeige, dass er von dem ihm übertragenen 
neuen Professorate nichts verstehe. Nun wurde am 14. August 
1737 vom Ministerium der Universitätssyndikus Schmeltzheuser 
zu Vorschlägen aufgefordert, da er nach den die Administration 
des Carthauses betreffenden Akten gute Wissenschaft in oeco- 
nomicis besitze. Der Mangel an wissenschaftlich gebildeten 
Nationalökonomen nötigte immer wieder zur Besetzung der 
Professuren mit Leuten, die höchstens einige praktische ökono- 
mische Kenntnisse besassen. Noch am 14. Januar 1773 bat 
ein Prediger Meyen in Coblentz in Vorpommern um die er- 
ledigte Professur der Ökonomie in Halle. 

Friedrich der Grosse hielt überhaupt von der theoretischen 
volkswirtschaftlichen Vorbildung nicht so viel wie sein Vater. 
Als am 9. Februar 1772 der Minister v. Zedlitz anfragte, ob 
man für den verstorbenen Geheimen Rat Klotz, den bekannten 
Gegner Lessings, der ein Gehalt von 800 Thlrn. bezogen hatte, 
Schreber aus Leipzig für die Kameralwissenschaften und Rektor 
Rambach aus Quedlinburg für Rethorik, jeden gegen 400 Thlrn. 
Gehalt berufen dürfe, antwortete der König mit der Rand- 
bemerkung: „Die öconomie lernt man bei den bauern und nicht 
auf universiteten, man Mus suchen einen guhten Literateur in 
der Stelle des Klotzen zu bringen, und keinen öconome als 
einen bauern, der weis mehr als alle Teoristen. F." Nicht 
ganz so ablehnend war er, als Zedlitz am 8. August 1785 an- 
fragte, ob Lamprecht in Halle, der in Finanzwesen und Fabriken- 
sachen unterrichtete, und den man nach Wittenberg, Erlangen 
und Erfurt zu ziehen suchte, zum ausserordentlichen Professor 
ohne Gehalt ernannt werden solle, mit dem ausdrücklichen Be- 
merken, dass dies ja nichts koste. Der König verfügte hier: 
„Das gehet an aber ich zweifle Sehr an Seine Kentschaften 
ein Habiller Kaufmann verstehet Solches beser als einer der 
Cujas bartol und andere dergleichen autores Studieret hat. F.'^ 

Bei diesem W^echsel der Anschauungen an der höchsten 
Stelle war es denn kein Wunder, dass die eben erst ins Leben 
gerufenen kameralistischen Vorlesungen mehr und mehr zurück- 
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gingen und auch bei den Studierenden keinen Anklang mehr 
fanden. Dem Generaldirektorium scheint selbst ihr Bestehen 
unbekannt gewesen zu sein. Es regte daher seinerseits am 
4. April 1769 bei dem Minister v. Fürst an, Vorlesungen über 
Öconomische, Polizey- und Kameral- Wissenschaften nach dem 
Vorbilde von Professor Eichmann in Duisburg an allen Uni- 
versitäten zu veranlassen, erhielt jedoch am 18. d. von Fürst 
die Antwort, das geschehe schon, die Vorlesungen fänden aber 
gewöhnlich keine oder wenige Hörer. Mehr Anklang fand eine 
andere Anregung des Bergwerk- und Hüttendepartements des 
Generaldirektoriums vom 12. Januar 1770, welches Vorlesungen 
über Mineralogie und Bergrecht verlangte. Diesen Vorlesungen, 
die übrigens in Halle schon gehalten wurden, war der Minister 
V. Fürst geneigt, allgemein Eingang zu verschaffen. Nach dieser 
Richtung erschien selbst die naturwissenschaftliche und volks- 
wirtschaftliche Bildung der Geistlichen nicht unerwünscht. Am 
29. Januar 1 771 übersandte das Bergwerks- und Hüttendepartement 
dem Oberkuratorium der Universitäten Vorschläge des bekannten 
Inspektors Lange in Laublingen, wie das Studieren der Historia 
naturalis zum Nutzen des Bergwerks- und Fabrikenwesens mehr 
excolirt und betrieben werden könnte. Die Theologen sollten 
hiernach besonders Historia naturalis studieren, da sie als Land- 
prediger am besten Zeit zur Beobachtung der Natur und ihrer 
Vorteile für die Fabriken hätten. Dieser Anregung des streb- 
samen Inspektors wurde aber keine weitere Folge gegeben. 

Der Aufschwung, den die Lehre der Volkswirtschaft unter 
Friedrich Wilhelm I. genommen hatte, ist somit bald unter- 
bunden worden. Erst im Anfange des 19. Jahrhunderts zeigen 
sich die Ansätze zu einer neuen lebensvollen Entwicklung. Es 
ist aber auch auf diesem Gebiete wieder nicht die Universitäts- 
verwaltung, welche die Leitung übernimmt, sondern es handelt 
sich um eine Entwicklung von innen heraus im schärfsten 
Gegensatze zu dem alten Staatswesen. Die Lehren A. Smiths 
werden bekannt und finden begeisterte Zustimmung. Nament- 
lich war es Kraus in Königsberg, der 1805 und 180(5 im An- 
schlüsse an Kant und A. Smith die neue befreiende Lehre der 
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Volkswii-tschaft verbreitete. Der ganze jüngere Nachwuchs des 
Beamtentums wie die besten Elemente des älteren Geschlechts 
waren von ihrer Richtigkeit überzeugt. In der Stein-Harden- 
bergischen Reforaiperiode suchte man dann auch hier die neuen 
Anschauungen vom Wii'tschaftsleben in die Praxis zu über- 
tragen. 

Im einzelnen die wissenschaftliche Lehre zu bestimmen, 
vermied man meist mit richtigem Takte. Friedi'ich Wilhelm I. 
bewahrte in dieser Beziehung stets eine gewisse Zm'ückhaltung, 
da er selbst sich der mangelnden Beherrschung des Gegenstandes 
bewusst war. Friedrich der Grosse besass zwar wissenschaft- 
liche Bildung, stand aber der seines eigenen Volkes fremd 
gegenüber. Er glaubte daher unter Umständen in die Lehre 
der Universitäten eingreifen zu können, aber nicht zu deren 
Heil und glücklicher Weise ohne Erfolg. Als der Minister 
V. Füi'st am 28. Mai 1770 dem Könige berichtete, er wolle, 
nachdem er geschärfte Anweisungen an die Professoren habe 
ergehen lassen, durch einen Rat Lokalvisitationen auf den 
Universitäten vornehmen, verfügte der König: „Sie müssen in 
der Medicin besonders bei des Borhavens Metode bleiben, in 
der Astronomie Neuton, in der Metafisik Loc in den Historischen 
Wissenschaften die Metode des Tomasius folgen, im übrigen 
wird eine Visitation vihlen Nutzen haben, wenn sie einem 
gescheiten menschen Comitiret wirdt. F." Dass dieser Versuch, 
in mittelalterlicher Weise die Lehi-e an bestimmte Autoritäten 
zu binden, irgend welchen Erfolg gehabt hätte, ist nicht ersicht- 
lich. Ein Missgriff des Königs wurde eben dadurch aufgehoben, 
dass das Ministerium mit richtigerem Verständnisse an die 
Durchführung seiner Anordnungen nicht dachte. Unter den 
folgenden Regierungen bedeutet nur das WöUnersche Regiment 
einen Versuch, wenigstens auf dem Gebiete der Theologie den 
Inhalt der Lehre zu bestimmen. Nachdem dieser Versuch ge- 
scheitert war, wusste man sich zu bescheiden, dass der Inhalt 
der Lehre nicht von oben her geregelt werden könne. 

Die Grundlage des Studiums bildeten noch immer die 
Fächer der philosophischen Fakultät, durch welche bei der 
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mangelhaften allgemeinen Bildung, mit der die meisten 
Studierenden zur Universität kamen, ihnen die für ihr Fach- 
studium erforderliche allgemeine Vorbildung übermittelt wurde. 
Die philosophische Fakultät ersetzt zum grossen Teile das 
heutige Gymnasium. Es musste daher notwendig darauf ge- 
halten werden, dass die Studierenden sich nicht vor Erwerb der 
nötigen Vorkenntnisse ihrem Fachstudium zuwandten. Am 
13. Januar 1713 beklagte ein an die Universität Halle erlassenes 
Reskript, die Studenten setzten Humaniora hintan und würden 
sofort in superioribus facultatibus ad artiora studia angeführt; 
das solle in Zukunft nicht mehr geschehen, die Studenten 
dürften studia humaniora nicht verabsäumen. In gleicher Weise 
wurden durch Reskript vom 19. Januar 1738 an die Universität 
Frankfurt a. 0. alle Studiosi, sonderlich aber die Stipendiaten 
und Beneficiarii angewiesen, bei Verlust derer Beneficiorum 
Studia humaniora und Philosophica fleissig zu treiben, ehe sie 
zur Theologie, Jurisprudenz und Medizin zugelassen würden. 
Für Königsberg wurde bei Einsendung des Lektionskatalogs 
am 20. März 1771 sogar genehmigt, dass in der sonst nur auf 
Schulen und Gymnasien betriebenen lateinischen Sprache nach 
Anleitung prosaischer Autorum classicorum Untemcht gegeben 
werde. Die höheren Schulen Ostpreussens gewährten also 
augenscheinlich nicht einmal die für den Studenten erforderliche 
Kenntnis des Lateinischen. Selbst nachdem unter dem Ein- 
flüsse des neueren Humanismus, besonders von Wolf in Halle 
sich die Lehrgegenstände der philosophischen F'akultät zum be- 
sonderen Fachstudium entwickelt hatten, hielt man daran fest, 
dass sie immer noch gleichzeitig den Studierenden der anderen 
Fakultäten die allgemeine Bildung vermitteln sollten. Noch 
durch Erlass vom 18. September 1804 wurde vorgeschrieben, 
dass in die Abgangszeugnisse, welche die drei oberen Fakultäten 
ihren Mitgliedern nach Ablauf der Studienzeit zum Eintritt in 
den Staats- und Kirchendienst erteilten, eine Bescheinigung 
der philosophischen Fakultät über den Besuch von sechs Vor- 
lesungen aus ihrem Bereiche, einer für jedes Halbjahr, auf- 
genommen werde. 
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Trotzdem hier und da der Dekan der philosophischen 
Fakultät eine Prüfung der neu ankommenden Studenten be- 
sonders mit Rücksicht auf zu verleihende Stipendien und Frei- 
tische vornahm, wollten die Klagen über mangelhafte allgemeine 
Vorbildung nicht aufhören. Das Oberschulkollegium erforderte 
daher am 16. Dezember 1787 von der Universität Halle einen 
Bericht, wie der Missstand abzustellen sei. Der Bericht der 
der ünivei*sität vom 10. Januar 1788, der besonders die mangel- 
haften Kenntnisse in den alten Sprachen beklagte, wollte die 
Prüfung den Schulen zuschieben. 

Darauf ergingen am 23. Dezember 1788 zwei in einander 
greifende Erlasse, deren Haupturheber die Mitglieder des Ober- 
schulkollegiums Gedike und Meierotto waren. Der erste wies 
die Provinzialschulbehörden an, zweimal jährlich zu Neujahr 
und Johanni unter Vorsitz eines staatlichen Kommissars an 
sämtlichen gelehrten Schulen ihres Bezirks die Abiturienten 
zur Universität auf das Mass ihrer Kenntnisse in den alten 
und neuen Sprachen, besonders in der Muttersprache, und in 
den Schulwissenschaften, zumal in der Geschichte, schriftlich 
und mündlich zu prüfen. Über das Ergebnis der Prüfung erhielt 
jeder Prüfling ein Zeugnis der Reife oder der Unreife. Den 
Vätern der Unreifen sollte ihre bürgerliche Freiheit, ihre Söhne 
trotzdem zur Universität zu schicken, keineswegs verschränkt 
werden, doch hoffte man von ihrer Einsicht das Gegenteil. 
Durch den zweiten Erlass wm*den die Universitäten angewiesen, 
jeden, der von einer gelehi-ten Schule mit einem Zeugnisse der 
Reife komme, einzuschreiben, solche dagegen, die ohne Schul- 
zeugnis einträfen oder durch Privatunterricht oder auf Schulen 
niederer Ordnung oder auf nicht unter dem Oberschulkollegium 
stehenden Anstalten vorbereitet wären, durch eine besondere 
Pmfungskommission prüfen zu lassen, die in Halle aus dem 
Kanzler, dem Prorektor, dem Dekane der philosophischen 
Fakultät und mehreren unter einander wechselnden Extra- 
ordinarien und Privatdozenten bestand. Auch hier sollte denen, 
deren Unreife sich ergab, der Besuch der Universität keines- 
wegs verschränkt werden. Die ohne Zeugnis Ankommenden 
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wurden daher auch ohne weiteres immatrikuliert und demnächst 
zu der Prüfung angehalten. Es wurde nunmehr ihre Aufgabe, 
sich um diese nach Möglichkeit und häufig mit Erfolg herum- 
zudrücken. 

Die Studienzeit war im Laufe des 18. Jahrhunderts im 
allgemeinen bis auf zwei Jahi-e zurückgegangen. Das reichte 
natürlich um so weniger aus, als in dieser Zeit nicht nur das 
Fachstudium betrieben, sondern auch die allgemeine Bildung 
in der philosophischen Fakultät ergänzt werden musste. Die 
Kabinettsordre vom T.April 1804 bestimmte daher allgemein 
die Studienzeit auf drei Jahre. Auch hier wollte man aber 
für besonders fleissige und fähige Studenten Ausnahmen zu- 
lassen. Wer vor Ablauf der drei Jahre die Universität verlassen 
wollte und das Abgangszeugnis forderte, musste sich bei der 
Universität einer besonderen Prüfung unterziehen, um dar- 
zuthun, dass er das Ziel der Universität erreicht habe. 

§ 9. Die wirtschaftliche Selbstverwaltung der 

Universitäten. 

Für den Unterhalt der Universitäten bestehen neben ein- 
ander zwei verschiedene Systeme, das der mittelalterlichen 
Naturalwirtschaft und das der modernen Geldwirtschaft. 

Ganz auf der älteren Wirtschaftsgrundlage ruht die Uni- 
versität Frankfurt a. 0. Sie allein hat als mittelalterliche 
Stiftung einen umfangreichen Grundbesitz an Dörfern, woraus 
sie Prästationen zog und das verpachtete Vorwerk Jakobsdorff. 
Sie war damit so gestellt, dass sie im wesentlichen ohne Staats- 
zuschuss dürftig bestehen konnte. 

Für die Universität Königsberg waren die Salarien anfangs 
aus dem vom Fundator der Akademie überwiesenen Amte Fisch- 
hausen gezahlt. Da diese aber sehr unregelmässig einliefen, 
und die Universität beständig klagte, wurden die Salarien seit 
1725 aus der königlichen Rentei gezahlt und zwar jährlich 
3229 Thlr. 70 Gr. Dazu kamen 5555 Thlr. 50 Gr. aus dem 
verkauften, vom Fundator der Akademie käuflich überlassenen 
Gute Thalheim, als Kapital, Mühlengefälle aus der königlichen 
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Rentei 80 Thlr., zum Deputatgetreide 1701 Thlr. 30 Gr. Der 
Ökonom erhielt an Tischgeldern aus den bei dem Hafen ge- 
legenen Ämtern 77 Thlr. 30 Gr., jeder Professor an Brennholz 
aus dem königlichen Hofgarten für 25 Thlr. An eigenem Grund- 
besitze besass die Universität Königsberg nur das kleine Gütchen 
Wangniken, das nach einem Berichte von 1770 schon seit mehr 
als hundert Jahren nach Erbzinsrecht ausgethan war. 

Halle und Duisburg waren überhaupt mit Gütern nicht 
ausgestattet. Nur das theologische Seminar in Halle besass, 
wie schon hervorgehoben, eine erhebliche Dotation, die meist 
in Gnindbesitz angelegt war. 

Die Lage des Grundbesitzes der Universitäten fand eine 
eingehende Erörterung, als das Generaldirektorium 1770 auch 
die Universitäten zum Seidenbau nötigen wollte. Der Minister 
v. Fürst wies in seinem Schreiben vom 28. September 1770 
dem Generaldirektorium die Grundbesitzverhältnisse nach und 
bemerkte: „Ohne selbst Plantagen zu haben, und bloss von 
Blättern so man etwa in der Nähe haben kann, den Seidenbau 
zu befördern, werden Ew. Excellenzien Selbst bei Universitäten 
Und hohen Schulen, wo die darauf Studieretfden nicht, so wie 
bey Waysenhäusern dazu gebraucht werden können, als un- 
thunlich einsehen". 

Für die Ausstattung der Universität Halle waren ebenso 
wenig wie für Duisburg Güter verfügbar gewesen. Man musste 
sie daher auf verschiedene Kassen anweisen. Da die Gehälter 
niedrig, die sachlichen Unkosten verschwindend gering waren, 
konnte man mit einem überraschend unbedeutendem Etat aus- 
kommen. Halle hat etwa ein Jahrhundert hindurch von 
7000 Thlrn. jährlich bestanden. Es wurden für sie gezahlt 
nach dem Etat von 1709 und von 1768/69: 

von der Landschaft des Herzogtums 

Magdeburg 2300 2300 Thlr. 

aus der Stiftsschreiberei zu Halle . 2100 2119,8 

aus den Accisegfefällen der Stadt Burg 1200 ' 1200 

5600 5619,8 Thlr. 
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Übertrag 5600 5619,8 Tlilr. 

aus den Steuergelallen der alten Stadt 

Magdeburg 600 600 

aus der Accisekasse der Grafschaft 

Mansfeld 500 500 

aus der Landrentei als Hafergeld für 

die Reitbahn 280,16 „ 

zusammen 6700 7000 Thü\ 

Nach 1764 betrug der Etat von Duisburg 4240 Thh-. 
22 Stüber 4 Pf., davon 3090 Thlr. aus dem Zolle von Ruhrort. 

Neben dieser allgemeinen Dotation hatte schon Friedrich 
der Grosse zumal nach dem siebenjährigen Kriege besondere 
Zuschüsse aus königlichen Kassen in der Form geleistet, dass 
er die Gehälter einzelner Professoren ganz oder zum Teil über- 
nahm. Immerhin war doch die Ausstattung selbst für Halle 
so gering, dass es nach kurzer Blüte von Göttingen überflügelt 
werden konnte. 

Am 3. Januar 1787 setzte Friedrich Wilhelm IL zur 
Hebung der preussischen Universitäten weitere 10 000 Thlr. 
aus, die er auf die eingezogenen Jesuitengüter in Schlesien 
anwies. Hiervon erhielten Königsberg 2000, Frankfurt a. 0. 
1000 und Halle 7000 Thlr., so dass der letzteren Ausstattung 
geradezu verdoppelt wurde. Die Pläne des Ministers v. Massow, 
weitere Mittel für die Universitäten flüssig zu machen, fanden 
auch bei Friedrich Wilhelm III. Entgegenkommen. Während 
aber der Minister alle Universitäten heben wollte, bestand der 
König darauf, dass alle neuen Mittel allein für Halle verwendet 
würden, damit der Staat wenigstens eine Universität ersten 
Banges besitze. Es erfolgten daher auf den weiteren Antrag 
des Ministers v. Massow im Jahre 1803 für Halle neue Be- 
willigungen im Betrage von 8000 und 7000 Thlrn., so dass 
sich seitdem die staatlichen Zuschüsse zu der ursprünglichen 
Ausstattung auf jährlich 22 000 Thlr. beliefen. Diese schnell 
auf einander folgenden Erhöhungen zeigen am besten, wie un- 
genügend die für die Universitäten zur Verfügung gestellten 
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Mittel in der fridericianischen Zeit gewesen waren und fiu* die 
anderen Universitäten auch weiterhin blieben. 

Statt der jährlichen Zahlungen aus königlichen Kassen hatte 
sich Friedrich Wilhelm I. 1736 erboten, jeder Universität ein 
Kapital zu überlassen, war dabei aber auf entschiedenen Wider- 
spruch der Universitäten gestossen. Für Königsberg waren 
1 Mill. Thlr., für Halle 1 600 000 Thlr. in Aussicht genommen. 
Die Universität Frankfurt a. 0. erklärte überhaupt, nichts aus 
königlichen Kassen zu beziehen. Die Königsberger lehnten ab, 
um nicht mit der gefahrvollen Vermögensverwaltung befässt zu 
sein, gehe das Kapital verloren, so müssten sie und die ihrigen 
krepieren. Die Universität Halle hatte den Vorschlag offenbar 
dahin missverstanden, dass die einzelnen Professoren statt des 
Gehaltes ein Kapital bekommen sollten. Sie wies ihn daher 
zurück mit der Begründung, die Professoren brauchten das 
Gehalt für Unterhalt und Bücher, da kaum ein Drittel der 
Zuhörer bezahle. Die Unterbringung des Kapitals sei aber 
schwierig und unsicher. Angesichts dieses Widerspruchs ver- 
fügte Cocceji am 3. November 1736, es solle beim alten 
bleiben. 

Zu dieser staatlichen Ausstattung, mochte sie eigener Besitz 
der Universität oder jährliche Zahlung aus königlichen Kassen 
sein, kommen noch unbestimmte, zum Teil ungewisse Ein- 
nahmen der verschiedensten Art. Für Halle beliefen sie sich 
z. B. nach dem Etat von 1768/69 auf Einnahmen aus 

Pacht für Universitäts-Wein-, Bier- 

und Garküchenkeller .... 365 Thlr. 

Strafgefällen 283 „ 3 Gr. 17, Pf. 

Inskriptionsgeldern 86 „ 15 „ T „ 

Abzugsgeldern 8 „ 20 „ 

743 Thlr. 14 Gr. 27, Pf. 

Die Verwaltung des Vermögens und der Einnahmen der 
Universität stand dieser selbst zu. Einen wii'klichen Inhalt 
hatte diese Selbstverwaltung aber natürlich nur, soweit die 
Universität eigenen Besitz hatte. Die jährlichen Zahlungen 
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aus Staatskassen waren als durchlaufende Gelder nur Gegen- 
stand der Kassenverwaltung. 

Die gesamte Finanzverwaltung der Universitäten steht aber 
unter strengster Aufsicht des Staates. 

Die verfügbaren Gelder sind sicher zu stellen. Am 8. Juni 1769 
wurde angeordnet, dass augenblicklich verfügbare Universitäts- 
gelder bei der Bank zu 3% hinterlegt werden sollten, nachdem 
der König am 31. März für die Sicherheit Garantie über- 
nommen hatte. 

Die Ausgaben durften nur nach Massgabe des Etats geleistet 
werden. Ausserordentliche Ausgaben selbst von geringem Betrage 
erforderten die Genehmigung des Ministeriums. Am 2. Dezember 
1780 hatte die Universität Frankfurt a. 0. beantragt, 20 Thlr. 
für einen neu bekehi-ten Juden spenden zu dürfen. Darauf 
erhielt sie aber unter dem 9. Dezember 1780 zur Antwort: 
„Unser Ober-Curatorium kann nicht zugeben, dass wie Ihr in 
Eurem Bericht vom 2. dieses beantraget 20 ^ aus der Casse 
bei der Taufe eines neu bekehrten Juden angewendet werden. 
Es ist nur zu sehr bekannt, dass dergleichen Übertritte von der 
Jüdischen zur Chi-istlichen Religion meistens nur in Hoffnung 
der zu erhaltenden Geschenke geschehen, mithin einem der- 
gleichen Unfug mehr gesteuert als solchem nachgegeben werden 
muss". 

Der Staat führt endlich auch die Rechnungskontrolle. Nach 
dem Cirkulare vom 19. Januar 1769 ^) sollten auch die Rechnungen 
der Kirchen, Schulen und milden Stiftungen, deren Jahres- 
einnahme 500 Thlr. oder mehr betrug, von der Oberrechenkammer, 
die übrigen Rechnungen von den vorgesetzten Provinzialkollegien 
geprüft werden. Damit'Vurden insbesondere auch die Rechnungen 
der Universitäten der Kontrolle der Oberrechenkammer unter- 
worfen. 

Für ihre Verwaltung hat die Universität besondere Büreau- 
und Unterbeamte. Wer diese zu bestellen hat, lässt sich über- 

') \g\. Wöhner, Handbuch über das preussische Kassen- und Rechnungs- 
wesen, Berlin 1797, Beilage Nr. 20. 
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haupt nicht beantworten, da das ursprüngliche Ernennungsrecht 
der Universität durch das staatliche Aufsichtsrecht aufgesogen 
ist. Wenn durch Kabinettsordre vom 1. Januar 1695 der von 
der Universität Halle gewählte Syndikus als solcher bestätigt 
wird, so tritt dabei das ui-sprüngliche Verhältnis noch klar 
hervor: das freie Wahlrecht der Universität erscheint nur be- 
schränkt durch ein staatliches Bestätigungsrecht. Dagegen 
erhielt am 2. September 1732 Nitsche die Adjunktion auf das 
Syndikat von Knorre und behauptete sie trotz des Einspruches 
der Universität. Hier schiebt also bereits die absolute Staats- 
gewalt das korporative Recht bei Seite. 

Die Universität mit ihren Angehörigen bildet eine von der 
städtischen Obrigkeit eximierte besondere Gemeinschaft, die der 
Stadtgemeinde nebengeordnet ist. In allen gemeinsamen An- 
gelegenheiten musste daher zwischen beiden verhandelt werden. 
Das war in Frankfurt a. 0. schon immer so gewesen. Ein 
königliches Reskript vom 18. November 1733 für Halle schrieb 
vor, dass künftig ebenso wie in Frankfurt bei Einquartierung, 
Servisanlage, Aufstellung der Brot- und Biertaxe vom Magistrate 
ein Mitglied der Universität zugezogen werden solle. 

Die Selbstverwaltung der Genossenschaft tritt endlich hervor 
bei besonderen Feierlichkeiten. 

Friedrich HL/I. suchte solche zu befordern und mit mög- 
lichstem Glänze abzuhalten. Besonders die Eröffnung der Uni- 
versität Halle und die 2(X)jährige Jubelfeier der Universität 
Frankfurt a. 0. wurden mit grosser Pracht begangen, wovon 
die gedruckten Beschreibungen noch Zeugnis ablegen. 

Unter den beiden folgenden Regierungen besteht das ent- 
gegengesetzte Bestreben, die Feiern zu verhindern. Dass beim 
Rektoratswechsel die Kollationen und Aufzüge beseitigt wurden, 
fand schon Erwähnung *). Auch Anregungen der Universität zu 
Feiern aus besonderen Anlässen wurden zurückgewiesen. Einen 
Zuschuss zur Jubiläumsfeier der Universität Königsberg lehnte 
der König mit den Worten ab: „Nein, Ich kan vor itzo nichts 

S. S. 65. 
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dazu geben". Dagegen beging die Universität Königsberg 
während der russischen Besetzung Preussens im siebenjährigen 
Kriege die Geburtstage der Kaiserin Elisabeth stets mit grösstem 
Glänze. Nur die Festgedichte, in denen die Kaiserin angesungen 
wurde, waren regelmässig schauderhaft. Am 9. April 1770 
schlug nun gar die Universität Halle eine Feier bei Niederkunft 
der Prinzessin von Preussen vor und wollte dafür 250 — SOOThlr. 
aufwenden. Das Oberkuratorium lehnte dies am 13. d. Mts. ab, 
da solche Feste gewöhnlich mit Ausschweifungen verknüpft 
seien, jeder sollte vielmehr in der Kirche beim Dankfeste sein 
Dankopfer für die Allerhöchsten Herrschaften dem Höchsten 
darbringen. 

Nach dem Tode Friedrichs des Grossen verhielt man sich 
nicht mehr ganz so ablehnend. Die hundertjährige Jubelfeier 
der Universität Halle war bereits geplant. In dem bekannten 
Reskriptenstile, in dem das Ministerium unter der Person des 
Königs sprach, hatte es am 17. Dezember 1793 in Aussicht 
gestellt: „Wir werden nun bey Unserer höchsten Person auf 
Bewilligung der dazu erforderlichen Kosten antragen". Nun 
kam aber der Studentenkrawall dazwischen, bei dem die 
Wöllner'sche Immediatkommission das Hasenpanier ergriff'). 
Zur Strafe unterblieb jede Feier, da die Urheber der Unruhen 
trotz aller Bemühungen des Ministeriums von der Universität 
selbstverständlich nicht entdeckt wurden. 

§ 10. Die akademische Gerichtsbarkeit'). 

Da die Universität eine besondere, der Stadt nicht unter- 
geordnete, sondern nebengeordnete Gemeinschaft bildet, so muss 
die sonst von der Stadt geübte Gerichtsbarkeit der Universität 
über ihre Angehörigen und Unterthanen zustehen. 

Der der Universität unterworfene Personenkreis ist nun 
aber ziemlich weit gezogen. Es gehören dazu nicht nur die 



') S. S. 154. 

'-*) Vgl. Steiu, Die akademisclie Gerichts) »arkeit in Deutschland, .S. 87ff. 



- 171 — 

Universitätslehrer und Studenten, sondern auch die Familien- 
angehörigen der Universitätslehrer einschliesslich des Gesindes, 
alle Personen von akademischer Bildung, bis sie in einen be- 
sonderen Beruf eingetreten sind, die Universitätsbeamten und 
Universitätshandwerker mit ihren Angehörigen und endlich die 
hintersässigen Bauern. Für die Gerichtsbarkeit der Universität 
bot sich hier ein weites Feld. In bunter Reihenfolge mussten 
die verschiedensten Sachen, Disciplinarvergehen der Studenten 
und Rechtsstreitigkeiten der Bauern erledigt werden. Als ein- 
mal gegen Frankfurter Studenten der Vorwurf erhoben wurde, 
sie hätten im Wartezimmer des akademischen Gerichts geraucht, 
entschuldigten sie sich damit, die gleichfalls dort wartenden 
Bauern hätten Käse gefiühstückt, und es sei ihnen von dem 
Gerüche so übel geworden, dass sie sich eine Pfeife Tabak 
hätten anstecken müssen. 

Die Gerichtsbarkeit der Universität ist sachlich unbeschränkt 
und umfasst regelmässig sogar den Blutbann. Dieser wird 
auch der Universität Halle in dem Privilegium vom 4. September 
1697 besonders verliehen. Die gegenüber allen Gerichten statt- 
findende Beschränkung, dass schwerere Strafurteile dem Landes- 
herren zur Bestätigung vorgelegt werden müssen, greift selbst- 
verständlich auch den Universitätsgerichtea gegenüber Platz. 
Das Hallesche Privilegium erfordert die Einsendung des Urteils 
an den Kurfürsten und den Geheimen Rat, sobald an Leib und 
Leben gestraft werden soll. 

An akademischen Gerichten ergab sich als erste Instanz 
das Officium rectorale, das Gericht des Rektors unter Beirat 
des Syndikus, als zweite der Senat und als dritte der Landes- 
herr persönlich, der seine Räte mit der Entscheidung betraute. 
Daraus folgte für F'rankfurt a. 0. die oberste Gerichtsbarkeit 
des Geheimen Justizrates, für Halle die des Justizministeriums, 
für Königsberg wurde 1791 das ostpreussische Tribunal per 
modum commissionis vorgeschlagen. Es liegt eben ganz im 
Ermessen des Landesherren, welche Behörde er als seine Räte 
mit der obersten Gerichtsbarkeit betrauen will. . 

Die Zuständigkeit der einzelnen Organe ist aber keines- 
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wegs fest gesichert. Nach mittelalterlicher Auffassung beruht 
die akademische Gerichtsbarkeit auf den der Universität erteilten 
Privilegien. Da nunmehr der Landesherr Urheber des Privilegiums 
der Gerichtsbarkeit ist, entsteht die Rechtsüberzeugung, dass 
ihm, der das Privilegium jeden Augenblick zu ändern berechtigt 
ist, solches überhaupt nicht entgegengehalten werden kann. 
Damit ergiebt sich die Zulässigkeit beständiger Eingriffe des 
Landesherren und seiner Aufsichtsbehörden in den regelmässigen 
Gang der akademischen Rechtspflege. 

Zunächst fühlen die Professoren selbst das Bestreben, nicht 
unter demselben Gerichte zu stehen wie die Studenten und sich 
von dem akademischen Gerichte zu eximieren, das in jährlichem 
oder halbjährlichem Wechsel einer ihrer Amtsgenossen als Rektor 
handhabte. Den Frankfurter Professoren war daher gestattet, 
das akademische Gericht abzulehnen und sich vor dem Geheimen 
Justizrate belangen zu lassen. Für Halle gewährte das Privilegium 
vom 4.- September 1697 den Professoren ohne weiteres den 
Gerichtsstand vor dem Geheimen Rate. Der Professor erscheint 
damit in erster Linie nicht als Mitglied der akademischen Gemein- 
schaft, sondern als Staatsbeamter mit besonders privilegiertem 
Gerichtsstande. 

Die überwiegende Masse der akademischen Prozesse bildeten 
nun aber immerhin, zumal wo die Universität keine hinter- 
sässigenDörfer hatte, Schulden und Ausschreitungen derStüdenten. 
Die Universität selbst hatte das Interesse, diese Rechtsprechung 
möglichst milde zu handhaben, um sich die Studenten nicht 
zu verscheuchen. Im Zweifel hatte daher der Student immer 
Recht. Der Handwerksmeister, der ihm Kredit gegeben, konnte 
sich die Übeln Folgen selbst zuschreiben. Ausschreitungen der 
Studenten wurden regelmässig von einem milden disciplinaren 
Standpunkte betrachtet, der das eigentliche Strafrecht nicht zur 
Geltung kommen Hess. Unter diesen Umständen waren Aus- 
schreitungen nicht nur einzelner Studenten, sondern auch 
grösserer Gruppen oder der Studentenschaft überhaupt an der 
Tagesordnung. 

Damit wurden Eingriffe des Km'atoriums der Universitäten 
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in den regelmässigen Gang der Rechtspflege geradezu notwendig. 
Jeder grössere Stadentenanf lauf nötigte die Universität zu ein- 
gehenden Berichten an das Ministerium, das auch die Urteile 
zur Bestätigung vorgelegt verlangte. Selbst ein persönliches 
Einschreiten des Königs, der auüsässige Studenten unter die 
Soldaten steckt, ist nicht ausgeschlossen. 

Als unter dem ^linisterium v. Massow nun die berüchtigte 
Verordnung vom 23. Juli 1798 erging, welche bei Ausschreitungen 
der Studenten die Prügel- und Todesstrafe androhte, konnte 
man die Entscheidung nicht den akademischen Gerichten über- 
lassen. Denn bei dem Widerstreben der Universitäten gegen 
die Massow'schen Reformen war mit Bestimmtheit vorauszusehen, 
dass sie auf Prügel- und Todesstrafe niemals erkennen würden, 
und damit die Verordnung selbst ein toter Buchstabe bleiben 
musste. Die Gerichtsbarkeit in den Fällen der Verordnung 
wird daher der Polizeidirektion und dem Obergerichte ohne 
jede Beteiligung der akademischen Behörden übertragen. Da 
die Polizeibehörde eine städtische Eommunalbehörde war, so 
wird die akademische Gerichtsbarkeit hier nicht etwa nur durch 
einen Eingriff der staatlichen Aufsichtsbehörde beeinträchtigt, 
sondern grundsätzlich verneint. Die Verordnung ist nun aber, 
soweit ersichtlich, mit ihren ungeheuerlichen Strafandrohungen 
angesichts des allgemeinen Widerspruches der öff^entlichen 
Meinung überhaupt ein toter Buchstabe geblieben. Zur W^ahrung 
des Ansehens der Staatsgewalt nahm man nm* von einer förm- 
lichen Aufhebung Abstand. Es ist daher auch kein Fall be- 
kannt, in dem die Gerichtsbarkeit der Polizeidirektion und des 
Obergerichtes über Studentenausschreitungen wirksam geworden 
wäre. 

Die akademische Gerichtsbarkeit erscheint hiernach allseitig 
unzureichend. In dem wechselnden Rektorate findet sie das 
ungeeignetste Organ, das sich denken lässt. Das entgegen- 
gesetzte Interesse der Universität und der Aufsichtsbehörde an 
der Handhabung der akademischen Gerichtsbarkeit, die Ver- 
mischung rechtlicher und disciplinarer Gesichtspunkte Hess es 
zu einer festen Handhabung der Rechtspflege nicht kommen 
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und rief fortwährende Einmischungen der Aufsichtsbehörden 
hervor. Damit wurde aber wieder die Festigkeit der Organisation 
wie die Unabhängigkeit der Rechtspflege gefährdet. 

§ 11. Die Staatsverwaltung. 

An der Universität selbst bildete zunächst das mittelaUer- 
liche Kanzleramt ein Organ obrigkeitlicher Aufsicht über die 
genossenschaftliche Selbstverwaltung besonders hinsichtlich der 
Verleihung der akademischen Grade. 

In Frankfurt a. 0. war das Kanzleramt mit dem Lebuser 
Bistume in der landesherrlichen Gewalt aufgegangen und kam 
nicht mehr selbständig zur Erscheinung. Seine Befugnisse 
wurden von der Ministerialinstanz, dem Oberkuratorium, aus- 
geübt, dass hiernach zu jeder beabsichtigten Promotion seine 
Genehmigung und Ermächtigung erteilen musste. 

Den Universitäten Königsberg und Duisburg ist die Kanzler- 
würde stets fremd geblieben, in Königsberg wurde seit 1743 
dem Direktor der blosse Kanzlertitel beigelegt. 

Für Halle hatte allerdings das kaiserliche Privilegium vom 
19. Oktober 1693 die Kanzlerwürde erneuert, aber diese gleich 
dem Rektorate dem Kurfürsten vorbehalten, dem es überlassen 
blieb, einen Pro-Cancellarius zu bestellen. Thatsächlich sind 
keine Prokanzler, sondern nur Kanzler ernannt worden. 

Schon vor Einweihung der Universität hatte am 30. August 
1692 der berühmte Publicist Veit Ludwig von Seckendorff die 
Bestallung als Kanzler unter Zusicherung eines Vierteljahrs- 
gehalts von 250 Thlrn. erhalten. Seine Befugnisse waren 
ziemlich weit bemessen. Sie umfassten nicht nur die geschicht- 
lich überkommenen Rechte des Kanzlers bei den Promotionen, 
er sollte vielmehr als das örtliche Organ der Staatsverwaltung 
überhaupt die Aufsicht über die Lehrer führen und für gute 
Ordnung auf der Universität sorgen. Da jedoch Seckendorff 
bereits am 18. Dezember 1692 starb, ist das Kanzleramt 
mit diesen weit gehenden Befugnissen nicht ins Leben getreten. 

Die spätere Kanzlerwürde, die durchweg einem hervor- 
ragenden Professor im Nebenamte übertragen wurde, war im 
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wesentlichen nur Ehrenstellung. So sollten z. B. nach der Be- 
stallung von Ludewig zum Kanzler vom 12. Januar 1722 Berichte 
und alles, was nomine Academiae publiciert wurde, unter seinem 
Namen gehen, bei Promotionen sein Name mit dem des Pro- 
rektors unter dem Patente stehen und damit die Promotion 
autorisieren. Aber irgend welcher materielle Einfluss war dem 
Kanzler nicht mehr eingeräumt. 

Erst mit der Bestallung des Kanzlers Hoflfmann zu Halle 
1787 wurde auf den ursprünglichen Plan des Kanzleramtes 
zurückgegriffen. Nach seiner Instruktion sollte er wie der 
Präsident eines Kollegiums den Vorsitz mit dem Range vor 
dem Prorektor haben. Er war damit zur Stellung eines Vor- 
gesetzten der Professoren erhoben, was um so eher möglich 
erschien, als er selbst nicht Professor war. Da jedoch Hoflf- 
mann als Kanzler bereits am 31. Dezember 1790 entlassen 
wurde, erlosch die eigenartige Stellung wieder, und man ver- 
band das Kanzleramt, seiner materiellen Befugnisse entkleidet, 
von neuem mit einer Professur. 

Dagegen entwickelte sich in dem Direktorate, das gleich- 
falls einem Professor im Nebenamte übertragen wurde, ein 
ständiges Organ für die örtliche Aufsicht der Staatsverwaltung. 

Das Direktorat ist Halleschen Ursprunges. Es verdankt 
seine Entstehung dem Umstände, dass die Universität Halle 
schon einige Jahre, bevor sie eröffnet wurde, und ihre korporative 
Verfassung ins Leben trat, als Lehranstalt bestand. Eine solche 
bedurfte der Leitung. Daher wurde nach dem Tode des 
Kanzlers von Seckendorflf Stryk zum Direktor ernannt. 

Das Direktorat musste hiernach erlöschen, sobald die 
korporative Verwaltung unter dem Rektor in Wirksamkeit trat. 
Das geschah aber nicht, vielmehr blieb das Direktorat als 
ständiges Kommissariat der Staatsverwaltung bestehen. Die 
Universität behauptete 1767 in einem Berichte, der Fortbestand 
des Direktorates beruhe überhaupt auf einem Versehen. Das 
Direktorat von Stryk sei mit der Wahl des ersten Prorektors 
erloschen. Thomasius habe die Expektanz auf die Stelle von 
Stryk erhalten gehabt, und beim Abschreiben der Bestallung 
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sei aus Versehen auch der Direktortitel hineingekommen. Die 
Universität habe dann ein Reskript bekommen, Thomasius solle 
den Titel auf Lebenszeit behalten, sich aber auf dessen Grund 
kein weiteres Recht anmassen. Bei dem Streite Ludewigs mit 
dem Fürsten von Anhalt-Dessau habe J.H.Böhmer das Direktorat 
nachgesucht und es auch erhalten, jedoch nicht den Vortritt 
vor dem Kanzler. Die Angaben dieses Berichtes sind nach- 
weisbar zum grossen Teile falsch, sie beruhen augenscheinlich 
auf dem Bestreben, das Direktorat als eine der reinen genossen- 
schaftlichen Verwaltung feindliche Einrichtung abzustossen. 
Zunächst hatte Thomasius am 27. August 1709 nicht die 
Expektanz auf die Stellung von Stryk überhaupt, sondern auf 
das Ordinariat der Juristenfakultät erhalten. Wenn er also 
auch das Direktorat bekam, so war dies eine neue und frei- 
willige Übertragung des Amtes. Der damals erhobene Einspruch 
der Universität richtete sich im wesentlichen gegen den von 
dem neuen Direktor beanspruchten Vortritt vor der theologischen 
Fakultät. Das Reskript vom 6. Oktober 1710 sprach daher 
Thomasius keineswegs bloss den Titel ohne amtliche Befugnisse 
zu. Er sollte sich nur auf Grund des Direktorates kein Recht 
gegenüber der theologischen Fakultät auf den Vortritt an- 
massen, auch wurde das Erlöschen des Amtes nach dem Ab- 
gange des Thomasius in Aussicht gestellt, aber er selbst hatte 
nicht bloss den Titel, sondern das Amt mit allen Befugnissen. 
Die der Universität erteilte Zusicherung, dass das Amt dem- 
nächst erlöschen werde, hinderte übrigens nicht, dass Ludewig 
bei der Bestellung zum Kanzler am 12. Januar 1722 die Anwart- 
schaft auf das Direktorat nach des Thomasius Tode erhielt. 
Richtig ist es, dass dann am 25. Mai 1731 J. H. Böhmer zum 
Direktor, Viceordinarius und Vertreter von Ludewig, dem er 
selbstverständlich nachstand, ernannt wurde. 

Das Direktorat bildete also für Halle eine ständige Ein 
richtung. Der Direktor, der nach dem Rektor und Kanzler auf 
allen amtlichen Schriftstücken unterzeichnet stand , war das 
vom Staate bestellte Organ der Universitätsverwaltung, der auf 
Beobachtung eines ordnungsmässigen Zustandes zu achten hatte, 
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und an den sich daher auch das Oberkuratorium ebenso wie 
an Rektor und Senat hielt, falls dieser Zustand nicht vor- 
handen war. 

Das sogenannte Organisationsreskript an die Universität 
Halle vom 4. Februar 1803, in dem die Masse wschen Reform- 
pläne enthalten waren, wollte dem Prorektor nur die pädagogische 
und literarische Direktion, dem Direktor dagegen die all- 
gemeine Ordnung, Vermögensverwaltung und Justiz übertragen, 
den Direktor somit aus einem Organe der staatlichen Aufsicht 
zu einem solchen der unmittelbaren Universitätsverwaltung 
machen. Zu einer Ausführung dieser Pläne ist es aber nicht 
mehr gekommen. 

Jedenfalls hatte sich schon in den ersten Jahi-zehnten des 
18. Jahrhunderts das Direktorat als ständige Kontrolle der 
Universität und ihrer Glieder in Halle derart eingelebt, dass 
man es, wie Halle überhaupt als Vorbild galt, auf andere 
Universitäten zu übertragen versuchte. 

Um die verfallende Universität Frankfurt a. 0. zu heben, 
wurde 1736 J. J. Moser als staatsrechtliche Berühmtheit nicht 
nur zum Professor, sondern auch gleichzeitig zum Direktor be- 
rufen, womit das der älteren Universitäts.verfassung fremde 
Du-ektorat auch in Frankfurt a. 0. Eingang fand. Auf seine 
Anfrage nach seinen Obliegenheiten als Direktor erhielt Moser 
vom Oberkuratorium am 27. Oktober 1736 den Bescheid, er 
habe das fleissige Lesen zu kontrollieren, Verbesserungen vor- 
zuschlagen und zu sehen, dass die Ordres exequiert würden. 
Moser machte sich nun gleich eifrig ans Werk und erstattete 
am 2. Januar 1737 einen Bericht, in dem alle seine Amts- 
genossen sehr schlecht fortkamen. Dies führte zu einer Visitation 
der Universität durch den Präsidenten von Reichenbach, bei 
der sich nun die Vorwürfe gegen Moser, der als Ordinarius 
der Juristenfakultät vom Civilrechte nichts verstand und als 
Lehrer keinen Anklang finden konnte, häuften. Moser ist 
jedenfalls in Frankfurt a. 0. an seiner Doppelstellung als Pro- 
fessor und gleichzeitig als Aufseher seiner Amtsgenossen ge- 
scheitert. Mit der am 14. Februar 1739 erfolgten unfreiwilligen 

Bornhnk, Preussische Uni versitäts Verwaltung. 12 
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Entlassung Mosers erlosch das Direktorat zu Frankfurt a. 0. 
wieder. 

Erst als sich am 1. Mai 1742 eine grössere Anzahl Studenten 
über die Faulheit und Ungerechtigkeit vieler von ihren öffent- 
lichen Lehrern beschwerten und um einen tugendhaften und 
gelehrten Direktor baten *), wurde am 25. Mai 1742 der juristische 
Professor Hofrat Fleischer zur Abschaffung verschiedener auf 
der Universität eingerissenen Unordnung zum Direktor bestellt. 
Dabei berief sich das Reskript ausdrücklich auf den Vorgang 
von Böhmer. Man wollte also füi- Frankfurt a. 0. eine der 
Halleschen gleichartige Einrichtung schaffen. Seitdem ist das 
Direktorat auch in Frankfurt a. 0. eine ständige Einrichtung 
geworden. Bei massvoller Handhabung hat es aber nicht mehr 
den Anstoss erregt wie unter Moser. 

Im Jahre 1743 wird das Direktorat auch auf die Uni- 
versität Königsberg verpflanzt. Die Anregung gab hier der 
Tribunalrat und älteste Professor Sahme, der bat, ihn in 
Betracht beinahe 34jähriger Dienste zum Direktor und Kanzler 
auf eben die Art wie den Geheimen Rat Ludewig in Halle zu 
deklarieren. Auf die Verfügung des Königs „guht" erfolgte 
die Ernennung. Doch scheint es sich dabei weniger um ein 
Mittel staatlicher Aufsicht als um eine Auszeichnung eines ver- 
dienten Professors gehandelt zu haben. Denn erst als Sahme 
1750 die Censur aller Schriften mit den entsprechenden Emolu- 
menten für sich beanspruchte, wurde die Frage des Umfanges 
seiner Zuständigkeit aufgeworfen. Die Universität Halle erteilte 
am 29. Oktober 1750 der Königsberger erst Auskunft über die 
Obliegenheiten des Direktors, wonach er vom Prorektor in allen 
wichtigen Angelegenheiten zuzuziehen sei und auf Ordnung zu 
sehen habe. Die Kanzler- und Direktorwürde bestand seitdem 
in Königsberg fort. Besondere Bedeutung hatte sie nicht er- 
langt, wie schon daraus hervorgeht, dass sie meist durch Ascension 
besetzt wurde. 

Zuletzt erhielt auch die Universität Duisburg einen Direktor. 

- ') S. S. 86. 
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Am 6. Juli 1768 hatte der Geheime Tribunalrat Koenen ge- 
legentlich der Justizvisitation im Klevischen auf seine Anfrage 
auch den Auftrag erhalten, die Universität Duisburg zu visitieren. 
Auf seine Anregung berichtete am 5. Juli 1769 der Minister 
V. Fürst an den König: „Zu Erhaltung guter Ordnung auf der 
Universität Duisburg fehlet es an einem beständigen Director". 
Er knüpfte daran den Antrag, den Professor v. Eichmann zum 
Direktor und Geheimen Rate zu bestellen. Nachdem der 
König diesen Vorschlag genehmigt hatte, wurde durch Ministerial- 
reskript vom 11. Juli 1769 die Bestellung Eichmanns zum 
Direktor der Universität mitgeteilt, und ihm in dem Patente 
„alles dasjenige committiret, was auf anderen Universitäten, 
z. e. Halle und Frankfurth zum Officio Directoris und Ordinarii 
der Juristenfakultät gehört". 

Das Directorat ist damit zu einer allgemeinen Einrichtung 
geworden. Seine Wirksamkeit war aber ungleich. Materielle 
Bedeutung hat es in Halle und Frankfurt a. 0. gewonnen. 
An den anderen Universitäten ist eine Einwirkung des Direktorats 
auf die Verwaltung ohne erhebliche Bedeutung geblieben. 

Die oberste Verwaltung wurde durch die für jede Uni- 
versität bestellten Kuratoren geführt. Bei der Selbständigkeit 
der Kuratorien fehlt es zunächst noch an einer einheitlichen 
Ministerialverwaltung. 

Es waren Kuratoren 

für Halle für Frankfurt a. 0. 

1692—1701 Minister v. Rhez und 1692 Minister v. Fuchs und 

Geh. Rat Daniel Ludolf Präs. v. Danckelmann; 

V. Danckelmann; 
1701—1704 dazu Minister V. Fuchs; 
1 704 — 1707 die beid. erstgenannten ; 
1707—1709 Daniel L. v. Danckel- 1707 v. Printz; 

mann und Geh. Rat 

V. Printz; 
1709—1723 V. Printz und Blaspiel; 
1723—1725 V. Printz allein; 

12* 



ebenso. 
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für Halle für Frankfurt a. 0. 

1725—1730 Minister Frhr. v. Cnyp- 1725 Frhr. v.Cnyphausen; 

hausen; 

1730—1738 Minister v. Cocceji; 

1738—1747 Minister v. Brand und 

Geh. Rat v. Reichen- 
bach; 

Die Universität Königsberg stand unter dem ostpreussischeii 
Ministerium (den Oberräten) daselbst. Für die Universität 
Duisburg waren immer mehrere Kuratoren bestellt, deren einer 
sich an Ort und Stelle oder wenigstens in der Provinz befand. 
So wurde z. B. 1730 der Regierungs- (d. h. Obergerichts-) Prä- 
sident Frhr. v. Strünckede dazu ernannt. Im übrigen stand sie 
unter der kleveschen Regierung als Provinzialbehörde. Beide 
Universitäten waren aber ausserdem dem Geheimen Staatsrate 
in Berlin untergeordnet, wo ihre Angelegenheiten von einzelnen 
Mitgliedern bearbeitet wurden. 

Erst 1747 wird das Oberkuratorium sämtlicher Universitäten 
vereinigt und zunächst einem Kollegium, später einem der 
Justizminister, die das Geistliche Departement leiten, übertragen. 
Damit war eine einheitliche Ministerialin stanz für die gesamte 
Universitätsverwaltung geschaffen. Das Oberkuratorium sämt- 
licher Universitäten führten 

1747 — 1749 Grosskanzler v. Cocceji, Minister v. Marschall und 

Geh. Legationsrat Bielefeld; 
1748—1703 Minister v. Danckelmann; 
1763—1771 Minister Frhr. v. Fürst; 
1771 Minister v. Münchhausen; 

1771—1787 Minister Frhr. v. Zedlitz. 

Die Universitäten Frankfm*t a. 0. und Halle standen im- 
mittelbar unter dem Oberkuratorium, Königsberg und Duisburg 
zunächst unter ihrer Provinzialbehörde, dem ostpreussischen 
Ministerium und der klevischen Regierung, durch die alle 
Berichte und Anordnungen gingen. Die klevische Regierung 
hat wieder ihr besonderes Organ in dem örtlichen Kurator. 
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Durch Verordnung vom 22. Februar 1787 wird nun ein 
Oberschulkollegium als obersteBehördefür das gesamte Unterrichts- 
wesen und in unmittelbarer Unterordnung unter den König ge- 
bildet. Ihm gehörten der Minister Frhr. v. Zedlitz, der Geheime 
Ober-Finanzrat v. Wöllner, der Kanzler der Universität Halle 
V. Hoffmann, der Kirchenrat Meierotto, der Konsistorialrat und 
Professor Steinbart zu Frankfurt a. 0. und der Oberkonsistorial- 
rat Gedike, an. Am 3. Juli 1788 trat an die Stelle von 
Zedlitz Wöllner als Minister, der den Vorsitz im Oberschul- 
kollegium bis 1798 führte. Dann kam der Minister v. Massow 
an seine Stelle. 

Die Unterordnung unter das Oberschulkollegium wurde 
von den Universitäten als schwere Zurücksetzung empfunden. 
Besonders machte sich das in Halle geltend, wo gleichzeitig 
dem Kanzler v. Hoifmann ausgedehnte Befugnisse eines Vor- 
gesetzten beigelegt worden waren. Die Universität Halle erhob 
daher gegen die neue Organisation den entschiedensten Wider- 
spruch. Erfolg hatte sie damit freilich nicht. Denn als Ant- 
wort erhielt sie folgende Kabinettsordre: 

„Seine Königliche Majestät von Preussen l'nser aller- 
gnädigster Herr haben Höchst missfällig vernommen, dass die 
Universität zu Halle aus einem besonderen Eigendünkel sich 
beikommen lasset, weder unter dem Königlichen Ober-Schul- 
CoUegio stehen zu wollen, noch auch mit dem durch die An- 
stellung eines Kanzlers zum Besten der Universitaet getroffenen 
Arrangement zufrieden zu sein. Diese sonderbare und wenig 
Klugheit verrathende Aufführung einer ganzen Academie würde 
Sr. Königlichen Majestät äusserst befremdend sein, wenn Aller- 
höchstdenenselben nicht bekannt wäre, dass nur einige wenige 
pedantische Professores die thörigten Triebfedern davon sind, 
und dass zur Ehre der Universitaet es noch kluge und wahre 
gelehrte Männer daselbst giebt, die an solchen Unfug keinen 
Theil nehmen. So wie nun Se. Königliche Majestät denen 
letzteren Ihre Zufriedenheit darüber zu erkennen geben, so 
wird denen ersteren ihre durch obige Renitenz bezeigte ein- 
fältige Conduite hiermit ausdrücklich verwiesen, und ihnen alles 
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Ernstes anbefohlen, dem von Allerhöchstdenenselben für die 
sämtlichen Preussischen Staaten etablirten Ober-Schul-CoUegio 
einen ganz unumschränkten Gehorsam um so mehr zu leisten, 
da Seine Königliche Majestät nicht gemeint sein, einigen un- 
ruhigen Köpfen unter den Hallischen Professoren zu erlauben, 
über landesherrliche Einrichtungen und Befehle zu klügeln, weil 
ihre Pflicht ist, ohne Widerrede schnell und geziemend zu ge- 
horchen. Was ihre Einwendungen gegen das Verhältniss eines 
Kanzlers bei der Universitaet betrifft, so habe Se. Königliche 
Majestät unter heutigem Dato dem Etats-Ministre Freiherr 
von Zedlitz AUergnädigst anzubefehlen geruhet, conjunctim mit 
dem Ober-Schul-CoUegio für den jetzigen Canzler v. Hoifmann 
eine besondere Instruction zu entwerfen und zu Allerhöchst 
Dero Vollziehung einzusenden, welche Se. Königliche Majestät 
von der Universität zu Halle pünktlich beobachtet wissen, 
wonach sich selbige also gehorsamst zu achten haben wird. 

Berlin, den 21.ten December 1787. 

Friedrich Wilhelm". 

Da nicht einmal alle Mitglieder des Oberschulkollegiums 
in Berlin waren, lag das Schwergewicht der Verwaltung doch 
immer bei dem Minister. Aber seine Initiative wurde durch 
das Kollegialsystem gelähmt. Unter Wöllner machte sich dieser 
Zustand zum Vorteile der Universitäten höchst segensreich 
geltend. Andrerseits wurden aber auch Fortschritte der Ver- 
waltung dadurch gehindert. 

Am 31. Dezember 1801 erging daher eine königliche 
Kabinettsordre, die Universitätssachen sollten nicht mehr durch 
das Oberschulkollegium, sondern durch den Minister v. Massow 
allein als Oberkurator bearbeitet werden. Damit war der bis 
zur Errichtung des Oberschulkollegiums bestehende Zustand 
wieder hergestellt. Die Ministerialinstanz bildet das Ober- 
kuratorium unter der verantwortlichen Leitung eines einzigen 
Ministers. Die Universitäten Frankfurt a. 0. und Halle sind 
dem Oberkuratorium unmittelbar untergeordnet, während 
Königsberg und Duisburg zunächst unter ihrer Provinzialbehörde 
stehen. Nach dem Vorbilde von Duisburg erhielt aber nun- 
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mehr auch Königsberg einen örtlichen Kurator. Am 22. Februar 
1806 wurde der Kammerpräsident v. Auerswald zum Provinzial- 
kurator der Universität ernannt mit einem umfassenden Revisions- 
und Kontrollrechte. 

Die Verwaltung vollzog sich zunächst in den allgemein 
üblichen Fonnen von Berichten der Universität und Verfügungen 
des Oberliuratoriums auf solche. Daneben ergingen Anordnungen 
in einzelnen Fällen, wenn sich erhebliche Missstände heraus- 
gestellt hatten. 

Ein beliebtes Mittel der Staatsaufsicht bildeten endlich 
Visitationen an Ort und Stelle durch eine Kommission von 
einem oder mehreren Ministerialbeamten. Bisweilen erschien 
auch der Oberkurator selbst. Zumal die verfallende Universität 
Frankfurt a. 0. wurde mit solchen Visitationen heimgesucht, 
ohne dass sie viel geholfen hätten. 

Die Universität war selbstverständlich von der Nachricht 
einer bevorstehenden Visitation niemals besonders erfreut. 
Gleichwohl galt es als höflich, dem bestellten Visitations- 
kommissar glückliche Reise und Überkunft schriftlich an- 
zuwünschen, während man es thatsächlich nicht ungern gesehen 
hätte, wenn er auf der Fahrt Arme und Beine brach. 

Die Universität als Gesamtheit wie einzelne hervorragende 
Professoren suchten denn auch immer eine Visitation nach 
Möglichkeit abzuwenden. So bat am 29. September 1718 die 
Universität Frankfurt a. 0. um Aufhebung der dem General 
Dechen und dem Regierungsrat Hillen erteilten Visitations- 
kommission, da der Rückgang der Universität nicht an den 
Professoren liege, sondern an der Furcht der Studenten, unter 
die Soldaten gesteckt zu werden. Die Bitte wurde auch am 
4. Oktober gewährt unter gleichzeitig an die Professoren er- 
lassener Aufforderung unmittelbar über die Gründe des Verfalls 
zu berichten. Das geschah auch. Der aus Padua berufene 
Mathematiker Professor Hermann erlaubte sich dabei die Bosheit 
zu berichten, die Herabsetzung der Professoren durch die 
Kommission, deren Fragen jeder Student wisse, bewirke das 
Sinken der Universität. Im nächsten Jahre kam die Visitation 



— 184 — 

aber doch. Auch der Kanzler v. Ludewig sprach sich 1730 in 
seinem Gutachten über den Zustand der Universität Halle 
dahin aus, dass Visitationen zwecklos seien, wde das Beispiel 
der Universität Frankfurt a. 0. beweise. 

Die Abneigung der Universität und ihr«r Glieder gegen 
eine Visitation hinderte natürlich nicht, dass, sobald der 
Kommissar eingetroifen war, sofort ein Wettkriechen der Dozenten 
und Universitätsbeamten um Beförderung oder Gehaltserhöhung 
stattfand. In Frankfurt a. 0. beteiligte sich hierbei 1770 selbst 
der mit 10 Thlrn. jährlich besoldete Karzerwärter, der sich be- 
schwerte, dass er seine Arbeit versäumen müsse, wenn ein 
Student einsitze. 

Die Visitationskommission hatte den gesamten Zustand 
der Universität und die Thätigkeit ihrer Mitglieder zu unter- 
suchen, darüber zu berichten und Mittel zur Abhilfe einzelner 
Missstände vorzuschlagen. So erhalten am 16. Juli 1719 für 
Frankfurt a. 0. die Minister v. Grumbkow, v. Katsch und 
V. Schlippenbach die Instruktion, bei der Visitation den Fleiss 
im Lehren, Geschicklichkeit und Lebensart der Professoren, 
Leben und Wandel, besonders ihre Friedlichkeit unter ein- 
ander zu erforschen, den öffentlichen Disputationen beizuwohnen, 
die genügende Anzahl der Lehrer zu ermitteln, die Verwaltung des 
Rektors, der Bibliothek und die Thätigkeit der Exercitienmeister 
zu untersuchen. 

Ein Hauptpunkt der Visitation war dabei in Frankfurt a. 0. 
immer die Frage, woher der Verfall der Universität rühre. 
Die Befragung der Professoren ergab dabei regelmässig die 
verschiedenartigsten Ansichten. Als z. B. 1737 der Präsident 
V. Reichenbach unter Zugrundelegung des Moserschen Berichtes 
die Universität inspicieren sollte, wurde jedem Professor die 
Frage vorgelegt, woher der Verfall rühre, und wie ihm ab- 
zuhelfen sei. Die Berichte erwähnten dann die schlechte 
geographische Lage, das reformierte Bekenntnis der theologischen 
Fakultät, das auch auf die anderen Fakultäten einwirke, die 
schlechte und mangelhafte Besetzung der Professuren, von denen 
z. B. die für Philosophie vier Jahre unbesetzt geblieben sei, 
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nicht genügende Stipendien, die Furcht vor dem Soldatwerden, 
das sächsische Recht der benachbarten Länder und endlich 
den teuren Preis des Bieres, von dem das Quart in Frank- 
furt a. 0. 1 g. Gr., in Halle nur 6 Pf. koste. Die Visitatoren 
selbst schoben den Hauptgrund immer auf die schlechte Be- 
setzung der Professm-en, die wieder mit den ungenügenden 
Besoldungen zusammenhing. 

In der fridericianischen Zeit nach dem siebenjährigen 
Kriege wurde mit Vorliebe der frühere Frankfurter Professor, 
spätere Geheime Tribunalrat Steck mit Visitationen beauftragt, 
so 1768 für Halle, 1770 für Frankfurt a. 0. Bei einer kleinen 
Universität wie Duisburg verlohnten sich kaum die Kosten 
einer besonderen Visitation. Man war daher froh, wenn im 
Jahi-e 1768 der Geheime Tribunalrat Koenen sich erbot, ge- 
legentlich der Justizvisitation am Rheine gleich die Universität 
Duisburg mit zu untersuchen. 

Auf den Bericht des Kommissars erging regelmässig ein 
königlicher Visitationsbescheid, der alle gefundenen Mängel 
hervorhob und deren Abstellung anordnete. Irgend welchen 
dauernden Einfluss zur Hebung einer Universität haben die 
Visitationen im allgemeinen nicht gehabt. 

Viel besser als durch die ausserordentlichen Visitationen, 
die mit grossem Lärme in Szene gesetzt wurden und bei denen 
die Kommissare schliesslich doch nicht viel mehr sahen, als 
was auf der Oberfläche lag, wurde das Oberkuratorium durch 
den privaten Briefwechsel mit einzelnen Professoren über alle 
wichtigeren Vorgänge auf dem Laufenden erhalten. In Halle 
standen unter Friedrich dem Grossen besonders Chr. Wolff und 
später Semler in fortlaufendem Briefwechsel mit dem Minister. 
In Duisburg nahm der Professor v. Eichmann, der spätere 
Universitätsdirektor, eine ähnliche Vertrauensstellung ein. Diese 
Briefe entbehren manchmal nicht des komischen Beigeschmacks. 
So schreibt der Professor der Theologie Steinbart am 5. Oktober 
1784 an den Minister v. Zedlitz: „Ew. Hochfreyhl. Excellenz 
würde ich wenigstens mit einem Teller recht guter Pfirsiken 
aufzuwarten die Freude gehabt haben, wenn der Wagenmeister 
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oder der Gastwirt neben der Post mir sogleich von Dero An- 
konft, wie doch beyde versprochen hatten, Nachricht ertheilet 
hätten. Ich erfuhr es aber erst des Morgens, dass Ew. Hochfreihl. 
Excellenz die Nacht durch Frankfnrth eeeilet wären^. Darauf 
bot er dem )ilnister schöne Kirschbäume zum Geschenke an 
und berichtete ihm allerhand Frankfurter Skandalgeschichteu 
aus Universitätskreisen. Nach diesen Versuchen, sich das "Wohl- 
wollen des Ministers zu sichern, bat er schliesslich für sich nnd 
Löffler als lutherische Theologen« um die Fakultätsrechte. Mehr 
konnte man auf einmal gewiss nicht verlangen. 

Es liegt in dem ^Vesen jedes aristokratischen Staatswesens 
und damit auch der Büreaukratie, dass die Individualitäten im 
öffentlichen Leben nicht besonders hervortreten. Dazu kam, 
dass die Interrichtsverwaltung nur einen Anhang des Geist- 
lichen Departements, und dieses des Justizministeriums bildete, 
die leitenden Persönlichkeiten also das Schwergewicht ihrer 
Thätigkeit anderswo suchen mussten als im Unterrichtswesen. 

Eine persönliche Initiative der Oberkuratoren auf dem 
Gebiete der Universitätsverwaltung tritt daher nur in geringem 
Masse hervor. Man begnügt sich damit, das laufende Dezernat 
zu erledigen, bisweilen in kleinlicher und belästigender Weise, 
aber die grossen schöpferischen Gesichtspunkte fehlen, nachdem 
die Begründung der Universität Halle erfolgt war. Selbst der 
jüngere Cocceji, der durchFamilie und Erziehung den Universitäten 
besonders nahe stand, kümmerte sich als Minister um die 
Universitätsverwaltung so gut wie gar nicht, sondern unter- 
zeichnete die von dem Pi-äsidenten von Reichenbach ent- 
worfenen Verfügungen. Der Minister v. Fürst war persönlich 
bei den Professoren sehr beliebt, so dass er bei Übernahme 
des Grosskanzleramtes sogar gebeten wurde, dass Oberkuratorium 
der Universitäten beizubehalten. Aber irgend welche besondere 
Thätigkeit auf dem Gebiete der Universitätsverwaltung hat er 
auch nicht entwickelt. 

Erst der Minister v. Zedlitz, der Träger der Aufklärung, 
hat wie auf das höhere Unterrichtswesen überhaupt so auch 
auf die Universitäten einen bestimmenden Einfluss aus- 
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geübt ^). Die Pflege des Rationalismus in den theologischen 
Fakultäten, die Belebung der philologischen Studien durch 
F. A. Wolf in Halle und damit die Hebung der philosophischen 
Fakultäten und die Ausbildung eines besonderen Standes der 
höheren Lehrer, die bisher aus den Theologen allein hervor- 
gegangen waren, sind im wesentlichen das Werk der Zedlitzschen 
Politik. Selbst wissenschaftlich gebildet, wusste er sich den 
Professoren persönlich nahestehend. Mit richtigem Blicke er- 
kannte er die Bedeutung des einzelnen. So hat er F. A. Wolf 
vom Schulrektorate nach Halle berufen, so trotz erheblicher 
Schwierigkeiten schliesslich doch Kant den Weg zu einem 
Ordinariate gebahnt. Das persönliche Band, das ihn mit dem 
einzelnen verknüpfte, wusste er auch stets im persönlichen wie 
brieflichen Verkehre festzuhalten. Semler, bis er sich mit 
diesem infolge der Bahrdtschen Händel entzweite, und F. A. Wolf 
in Halle, Kant in Königsberg, standen ihm besonders nahe. 

Dass Wöllner in ganz entgegengesetzter Richtung wie 
Zedlitz den Universitäten seinen Geist aufzuprägen versuchte, 
ist bekannt genug. Allein einmal wurde er in diesem Bestreben 
doch gerade durch das Kollegialsystem, gegen das sich die 
Universität Halle thöricht genug aufgelehnt hatte, gelähmt. Er 
war nicht der allein entscheidende Oberkurator, sondern nur 
Präsident des Oberschulkollegiums. Sein Kampf mit der 
theologischen Fakultät zu Halle endete dann schliesslich infolge 
zu scharfen Vorgehens, bei dem ihn sogar der König im Stiche 
liess, mit seiner unzweifelhaften Niederlage. Wenn er desshalb 
die Hundertjahrfeier der Halleschen Universität verhinderte, so 
war dies nur ein kleinlicher Ausfluss von Rachsucht, der für 
die Universität unschädlich blieb. Ein Mann wie Wöllner 
konnte selbstverständlich als Vorgesetzter den Universitäten 
nicht besonders nützen, er hat ihnen aber auch nicht weiter 
geschadet. 

^) Vgl. Trendelenburg, Friedrich der Grosse und sein Staatsminister 
Freiherr v. Zedlitz, Berlin 1859; Reth wisch, Der Staatsminister Freiherr 
V. Zedlitz und Preussens höheres Schulwesen im Zeitalter Friedrich des 
Grossen, 2. Aufl., Berlin 1886. 
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Der Minister v. Massow war dann endlich der letzte Ober- 
kurator des alten Regiments. Sein Name ist im Gegensatze 
zu Zedlitz und Wöllner jetzt beinahe verschollen. Das ziemlich 
günstige Urteil, welches Stölzel ^) über ihn fallt, lässt sich doch 
nur mit erheblichen Einschränkungen unterschreiben. Gewiss 
war er ein Mann „erstaunlichster Thätigkeit". Allein zu seiner 
eigenen Belehrung fasste er umfangreiche Denkschriften ab wie 
die bei den Akten befindliche „Historische Nachricht von der 
Verfassung der Kgl. preussischen Friedrichs-Universität zu Halle 
nach ihrem Zustande bis znm letzten August 1800, entworfen 
von dem Minister v. Massow". Er behandelt auch nicht wie 
die früheren Oberknratoren vor Zedlitz die Universitäten als 
Nebensache, sondern ist von Eifer nnd Liebe zur Sache erfüllt. 
Bis auf die kleinsten Einzelheiten erstreckt sich sein eigen- 
händiges Dezernat. Allein es ist doch zum mindesten zweifel- 
haft, ob dieser Bienenfleiss eine gerade bei einem Minister 
lobenswerte Eigenschaft ist. Denn die grossen Gesichtspunkte 
gingen darüber verloren, nnd er geriet in einen kleinlichen 
Büreaukratismus, den kein Yerwaltungszweig weniger verträgt 
als gerade die Universitäten. Nach diesem seinen schematischen 
Gedankengange wollte er die reichlicheren Mittel, die Friedrich 
Wilhelm III. für die Universitäten zur Verfügung gestellt hatte, 
auf alle gleichmässig verteilen, wobei nur eine nutzlose Zer- 
splitterung stattgefunden hätte. Es war daher gewiss ein 
richtiger Gedanke, wenn aus dem königlichen Kabinette die 
Verwendung auf Halle allein verlangt wnrde, um dieses wieder 
zu einer Musteruniversität zu machen. Und nur der welt- 
fremdeste juristische Büreaukratismus des grünen Tisches konnte 
auf den wahnwitzigen Gedanken verfallen, als Disciplinarstrafen 
für studentische Ausschreitungen Prügel- und Todesstrafe an- 
zndrohen. Seine später noch zu erwähnenden neuen Pläne zur 
Begründung neuer, Erweiterung bestehender Universitäten waren 
allein durch das Wachstum des Staates geboten, entbehren 



') Brandenburg- Preussens Rechtsverwaltimg und Rechtsverfassung. 
Berlin 1 888, Bd. 2, S. 329 flf. 
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jedes grossen Gedankens, wie er bei Begi'ündiing von Halle 
und Berlin waltete, und standen etwa mit der Errichtung eines 
neuen Gerichtes oder einer neuen Verwaltungsbehörde auf 
gleicher Stufe. Trotz seiner religiösen Aufklärung hätte er 
mit seinem Büreaukratismus schädlicher wirken können als 
WöUner. Nur das Fortwirken des von Zedlitz, dem Schüler 
der Universität Halle, gepflanzten Geistes liess beider Thätigkeit 
ohne Schaden vorübergehen. Indem er Napoleon nach seinem 
Einzüge in Berlin den Eid der Treue leistete und sich den 
Fortbezug seines Gehaltes sicherte^), schloss er seine Thätigkeit 
würdig ab. 

§ 12. Neue Universitäten und neue Pläne. 

Schon seit der Erwerbung Schlesiens waren die vier Hohea- 
zollernschen Stiftungen nicht die einzigen Universitäten des 
preussischen Staates geblieben. 

Zunächst war die Jesuitenuniversität Breslau hinzugekommen. 
Auf Antrag der Breslauer Jesuiten, besonders des bekannten 
Pater Wolf, hatte Kaiser Leopold I. in der Aurea bulla vom 
21. Oktober 1702 dem dortigen Jesuitenkollegium die Rechte 
einer Universität erteilt. Trotz des Privilegiums hat es die 
Universität aber immer nur zu zwei Fakultäten gebracht, der 
katholisch-theologischen und der philosophischen, in deren jeder 
sechs Professoren lehrten. Eine besondere Dotation war nicht 
erforderlich, der Unterhalt wurde aus dem Vermögen des 
Ordens bestritten. In dieser Form erhielt sich die Universitas 
Leopoldina unter preussischer Herrschaft fort. In die preussische 
Universitätsverwaltung wurde sie selbst nach Aufhebung des 
Jesuitenordens nicht hineingezogen. Nur erfolgte ihr Unterhalt 
nunmehr aus der katholischen Hauptschulkasse. Der Ausgabe- 
etat betrug 1811 nur 9440 Thlr. 21 Sgr. 4 Pf., immerhin 
ziemlich viel für eine unvollständige Universität. 

Von ganz anderem Charakter war die Universität Erlangen^), 



1) Stölzel a.a.O. S. 373fr. 

2) Vgl.Engelhardt, Geschichte der Universität Erlangen von 1743—1843, 
Erlangen 1843. 
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die Stiftung der fränkischen Hohenzollern, welche 1792 mit 
den fränkischen Fürstentümern auf den preussischen Staat 
überging. Ähnlich wie Halle durch Privatstiftung 1699 als 
Ritterakademie entstanden, war sie 1743 mit einer Dotation 
von 5000 Thlrn., die unter Markgraf Alexander auf 18000 Gulden 
erhöht wurde, in eine Universität verwandelt. Sie besass von 
Anfang an drei Professoren der Theologie, die zugleich geist- 
liche Amter verwalteten, fünf Juristen, deren drei zugleich der 
philosophischen Fakultät angehörten, fünf Mediziner und sieben 
Mitglieder der philosophischen Fakultät, unter ihnen die drei 
Juristen und ein Theologe. Die wichtigste Rolle bei der 
Stiftung hatte ein französischer Refugie aus Holland, der Leib- 
arzt der Markgräfin Wilhelmine, Daniel de Superville, gespielt. 

Als Erzeugnis der Aufklärung war die Universität auf die 
Lehre der Wolffschen Philosophie hingewiesen. Zum grossen 
Teile mit vorzüglichen Lehrern besetzt, machte die neue Uni- 
versität Halle und Göttingen die empfindlichste Konkurrenz. 
Ihr Erwerb für den preussischen Staat war daher ein erheblicher 
Gewinn. Die fränkischen Lande wurden nun aber anfangs in 
die preussische Verwaltungsorganisation nicht eingefügt. An 
der Spitze stand vielmehr ein besonderes Landesministerium 
unter Leitung des Kabinettsministers Frhrn. v. Hardenberg. 
Damit war auch die Verwaltung der Universität Erlangen der 
Zuständigkeit des Oberschulkollegiums und später des Ober- 
kuratoriums entzogen. Erst 1798 wurde das besondere fränkische 
Landesministerium aufgehoben. Das Kuratorium der Universität 
Erlangen erhielten nunmehr Hardenberg und Massow gemeinsam. 
Hardenberg widmete nach wie vor der Universität seine eifrigste 
Fürsorge. Insbesondere wurde nach seinen Vorschlägen vom 
22. Oktober 1804 die Dotation auf 26505 fl. 33 V,x -= 15145 Thlr. 
1 1 Sgr. Jf Pf. erhöht. Bei dieser Verwaltung durch zwei Minister 
waren für die Entwicklung lähmende Streitigkeiten zwischen 
beiden nicht ausgeschlossen, wie sich solche namentlich über 
Fichte ergaben. 

Im Gegensatze zu der blühenden Universität Erlangen 
brachte der Erwerb der Entschädigungslande im Jahre 1803 
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dem preussischen Staate als Zuwachs eine Reihe verfallender 
Universitäten, die beständig zwischen Leben und Sterben 
schwebten. 

Da war zunächst die altberühmte Universität Erfurt, eine 
mittelalterliche Stiftung von 1392. Durch die späteren 
Universitätsgründungen der Wettiner und Hohenzollern in den 
benachbarten Landen w^eit überflügelt, befand sie sich beim 
Anfalle an Preussen im tiefsten Verfalle. Nach einem Berichte 
vom 19. Mai 1804 hatte sie im vorhergehenden Jahre nur 
38 Studenten gehabt, darunter 13 Theologen^ 14 Juristen, 
10 Philosophen und 1 Mediziner. 

Eine neuere Stiftung war die kleine LTniversität zu Münster. 
Ein kaiserliches Privilegium Ferdinands I. war schon 1631 er- 
teilt, die wirkliche Errichtung aber erst mehr als anderthalb 
Jahrhunderte später erfolgt. Nachdem Papst Klemens XIV. 
der zu gi'ündenden Universität das durch die Bulle auf- 
gehobenen Kloster der Nonnen zu Überwasser überwiesen, und 
Joseph II. am 8. Oktober 1773 eine neue Errichtungsurkunde 
erteilt hatte, erfolgte die Stiftung selbst durch den Kurfürsten 
Maximilian Friedrich von Köln als Bischof von Münster und 
seinen Minister von Fürstenberg 1775 mit einigen juristischen 
und medizinischen Lehrstühlen. Erst 1780 war die Universität 
vollständig. Das Amt des Vicekanzlers hatte Fürstenberg über- 
nommen. 

In Paderborn bestand seit 1614 eine aus dem Gymnasium 
hervorgewachsene Jesuitenuniversität ohne medizinische Fakultät. 
Als das Gebiet an Preussen fiel, war auch die juristische 
Fakultät eingegangen, so dass nur noch die theologische und 
philosophische Fakultät bestanden. Irgend welche Bedeutung 
besass die kleine Universität nicht. 

Endlich folgte zuletzt noch eine glänzende Erwerbung 
allerdings nur für kurze Zeit, die von Göttingen, als 1806 
Hannover an Preussen überlassen wurde. Die LTniversität fand 
sich sehr schnell in diese Thatsache und bat nur um Schutz 
ihrer Privilegien und Exemtion vom Oberkuratorium. Sie er- 
hielt auch aus dem königlichen Kabinette beruhigende Zu- 
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Sicherungen. Vor der endgiltigen Organisation ging aber das 
Land für Preussen schon wieder verloren. Das Provisoriuna 
der preussischen Herrschaft von 1806 hat keine dauernde 
Spuren hinterlassen. 

Der Erwerb grosser und zum Teil umfangreicher Gebiete 
für den preussischen Staat musste ganz von selbst auch auf 
dem Gebiete der Universitätsverwaltung einer Reihe neuer Be- 
dürfnisse erwecken. Pläne auf Gründung neuer, Erweiterung 
bestehender, Aufhebung alter Universitäten lagen gleichsam in 
der Luft. Wie andere Reformen, die die Stein-Hardenbergische 
Zeit verwirklicht hat, mit ihren Anfängen bis in die letzten 
Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts zurückreichen, so werfen auch 
die Stiftungen wie die Aufhebungen von LTniversitäten in der 
Zeit von 1809 bis 1818 schon ihren Schatten voraus. Es war 
freilich ein anderer Geist, in dem später die Verwii'klichung 
erfolgte, als der weltentfremdete Büreaukratismus desMassowschen 
Regiments. 

Zunächst machten die Verhältnisse der polnischen Landes- 
teile neue Massregeln notwendig. Die Anregung kam hier 
nicht von der Universitätsverwaltung selbst, sondern von aussen. 
Am 7. April 1794 schlug der Minister v. Voss beim Geistlichen 
Departement die Errichtung einer paritätischen Universität in 
Thorn für Südpreussen als Ersatz von Krakau vor. Die von 
Wöllner und Gedike gezeichnete Antwort vom 29. April er- 
klärte ihr Einverständnis und meinte, es würden für den Zweck 
12000 Thlr. notwendig sein. Inzwischen war aber der Minister 
V. Voss auf andere Gedanken gekommen. Am 5. Juli 1794 
sprach er sich nach nochmaliger Erwägung eher für En^ichtung 
katholisch-theologischer Lehrstühle an bestehenden Universitäten 
im Interesse der Kostenersparnis und der Toleranz aus. Nun 
erwachte der Wettbewerb der Provinzialressorts. Der schlesische 
Provinzialminister v. Hoym verlangte die Erweiterung von 
Breslau. Der Chef des preussischen Departements im General- 
direktorium V. Schrötter wünschte eine Universität in* Kulm, 
weil dort kein Bischof sei. Damit waren inzwischen einige 
Jahre verflossen. Am 26. August 1799 beantragte Voss die 
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Errichtung der katholisch-theologischen Lehrstühle zu Frank- 
furt a. 0. und Königsberg. Massow erklärte sich hiermit am 
26. November 1799 einverstanden, meinte aber, an jeder der 
beiden Universitäten werde ein Lehrer für Dogmatik und 
Kirchengeschichte ausreichen. Mit zwei katholischen Theologen 
wollte man also den ganzen polnischen Klerus erziehen. Die 
königliche Kabinettsordre vom 21. Oktober 1800 billigte den 
Massowschen Plan, vorausgesetzt, dass sich geeignete Lehrer 
fänden, und die geistlichen Behörden die Zöglinge nachher als 
Priester annähmen. Man hat dann noch einige Zeit vergeblich 
nach Lehrern gesucht. Damit endete der Plan der Begründung 
einer deutschen Universität zur Germanisierung des Ostens. 

In den rheinisch-westfälischen Gebieten waren die Zustände 
gleichfalls unhaltbar. Vor dem Erwerbe der Entschädigungs- 
lande fehlte es trotz der starken katholischen Bevölkerung an 
jeder Fürsorge für die Ausbildung katholischer Theologen im 
Inlande. Schon am 17. Mai 1769 führte der Professor v. Eich- 
mann in Duisburg beim Minister v. Füi^st Klage darüber, die 
Katholiken gingen bisher auf drei Jahre nach dem Seminare 
in Köln, wodurch viel Geld aus dem Lande komme. Er schlug 
daher vor, da in Duisburg Universität und Klöster seien, dort 
die nötigen Anstalten zu treffen. Der Anregung wurde jedoch 
damals keine weitere Folge gegeben. Nach 1803 hatte man 
die drei Universitäten Duisburg, Münster und Paderborn, letztere 
beiden katholisch, aber alle drei lebensunfähig. Massow be- 
absichtigte statt dessen die Enichtung einer grossen Universität 
für die westlichen Provinzen zu Münster, wie sie 1818 that- 
sächlich in Bonn errichtet worden ist. Schon im Dezember 1803 
vergewisserte er sich durch Rückfrage beim Auswärtigen De- 
partement, dass keine politischen Bedenken gegen die Auf- 
hebung der Universität Duisburg obwalteten. Ebenso wurde 
festgestellt, dass ein Einspruchsrecht der Landstände nicht be- 
stehe. Die Kabinettsordre vom 12. April 1804 ordnete dann 
endgiltig an, dass Münster als grosse paritätische Universität 
mit zwei theologischen Fakultäten organisiert, die Universität 
Duisburg dagegen aufgehoben werden solle. Von Paderborn 

Bornhak, Preussische Universitätsyerwaltung. 13 
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war vorläufig nicht weiter die Rede, neben der grossen Uni- 
Tersität Münster war aber sein Fortbestand selbstrerständlich 
ausgeschlossen. 

Dass die schon von. selbst im Sterben liegende Universität 
Erfurt sich neben Halle nicht weiter erhalten konnte, war 
^eichfalls zweifellos. Auch die Anfhebnng von Erfurt war 
daher beschlossene Sache. 

Die Ereignisse von 1806 und 1807 haben die Ansfährang 
aller dieser Pläne unmöglich gemacht. Sie waren gleichwohl 
nicht bedeutungslos. Einer besseren Zeit blieb es vorbehalten, 
an sie anzuknüpfen und sie in einem neuen Geiste ins Leben 
zu rufen. 
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